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ADVOKAT und seine Geschäftsführung 
Evelin Greiter und Dietmar Harb 

freuen sich sehr über die erhaltenen Auszeichnungen 
und wünschen ein wunderbares Weihnachtsfest und 

ein gesundes und erfolgreiches neues Jahr 2023! 

Austrias Leading Companies 2022

HERMES Wirtschafts.Preis 2022

ADVOKAT erzielt den 2. Platz in der 
Kategorie: "Großunternehmen national über 

10 Millionen Umsatz in Tirol"

ADVOKAT wurde vom HERMES 
Wirtschafts.Forum mit dem 3. Platz in der 

Kategorie "Dienstleistungen" unter die besten 
Unternehmen Österreichs gewählt.

www.advokat.at • www.meinekanzlei.at

Dietmar Harb, BSc.Mag. Evelin Greiter
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Reformen im Strafverfahren
sind dringend geboten

S chon von Berufs wegen sind Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälte verpflichtet, alles Notwendige unum-

wunden vorzubringen. So halten wir es aber auch in der
standes- und rechtspolitischen Arbeit.

Das gilt insb auch für unsere wachsende Sorge um die
Rechtsstaatlichkeit im Strafprozessrecht wegen der dort feh-
lenden Reformen und weil man sich dort auch von den
Grundrechten zu entfernen scheint. Es ist nicht nur so, dass
die letzte große Reform des strafrechtlichen Ermittlungsver-
fahrens seit 2008 zeitlich wie inhaltlich dort stecken blieb,
obwohl man anderes angekündigt hatte. Jedenfalls hat der
Gesetzgeber offenbar auch (bewusst) auf eine Neuregelung
des weiterhin in vielen Bereichen anachronistischen
Haupt- und Rechtsmittelverfahrens vollkommen verges-
sen. Oder aber die Anpassung der StPO an die neue Zeit
war ihm nicht wichtig genug. Man scheut offenbar eine sol-
che im Bereich der Bekämpfung der Beweiswürdigung von
Kollegialgerichten weiterhin. Ein insgesamt ungerechtes wie
kompliziertes Prozessrecht nimmt man in Kauf, und über
die längst notwendige Begründungspflicht von Geschwo-
renenurteilen wird nicht einmal diskutiert! Dies vielfach
mit der Ausrede, die Berufsrichterinnen und -richter (der
Schwurgerichtshof) könnten ja nicht ein Urteil lege artis be-
gründen, das andere, nämlich die Geschworenen als juristi-
sche Laien, gefällt hätten. Für viele ist dies nicht nachvoll-
ziehbar, denn so viel an juristischer Leistungsfähigkeit ist
gelernten Juristinnen und Juristen jedenfalls abzuverlangen.

Aber auch im Ermittlungsverfahren besteht dringender
Handlungsbedarf. Die Sicherstellungs- und Auswertungs-
befugnisse der Staatsanwaltschaft betreffend elektronische
Kommunikationsgeräte als Datenträger sollten – und dies
ohne Bezugnahme auf aktuelle Geschehnisse – neuen und
besonderen Bestimmungen unterliegen, kommt doch die
Wegnahme eines Datenträgers in vielen Fällen auch einer
Nachrichtenüberwachung gleich. Man hat offensichtlich

„vergessen“, dass die modernen Mobiltelefone nicht nur
zum Telefonieren geeignet sind, sondern vielmehr gleich
Laptops, PCs und Tablets hochleistungsfähige Computer
und Datenträger mit Zugängen zur Cloud und ganzen Ser-
vern sind. Auch der Umgang mit sogenannten Zufallsfun-
den sollte geregelt und ein für die bzw den Beschuldigten
transparenter Auswahlprozess hinsichtlich des zum Akt
genommenen Materials geschaffen werden. Endlich muss
auch das persönliche Widerspruchsrecht der bzw des Be-
schuldigten gegen die Sicherstellung im § 112 StPO aner-
kannt werden, wenn dieser betroffenen Person ein gesetz-
lich anerkanntes Recht auf Verschwiegenheit von Berufsge-
heimnisträgern zukommt. Es darf nicht nur als ein solches
der Rechtsanwältin oder des Rechtsanwalts behandelt wer-
den, und daher ist die Judikatur, die der beschuldigten Per-
son ein Recht, sich auf die Verschwiegenheit ihrer Rechts-
beraterin bzw ihres Rechtsberaters zu berufen, verweigert,
durch den Gesetzgeber zu korrigieren.

Basis für die Diskussion und Grundlage für eine Reform
soll jedenfalls das ausführliche und gut begründete Gutach-
ten samt dem darin enthaltenen Gesetzesvorschlag von
Frau Univ.-Prof.in Dr.in Ingeborg Zerbes und von Frau Mag.a

Shirin Ghazanfari sein. Ihre Ausführungen sind in dieser
Ausgabe des Anwaltsblatts veröffentlicht. Rechtsstaatlich
und auch aus grundrechtlicher Sicht wären alle Parlaments-
parteien gut beraten und sind aufgefordert, diesbezüglich
Reformen im strafprozessrechtlichen Bereich auf den Weg
zu bringen. Die österreichischen Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälte werden – gestützt auf ihre Wahrnehmungen
in der Praxis – daran gerne mitwirken und ihre Expertise
einbringen.

BERNHARD FINK
Vizepräsident des Österreichischen Rechtsanwaltskammer-
tages (ÖRAK)
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SILVANA ASEN (SA)
ÖRAK, Juristischer
Dienst

ALEXANDER
DITTENBERGER (AD)
ÖRAK, Juristischer
Dienst

CHRISTIAN
MOSER (CM)
ÖRAK, Juristischer
Dienst

Gebührenanpassungen
Bitte beachten Sie folgende ab 1. 1. 2023 geltende Gebüh-
renanpassungen:

Archivium:
Kurze Speicherdauer: 22 Jahre, € 13,– (zzgl € 0,65 Ver-

rechnungsstellenentgelt)
Lange Speicherdauer: 40 Jahre, € 20,– (zzgl € 1,– Ver-

rechnungsstellenentgelt)

Patientenverfügungsregister der österreichischen
Rechtsanwälte (RAPatVR):

Registrierungsgebühr: € 22,–

Testamentsregister der österreichischen Rechtsanwäl-
te (RATR):

Registrierungsgebühr: € 22,–

Die relevanten Beschlüsse der ÖRAK-Vertreterver-
sammlung vom 22. 9. 2022 finden Sie auch auf der Website
www.rechtsanwaelte.at unter den Kundmachungen.

SA, CM

Register der wirtschaftlichen Eigentümer
Das Register der wirtschaftlichen Eigentümer wurde für die
Zwecke der Verhinderung von Geldwäscherei und Terroris-
musfinanzierung eingerichtet und beinhaltet Daten über die
wirtschaftlichen Eigentümer von Gesellschaften, anderen
juristischen Personen, Stiftungen und Trusts. Wirtschaftli-
cher Eigentümer sind alle natürlichen Personen, in deren
Eigentum oder unter deren Kontrolle ein Rechtsträger letzt-
lich steht, hierzu gehört zumindest der Personenkreis gem
§ 2 WiEReG.

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sind iZm ihren
Sorgfaltspflichten zur Verhinderung von Geldwäscherei
und Terrorismusfinanzierung verpflichtetet, die wirtschaft-
lichen Eigentümer ihrer Klientinnen und Klienten festzu-
stellen.

Meldepflichtig an das Register sind Rechtsträger nach
dem WiEReG. Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte kön-
nen von ihren Klientinnen und Klienten mit der Feststel-
lung und Überprüfung der Rechtsträger beauftragt werden.

Für alle zur Meldung an das Register der wirtschaftli-
chen Eigentümer verpflichteten Rechtsträger können
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte auf freiwilliger Basis
auch die zur Überprüfung der wirtschaftlichen Eigentümer
erforderlichen Dokumente an das Register übermitteln
(Compliance-Package). Im Zuge des Compliance Packages
haben Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte ua Nachweise
und Erklärungen, aufgrund derer sich allfällige, für die Stel-
lung als wirtschaftlicher Eigentümer gem WiEReG relevan-
te Treuhandschaften ergeben, zu melden.

Weitere Informationen finden Sie auf der Informations-
seite des Finanzministeriums unter bmf.gv.at / Services /
Register der wirtschaftlichen Eigentümer sowie im On De-
mand Webcast der AWAK „Das WiEReG für die Anwalt-
schaft – Chancen und Pflichten“. In diesem erfahren Sie in
180 Minuten die wichtigsten Regelungsgegenstände des
WiEReG und können Ihre Kenntnisse anhand konkreter
Praxisfälle vertiefen. Der ÖRAK stellt Ihnen dieses Fortbil-
dungsangebot kostenlos auf seiner Website (https://www.
rechtsanwaelte.at/aktuelles/aktuelles/news/gratis-online-
fortbildung-das-wiereg-fuer-die-anwaltschaft-chancen-
und-pflichten/) zur Verfügung.

AD
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BESTELLFORMULAR 
WERBEARTIKEL

AUSFÜLLEN UND 
BESTELLEN

Retournieren Sie dieses Formular bitte an die RADOK GmbH per Fax an die Fax-Nummer 01 / 535 12 75-13 oder per E-Mail an bestellung@radok.at.
RADOK Gesellschaft für Organisation, Dokumentation und Kommunikation Gesellschaft m.b.H., Wollzeile 1-3, 1010 Wien  Preise Netto in Euro zzgl. USt.

Name bzw Firma: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Straße: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  PLZ/Ort: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Datum:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Unterschrift:. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

BAUMWOLLTASCHE Preis €/Stk. Anzahl Gesamt
Navy, 2-seitig „Immer an Ihrer Seite!“ sowie „Wir lassen Sie nicht hängen!“
mit Logo „Die österreichischen Rechtsanwältinnen“ bzw „Die österreichi-
schen Rechtsanwälte“, 35x39x13,5cm, Träger: 58cm, 100% Baumwolle

6,00

MANNERSCHNITTEN Preis €/Stk. Anzahl Gesamt
2 knusprige Waff eln gefüllt mit Haselnusscreme mit beidseitiger Banderole  
„Bevor es Brösel gibt...“ und „Sollten Sie mal Brösel  haben...“ mit R-Logo, 
ca. 15 g

0,50

BONBONS Füllmenge Preis €/Pkg. Anzahl Gesamt
Bonbon in Wickler aus blauer Folie, Aufdruck „Fruchtgenuss“ 
mit R-Logo, Fruchtmix (Himbeere, Zitrone und Pfi rsich) ½ kg 17,00

1 kg 32,00

KUGELSCHREIBER WEISS Preis €/Stk. Anzahl Gesamt
Weiß 
mit Aufdruck 1,00

„R“PIN MIT MAGNETVERSCHLUSS Preis €/Stk. Anzahl Gesamt
R-Logo ausgestanzt als Pin 
mit Magnetverschluss 
ø ca 19 mm

2,50

LANYARD ZWEISEITIG Preis €/Stk. Anzahl Gesamt
Blau-weiß, Karabiner, Logoaufdruck, L(ohne Karabiner)=44 cm 
Aufdruck blaue Seite „Wir sprechen für Ihr Recht“
Aufdruck weiße Seite „www.rechtsanwaelte.at“

1,50

STOCKSCHIRM MIT HOLZGRIFF & KUNSTLEDERDETAIL Preis €/Stk. Anzahl Gesamt
Stockschirm, marineblau, 
Fiberglas, tefl onbeschichtet, mit Aufdruck
Ø 115 cm

20,00

NOTIZBÜCHER Format Preis €/Pkg. Anzahl Gesamt
100 Blatt, Hardcover kratzfest laminiert, Kern kariert, gelocht 
und perforiert, mit Leseband und Kapitalband A5 8,90

A4 9,90

POST IT HAFTNOTIZBLOCK Preis €/Stk. Anzahl Gesamt
Weiß, mit Aufdruck
DIN A7, 50 Blatt 1,75

SCHREIBBLOCK Preis €/Stk. Anzahl Gesamt
Weiß, mit Aufdruck
DIN A4, 50 Blatt kopfgeleimt 2,00

AUFKLEBER Preis €/Stk. Anzahl Gesamt
Logo
Maße: 12 x 3 cm 1,00

USBSTICK Preis €/Stk. Anzahl Gesamt
Sonderform R-Logo in 3D, 
64 GB Datenvolumen, USB 2.0 8,50

GESAMT zuzüglich Spesen für Versand und Verpackung Preis €
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Diese Ausgabe von
„Recht kurz & bündig“
entstand unter
Mitwirkung von

ULLRICH SAURER (US)
Rechtsanwalt

MANFRED
AINEDTER (MA)
Rechtsanwalt

FRANZ GALLA (FG)
Rechtsanwalt

§§ 3, 9, 10, 33 PSG

2022/308

Zum Einstimmigkeitsprinzip in der Privatstiftung
1. Gemäß der dispositiven Regelung des § 3 Abs 2 PSG kön-
nen die den Stiftern zustehenden oder vorbehaltenen Rech-
te von ihnen nur gemeinsam ausgeübt werden, es sei denn
„die Stiftungsurkunde sieht etwas anderes vor“. Diese Rege-
lung ist auch unter dem Einstimmigkeitsprinzip bekannt.
2. Da in § 3 Abs 2 PSG eine Abänderung des Einstimmig-
keitsprinzips nach dem eindeutigen Wortlaut ausdrücklich
der Stiftungsurkunde – nicht auch der Stiftungszusatzur-
kunde – vorbehalten ist, ist bei der Auslegung dieser Be-
stimmung nicht auf die Gesetzesmaterialien zurückzugrei-
fen.
3. Überdies wird der Begriff „Stiftungserklärung“ nicht ein-
mal im Gesetzestext selbst an jeder Stelle als Überbegriff für
die zwingend zu errichtende Stiftungsurkunde und die bloß
fakultative Stiftungszusatzurkunde durch den Gesetzgeber
verwendet.
4. Die Verwendung des Begriffs „Stiftungsurkunde“ lässt
dementsprechend nicht immer den Schluss zu, dass die
maßgeblichen Anordnungen sowohl in der Stiftungsurkun-
de als auch in der Stiftungszusatzurkunde getroffen werden
können.
5. Normiert nun aber § 3 Abs 2 PSG für das Abweichen
vom Einstimmigkeitsprinzip bei Ausübung der Stifterrechte
eindeutig, dass sich „etwas anderes“ aus der Stiftungsurkun-
de – nicht aus der Stiftungszusatzurkunde – ergibt, sind sol-
che Regelungen eindeutig nur der Stiftungsurkunde zuge-
wiesen und können nicht wirksam in der Stiftungszusatzur-
kunde getroffen werden.
6. Regelungen betreffend das Abweichen vom Einstimmig-
keitsprinzip bei der Ausübung der den Stiftern zustehenden
oder vorbehaltenen Rechten müssen daher bei sonstiger
Unwirksamkeit gem § 3 Abs 2 PSG in deutlicher, zu keinem
Zweifel Anlass gebender Weise in die Stiftungsurkunde auf-
genommen werden. Handelt es sich dabei gleichzeitig um
eine Regelung über die Änderung der Stiftungserklärung,
folgt dies auch aus § 9 Abs 2 Z 6 iVm § 10 Abs 2 PSG.
OGH 29. 8. 2022, 6 Ob 100/22g JusGuide 2022/40/
20485. US

§§ 82, 83 GmbH

2022/309

Zum Verbot der Einlagenrückgewähr nach § 82 GmbH
1. Normadressaten des in § 82 GmbHG erhaltenen Verbots
der Einlagenrückgewähr sind grundsätzlich die GmbH und
die Gesellschafter. Darüber hinaus sind in bestimmten Fäl-
len Leistungen an Dritte einem Gesellschafter zuzurechnen,
und zwar etwa dann, wenn die Leistung an den Dritten zu-
gleich eine Leistung an den Gesellschafter darstellt oder der
Dritte eine Stellung einnimmt, die jener eines Gesellschaf-
ters gleichkommt.

2. Jedenfalls darunter fallen Leistungen an Dritte, die vom
wirtschaftlichen Ergebnis her gesehen dem Gesellschafter
zugute kommen, so etwa auf Veranlassung eines Gesell-
schafters vorgenommene Zuwendungen der GmbH an ei-
nen dem Gesellschafter nahestehenden Dritten.
3. Der OGH hat überdies einen Rückgewähranspruch nach
§ 83 Abs 1 GmbHG gegen einen begünstigten mittelbaren
Gesellschafter und wirtschaftlichen Alleineigentümer einer
GmbH bejaht, dem deren Zahlung an eine Bank wirtschaft-
lich zugute kam, weil er dadurch von seiner sonst schlagend
werdenden Bürgenhaftung befreit wurde.
4. Ein Vermögenstransfer von einer GmbH an einen Gesell-
schafter lässt sich durch eine erfolgte Zahlung an die Bank
nicht entnehmen. Der bloße Umstand, dass ein beklagter
Gesellschafter von der „Last“ befreit worden sei, eine unbe-
rechtigte Forderung der Bank „abzuwehren“, genügt nicht
für die Annahme einer verbotenen Einlagenrückgewähr.
OGH 29. 8. 2022, 6 Ob 234/21m JusGuide 2022/41/
20500. US

§ 78 GmbHG

2022/310

Zum Stimmrecht des Treugebers bei
Beschlussfassung
1. Gemäß GmbHG kommt das Stimmrecht bei der Be-
schlussfassung der Gesellschafter jedem Gesellschafter zu.
2. Wird ein Geschäftsanteil treuhänderisch gehalten, so ist
nach unstrittiger Ansicht der Treuhänder, nicht der Treu-
geber stimmberechtigt. Ein Treugeber hat nicht etwa eine
aus seiner gesellschafterähnlichen Stellung abgeleitete Teil-
rechtspositionen innerhalb der Gesellschaft. Gesellschafter
ist vielmehr ausschließlich der Treuhänder.
3. Er allein ist Träger der gesellschaftlichen Rechte und
Pflichten. Selbst bei einer offenen Treuhand besteht zwi-
schen dem Treugeber und der Gesellschaft keine Rechtsbe-
ziehung.
4. Gemäß § 78 Abs 1 GmbHG gilt daher im Verhältnis zur
Gesellschaft nur derjenige als Gesellschafter, der im Fir-
menbuch als solcher aufscheint.
5. Zur Stimmabgabe zugelassen sind nur Gesellschafter, die
im Firmenbuch eingetragen sind. Wird ein Beschluss von
oder unter Beteiligung von Nichtgesellschaftern gefasst, so
liegt nach der Rsp ein Scheinbeschluss vor, der keine
Rechtswirkung entfaltet.
OGH 14. 7. 2022, 5 Ob 98/22f. US

§ 7 UWG; § 1330 ABGB

2022/311

Zur Klagslegitimation nach § 7 UWG
1. ErstKl ist eine GmbH, als ZweitKl tritt der alleinige Ge-
sellschafter und Geschäftsführer der ErstKl auf. Von den Kl
wurde das Verbot herabsetzender, unwahrer und beleidi-
gender Äußerungen sowie der Widerruf der Äußerungen
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und der Ersatz des Schadens samt Urteilsveröffentlichung
begehrt.
2. Das BerG ist hier davon ausgegangen, dass der ZweitKl
als Geschäftsführer einer GmbH zwar hinsichtlich § 1330
ABGB, nicht aber bezüglich § 7 UWG aktivlegitimiert ist.
3. Dies deckt sich mit dem klaren Wortlaut der Norm, wo-
nach nur der Verletzte, also das herabgesetzte Unternehmen
– bzw dessen Inhaber –, zur Klagsführung berechtigt ist.
4. Nach der Rsp sind zwar persönlich haftende Gesellschaf-
ter einer Personengesellschaft und die (Mit-)Gesellschafter
einer GesbR sowie Teilhaber einer Eigentumsgemeinschaft,
nicht aber Geschäftsführer und Gesellschafter einer GmbH
nach § 7 UWG aktivlegitimiert. Die Entscheidung hält sich
damit im Rahmen der Rsp.
5. Geschäftsführer einer GmbH sind nicht nach § 7 UWG
aktivlegitimiert.
OGH 30. 6. 2022, 4 Ob 101/22 i JusGuide 2022/39/
20473. US

§§ 10, 31 IPRG; Art 4, 10 VO (EG) 593/2008 (Rom I-VO)

2022/312

Zur Anfechtung der Veräußerung von Anteilen an
einer deutschen GmbH
1. Bei einer Übertragung von GmbH-Anteilen ist eine Dif-
ferenzierung zwischen schuldrechtlichem Verpflichtungs-
und dem Verfügungsgeschäft vorzunehmen.
2. Das Verpflichtungsgeschäft ist dem Vertragsstatut unter-
worfen. Demnach ist das anwendbare Recht nach den Re-
geln der Rom I-VO zu ermitteln. Der Ausschluss gesell-
schaftsrechtlicher Materien vom Anwendungsbereich der
Rom I-VO greift für schuldrechtliche Geschäfte, die die
Verpflichtung zu Übertragung von Geschäftsanteilen be-
gründen, nicht. Das Vertragsstatut bestimmt sich primär
nach dem von den Parteien gewählten Recht (Art 3 Rom
I-VO), mangels Rechtswahl der objektiven Anknüpfung
nach Art 4 Rom I-VO.
3. Nach der allgemeinen Regel des Art 4 Abs 2 Rom I-VO
ist das Recht jener Partei anzuwenden, die die vertragscha-
rakteristische Leistung erbringt. Ergibt sich allerdings aus
der Gesamtheit der Umstände, dass der Vertrag eine offen-
sichtlich engere Verbindung zu einem anderen Staat auf-
weist, so ist das Recht dieses Staats anzuwenden (Art 4
Abs 3 Rom I-VO).
4. Eine Regeldurchbrechung iSd Art 4 Abs 3 Rom I-VO ist
auf Ausnahmekonstellationen beschränkt, weil ansonsten
die Grundnorm der Maßgeblichkeit der vertragscharakte-
ristischen Leistung durchbrochen würde.
5. Für eine derartige stärkere Verbindung kann bei einem
Kaufvertrag über einen Mehrheitsanteil an einer GmbH
sprechen, dass nicht der Anteilserwerb, sondern der Erwerb
des von der Gesellschaft betriebenen Unternehmens im
Vordergrund des Geschäfts steht. Die Ausnahme ist aber
eng auszulegen, die stärkere Verbindung des Vertrags zu
einem anderen Staat muss offensichtlich sein.

6. Gemäß Art 10 Abs 1 Rom I-VO sind auch Willensmän-
gel – insb Irrtum, arglistige Täuschung und Drohung –

nach dem Vertragsstatut anzuknüpfen. Das Vertragsstatut
entscheidet auch über die Rechtsfolgen von Willensmän-
geln; es legt fest, ob der Willensmangel kraft Gesetzes zur
Nichtigkeit der Vertragserklärung führt oder ob es der An-
fechtung durch gestaltende Willenserklärung oder Klageer-
hebung bedarf.
7. Hingegen fällt die Frage, unter welchen Voraussetzungen
es zum dinglichen Rechtsübergang an verkauften Gesell-
schaftsanteilen kommt, unter die Bereichsausnahme des
Gesellschaftsrechts gem Art 1 Abs 2 lit f Rom I-VO. Diese
Frage untersteht daher nicht der Rom I-VO, sondern dem
autonomen Kollisionsrecht der lex fori. Da das Sachstatut
des § 31 IPRG nur körperliche Sachen erfasst, ist es nicht
auf Gesellschaftsanteile anwendbar. Der dingliche Über-
gang der Anteile unterliegt vielmehr dem Personalstatut
der juristischen Person.
OGH 22. 6. 2022, 6 Ob 186/21b JusGuide 2022/38/
20459. US

§ 205 Abs 2 StPO (209 Abs 3 StPO)

2022/313

Nachträgliche Fortsetzung im Hauptverfahren
Eine Mitteilung nach § 200 Abs 4 iVm § 199 StPO stellt
nicht bloß eine prozessleitende, sondern eine Bindungswir-
kung (§ 205 Abs 3 letzter Satz StPO) entfaltende Verfügung
dar. Eine Fortsetzung des Verfahrens ist nur zulässig, wenn
darüber ein (den Bedingungen des § 86 Abs 1 und 2 StPO
entsprechender, anfechtbarer) FortsetzungsB gefasst wird.
Der Verfahrensfortsetzung in Form der Durchführung der
HV und UFällung steht ein für den Fall der Rechtskraft ei-
ner beschlossenen Fortsetzung auflösend bedingtes Verfol-
gungshindernis entgegen.
OGH 22. 2. 2022, 14 Os 123/21a, 124 /21y, 125/21w (BG
Favoriten 22 U 16/08w) EvBl 2022/99. MA

§ 35 Abs 3a JGG (§ 89 Abs 2b Satz 1 StPO)

2022/314

Haftfortsetzung gegen Jugendliche
Das OLG hat auch im Fall von Beschwerden gegen die Ver-
hängung der U-Haft stets in der Sache zu entscheiden. Zu-
folge Verzichts auf eine § 179 Abs 6 StPO idF vor BGBl I
2004/19 entsprechenden Regelung ist Prozessgegenstand
von Entscheidung in der Sache bei erfolgter Verhängung
der U-Haft deren Fortsetzung. Dieses dem Haftsystem ins-
gesamt zugrunde liegende Verständnis wird nicht durch
§ 174 Abs 4 StPO angeordnet, sondern knüpft an diese Be-
stimmung an. Demnach hat sich das OLG im Fall der Be-
schwerde gegen die Verhängung der U-Haft über einen ju-
gendlichen Besch nicht bloß auf eine Gesetzmäßigkeitsprü-
fung zu beschränken, sondern hat es in der Sache selbst
über die Fortsetzung der U-Haft (maW über die Haft) zu
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entscheiden. Ist die (gegenüber § 175 Abs 2 StPO spezielle)
Regelung des § 174 Abs 4 StPO gem § 35 Abs 3a Satz 1
JGG nicht anzuwenden, löst ein auf Fortsetzung der U-Haft
lautender B des BeschwerdeG die jeweilige Haftfrist des
§ 175 Abs 2 StPO aus.
OGH 2. 3. 2022 12 Os 22/22k Evl 2022/100. MA

§ 21 Abs 1 StGB (§ 173 Abs 2 Z 3 lit a StPO; § 84
Abs 2, § 269 Abs 1 Fall 1 StGB)

2022/315

Schwere Folgen
Der in § 21Abs 1 StGB normierte (mit jenemdes § 173Abs 2
Z 3 lit a StPO idente) Begriff der „schweren Folgen“ umfasst
über die tatbestandsmäßigen Folgen hinaus alle konkreten
Tatauswirkungen in der gesellschaftlichen Wirklichkeit, also
Art, Ausmaß und Wichtigkeit aller effektiven Nachteile so-
wohl für den betroffenen Einzelnen als auch für die Gesell-
schaft imGanzen, den gesellschaftlichen Störwert einschließ-
lich die Eignung, umfangreiche und kostspielige Abwehr-
maßnahmen auszulösen und weitreichende Beunruhigung
und Besorgnisse herbeizuführen. Nicht durch schwere Nöti-
gung begangener Widerstand gegen die Staatsgewalt oder
Körperverletzung an einem Beamten während oder wegen
der Vollziehung seiner Aufgaben oder der Erfüllung seiner
Pflichten stellen per se keine Taten mit schweren Folgen dar.
OGH 22. 2. 2022, 14 Os 138/21g EvBl 2022/101. MA

§ 61 Abs 1 Z 5 StPO

2022/316

Strafdrohung nach Maßgabe der UFeststellungen
Gemäß § 61 Abs 1 Z 5 StPO gilt in der HV vor dem ER des
LG (abgesehen von dort genannten Ausnahmen) notwendi-
ge Verteidigung, wenn für die – nach den UFeststellungen
begangene – Straftat eine drei Jahre übersteigende Freiheits-
strafe angedroht ist. Eine verfehlte Subsumtion ändert da-
ran nichts.
OGH 16. 3. 2022, 13 Os 3/22y EvBl-LS 2022/113. MA

§ 91 Abs 2 StPO (§ 1 Abs 3, § 196 Abs 2 StPO; § 35c
StAG)

2022/317

Anfangsverdacht
Zweck des § 91 Abs 2 letzter Satz StPO ist insb der Schutz
einer angezeigten Person davor, ohne Anlass Objekt eines
Strafverfahrens zu werden, und Schutz vor öff Brandmar-
kung, obwohl gar kein konkreter Tatverdacht vorliegt. Die-
se Maßstäbe sind somit nicht nur für die Auslegung des Be-
griffs der „behördeninternen Informationsquellen“, son-
dern auch für die Beantwortung der Frage heranzuziehen,
inwieweit die StA die in § 91 Abs 2 letzter Satz StPO nor-
mierten Erkundigungen durchführen darf. Demnach kön-
nen im Stadium vor Beginn des Strafverfahrens nur Erkun-
digungen minderer Intensität stattfinden, mit denen etwa

bloße Grundlagen für eine erst in weiterer Folge stattfin-
dende Auseinandersetzung mit dem Anzeigesachverhalt ge-
schaffen werden sollen. Hat aber die StA Personen direkt
mit der vom Anzeiger geäußerten Verdachtslage konfron-
tiert und solcherart eine über die genannte Schwelle hinaus-
gehende Aufklärungstätigkeit entfaltet, hat sie unwiderleg-
bar – ohne dass es daher auf die rechtliche Einschätzung der
StA oder (im Fortführungsverfahren) des Gerichts bzgl der
Intensität der Verdachtslage ankäme – ein Ermittlungsver-
fahren iSd § 1 Abs 2 StPO in Gang gesetzt.
OGH 28. 4. 2022, 12 Os 10/22w (LG Innsbruck 21 BI 7/21
v) EvBl 2022/107. MA

§ 85 Abs 1 StGB

2022/318

Körperverletzung mit schweren Dauerfolgen
Annahme einer schweren Dauerfolge iSd § 85 Abs 1 Z 2
Fall 2 StGB setzt die Herbeiführung einer auffallenden Ver-
unstaltung für immer oder für lange Zeit voraus: „Für im-
mer“ bedeutet auf Lebenszeit des Verletzten. Die alternativ
geforderte „lange Zeit“ ist durch einen Zeitraum als erfüllt
anzusehen, der von der durchschnittlich zu erwartenden
weiteren Lebensdauer des Opfers einen wesentlichen Teil
einnimmt. Die dabei anzustellende Prognose, dass die auf-
fallende Verunstaltung – wenn auch nicht mit an Sicherheit
grenzender, so doch – mit großer Wahrscheinlichkeit lange
Zeit andauern wird, hat auf Basis des neuesten Stands der
Medizin (unter Berücksichtigung der Behandlungsmöglich-
keiten) zum Zeitpunkt des U der letzten Tatsacheninstanz
zu erfolgen. Mit Blick auf dieses Dauererfordernis ist dem-
nach die in Rede stehende Qualifikation nicht erfüllt, wenn
im UZeitpunkt die auffallende Verunstaltung (aufgrund er-
folgter ärztlicher Heilbehandlung oder eines operativen
Eingriffs) bereits wieder beseitigt ist oder aber mit großer
Wahrscheinlichkeit prognostiziert werden kann, dass sie
im Zuge des Heilungsprozesses oder der weiteren Behand-
lung in absehbarer, jedenfalls nicht langer Zeit beseitigt sein
wird. Im Rahmen dieser vom Gericht zu treffenden Prog-
nose können daher auch konkrete, vom Verletzten bereits
in Aussicht genommene kosmetische Operationen Berück-
sichtigung finden, wenn sie – wie im vorliegenden Fall –
unter Abwägung von Erfolgschancen, Risiken, zu erwarten-
den Schmerzen und Kosten für das Opfer zumutbar sind.
OGH 26. 1. 2022, 15 Os 95/21 s (LG Salzburg 41 Hv 152/
20i) EvBl 2022/108. MA

§ 55 Abs 2 Z 2 StPO

2022/319

Inanspruchnahme von Aussagebefreiung außerhalb
der HV möglich
Die an keine besonderen Förmlichkeiten gebundene Erklä-
rung eines Zeugen, von dem ihm zustehenden Aussagever-
weigerungsrecht Gebrauch zu machen, kann schon vor der
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HV wirksam abgegeben werden. Nur in den Fällen, dass das
Gericht, dem allein die diesbezügliche Beurteilung obliegt,
die Erklärung für missverständlich, bedenklich oder nicht
endgültig erachtet oder dass in einem Antrag auf (neuerli-
che) Vernehmung des Zeugen Anhaltspunkte vorgebracht
werden, welche dessen (nunmehrige) Aussagebereitschaft
plausibel erscheinen lassen, hat die Abklärung der Aussage-
bereitschaft (durch unmittelbare Befragung des Zeugen) in
der HV zu erfolgen.
OGH 16. 2. 2022, 13 Os 127/21g EvBI-LS 2022/122. MA

§ 178 StGB

2022/320

Tatbestand des § 178 StGB ist ein potentielles
Gefährdungsdelikt
Aus der Einordnung in den siebenten Abschnitt der BT des
StGB folgt, dass auch der Tatbestand des § 178 StGB das
Herbeiführen einer Gefahrensituation verlangt (vgl dazu
auch die Überschrift des § 178 StGB „Gefährdung von
Menschen“). Die im Tatbestand beschriebene Gefahr ist
jene der Verbreitung einer übertragbaren Krankheit unter
Menschen. Die Strafbarkeit ist an die objektive Bedingung
geknüpft, dass die Krankheit ihrer Art nach, dh unabhängig
von den Umständen des Einzelfalls, zu den wenn auch nur
beschränkt anzeige- oder meldepflichtigen Krankheiten ge-
hört, womit sich der Vorsatz nicht auf die Anzeige- oder
Meldepflicht beziehen muss. Bezweckt wird, die Bevölke-
rung vor den Gefahren einer Ansteckung mit bestimmten
übertragbaren Krankheiten zu schützen. Das bedeutet, die
im Tatbestand beschriebene (Verbreitungs-)Gefahr muss
zwar nicht tatsächlich eintreten, die Tathandlung muss aber
typischerweise geeignet sein, sie herbeizuführen. Die Frage
nach dieser Eignung ist Gegenstand der rechtlichen Beur-
teilung und ist vom Gericht nach den Umständen des jewei-
ligen Einzelfalls zu beantworten. Der Rechtsfrage nach der
Gefährdungseignung logisch vorgelagert ist aber die – auf
der Feststellungsebene angesiedelte – Frage nach dem Vor-
liegen einer übertragbaren Krankheit, also einer solchen, bei
der ein Krankheitserreger unmittelbar oder mittelbar von
einem Individuum auf ein anderes übergehen kann. Um
überhaupt in die Eignungsprüfung der Tathandlung eintre-
ten zu können, muss das Gericht daher jeweils fallbezogen
das Vorhandensein eines entsprechenden Krankheitserre-
gers feststellen.
OGH 16. 2. 2022, 13 Os 130/21y, 131/21w EvBl-LS 2022/
123. MA

§ 367 Abs 1 Fall 3, § 865 ABGB

2022/321

Geschäftsunfähigkeit des Voreigentümers schließt
gutgläubigen Erwerb mangels „Anvertrauens“ aus
Der Kl kaufte vom Bekl als Verkäufer ein gebrauchtes Fahr-
zeug. Einige Zeit danach forderte die Erwachsenenvertrete-

rin des Voreigentümers den Kl zur Herausgabe dieses Fahr-
zeugs auf und verwies darauf, dass der Bekl es dem damals
schon geschäftsunfähigen Eigentümer „arglistig herausge-
lockt“ habe. Nach dieser Aufforderung einigten sich der
Kl und die Vertreterin des Voreigentümers schließlich in
einem pflegschaftsgerichtlich genehmigten Vergleich auf ei-
ne Zahlung gegen den Verzicht auf den Herausgabean-
spruch.
Da der Voreigentümer nicht geschäftsfähig war, konnte der
Bekl dem Kl das Eigentum am Fahrzeug nicht verschaffen.
Es lag nämlich keiner der drei möglichen Fälle des § 367
Abs 1 ABGB vor. Das Eigentum am Pkw ist erst durch
den pflegschaftsgerichtlich genehmigten Vergleichsab-
schluss auf den Kl übergegangen und dafür hatte der Kläger
die nun vom Bekl geforderten Aufwendungen. Der Kl kann
seinen Anspruch auf Ersatz der Kosten sowohl auf Gewähr-
leistung wie auch auf Schadenersatz stützen.
OGH 28. 7. 2022, 5 Ob 108/22a Zak 2022/548, 292. FG

§ 89d Abs 1 GOG

2022/322

Elektronischer Rechtsverkehr: Rechtzeitigkeit einer
falsch adressierten Eingabe
Die in den Gesetzesmaterialien zu § 89d GOG vorgesehene
Funktion der Bundesrechenzentrum GmbH als „vorgela-
gerte Einlaufstelle des Gerichts“ ändert nichts daran, dass
ein im Wege des ERV übermitteltes Schriftstück – unter
Nichteinrechnung des Postenlaufs – nur dann als rechtzei-
tig eingebracht angesehen werden kann, wenn es durch An-
gabe des jeweils zutreffenden „Dienststellenkürzels“ an das
richtige Gericht adressiert war.
Wurde hingegen die Dienststellenkennzeichnung des Ad-
ressatgerichts anlässlich der Eingabe des Rechtsmittels un-
richtig angegeben, und langte der Schriftsatz deshalb beim
falschen Gericht ein, das ihn (mit Zeitverzögerung) an das
zuständige Gericht übermitteln musste, so ist die Eingabe
nur dann als rechtzeitig anzusehen, wenn sie noch inner-
halb der Rechtsmittelfrist beim zuständigen Gericht ein-
langt.
OGH 22. 6. 2022, 1 Ob 114/22d Zak 2022/565, 298. FG

§ 1333 Abs 2 ABGB; § 41 ZPO; § 1 JN

2022/323

Ersatz vorprozessualer Anwaltskosten: Entfall der
Akzessorietät bei Vereinbarung
Vorprozessuale Kosten können erst dann selbständig einge-
klagt werden, wenn kein Hauptanspruch mehr besteht. Das
ist nur dann der Fall, wenn kein Prozess in der Hauptsache
mehr eingeleitet werden kann. Die Voraussetzungen für die
selbständige Einklagbarkeit sind vom Kl zu behaupten. Im
vorliegenden Fall hat die Kl nicht vorgebracht, dass die ein-
getretenen Schäden bereits behoben oder zumindest ersetzt
worden wären, weshalb der Schadenersatzanspruch – auch
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wenn er von den Bekl anerkannt worden wäre – nach wie
vor eingeklagt werden könnte.
Dennoch können vorprozessuale Kosten auch dann mit
selbständiger Klage geltend gemacht werden, wenn sie In-
halt einer privatrechtlichen Vereinbarung, insb eines Ver-
gleichs oder eines Anerkenntnisses, geworden sind und so
ihren öffentlich-rechtlichen Charakter verloren haben. In
einem solchen Fall verdrängt die privatautonome Vereinba-
rung die verfahrensrechtlichen Kostenersatzvorschriften.
Eine solche Verselbständigung des Kostenanspruchs tritt
aber nur ein, wenn eine abschließende, über die Verfahrens-
vorschriften hinausgehende und von der zwangsweisen
Durchsetzung des Hauptanspruchs unabhängige vertragli-
che Regelung über die Kostentragung vorliegt.
OGH 30. 8. 2022, 8 Ob 83/22x Zak 2022/568, 298. FG

§ 274 ZPO; §§ 78, 382c EO; § Art 6 DSGVO; § 12 DSG

2022/324

Kein generelles Beweisverwertungsverbot für
rechtswidrig angefertigte Videoaufnahmen
Auch nach Inkrafttreten der DSGVO besteht kein generelles
Beweisverwertungsverbot für nach den Datenschutzbestim-

mungen rechtswidrig erlangte Beweismittel. Gerade in Pro-
visorialverfahren, die dem Opferschutz dienen, kommt dem
Interesse des Beweisführers an der Durchsetzung seines zi-
vilrechtlichen Anspruchs in Verbindung mit dem Interesse
an einer materiell-rechtlichen Entscheidung nach freier Be-
weiswürdigung besonderes Gewicht zu, hingegen können
die aus dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht erfließenden
Befugnisse des Antragsgegners grundsätzlich nicht soweit
reichen, die Wahrheitsfindung als solche zu verhindern
und damit den Opferschutz zu konterkarieren.
Dies gilt insb, wenn wie hier einerseits zahlreiche Rechts-
streitigkeiten zwischen den Parteien anhängig sind, das Vi-
deo auf dem Grundstück der Antragstellerin aufgenommen
wurde und sich in unmittelbarer Nähe nur die Antragstel-
lerin und der Antragsgegner aufhielten, was bei gegenteili-
gen Aussagen eine entsprechende Gefahr des Misslingens
der Bescheinigung in sich birgt, und andererseits der An-
tragsgegner keine über das bloß unerwünschte Fotografie-
ren hinausgehenden Gründe bringt, die eine Beeinträchti-
gung seiner Interessen erkennen lassen.
OGH 24. 8. 2022, 7 Ob 121/22b Zak 2022/569, 299. FG

facultas 2022, 198 Seiten, gebunden

ISBN 978-3-7089-2188-4

EUR 24,– 

   Juristische Methodenlehre   

Ferdinand Kerschner

Zur gesetzeskonformen Rechtsanwendung 
Eine Streitschrift

Erhältlich im

Buchhandel

und auf

facultas.at

NEU

österreichisches anwältinnenblatt 12_2022

633

Recht kurz & bündig



Diese Ausgabe von
„Europarecht kurz &
bündig“ entstand
unter Mitwirkung von

RAINER HABLE (RH)
Rechtsanwalt in Wien
und Brüssel

Marktmissbrauch / Datenschutz

2022/325

Vorlage zur Vorabentscheidung – Binnenmarkt für
Finanzdienstleistungen – Marktmissbrauch –

Insidergeschäfte – RL 2003/6/EG – Art 12 Abs 2 lit a
und d – VO (EU) 596/2014 – Art 23 Abs 2 lit g und h –

Aufsichts- und Ermittlungsbefugnisse der
Finanzaufsichtsbehörde (Autorité des marchés
financiers, AMF) – Im Allgemeininteresse liegendes
Ziel des Schutzes der Integrität der Finanzmärkte in
der Europäischen Union und des Vertrauens der
Öffentlichkeit in die Finanzinstrumente – Möglichkeit
der AMF, Datenverkehrsaufzeichnungen im Besitz
eines Anbieters von Diensten der elektronischen
Kommunikation anzufordern – Verarbeitung
personenbezogener Daten in der elektronischen
Kommunikation – RL 2002/58/EG – Art 15 Abs 1 –

Charta der Grundrechte – Art 7, 8, 11 und 52 Abs 1 –

Vertraulichkeit der Kommunikation –
Einschränkungen – Regelung, die die allgemeine und
unterschiedslose Speicherung der Verkehrsdaten
durch die Anbieter von Diensten der elektronischen
Kommunikation vorsieht – Möglichkeit eines
nationalen Gerichts, eine Entscheidung, mit der die
Unionsrechtswidrigkeit innerstaatlicher
Rechtsvorschriften festgestellt wird, in ihren
zeitlichen Wirkungen zu beschränken – Ausschluss
Die Autorite des marches financiers (AMF) (Finanzauf-
sichtsbehörde, Frankreich) hatte dem Gericht personenbe-
zogene Daten aus Telefonaten zwischen VD und SR über-
mittelt. Diese Verkehrsdaten waren durch die Bereitstellung
elektronischer Kommunikationsdienste erzeugt worden.
Die personenbezogenen Daten dienten als Grundlage für
die Einleitung von Strafverfahren gegen VD und SR wegen
mehrerer Straftaten, ua Insiderhandel.
VD und SR legten beim Cour de cassation (Kassationsge-
richtshof, Frankreich) gegen die Urteile des Cour d‘appel de
Paris (Oberstes Gericht von Paris, Frankreich) Berufung
ein, da die Erhebung der Daten auf nationalen Bestimmun-
gen beruhe, die nicht mit EU-Recht über die allgemeine und
unterschiedslose Vorratsspeicherung vereinbar seien.
Der Cour de cassation fragte den Gerichtshof, welcher Zu-
sammenhang zwischen den Vorschriften der Datenschutz-
richtlinie für elektronische Kommunikation iZm der
Grundrechte-Charta und einer Maßnahme besteht, die vor-
sieht, dass der Anbieter von Diensten der elektronischen
Kommunikation die Verkehrsdaten allgemein und unter-
schiedslos für ein Jahr speichert, um Marktmissbrauchsde-
likte zu verhindern. Der Gerichtshof hat auch die Frage auf-
geworfen, ob die Wirkung der Rechtsvorschriften gegebe-
nenfalls vorübergehend aufrechterhalten werden kann.
In seinen Entscheidungsgründen stellte der Gerichtshof
fest, dass iSd Art 12 Abs 1 der Marktmissbrauchsrichtlinie
und Art 23 Abs 2 und ErwGr 62 der Marktmissbrauchsver-

ordnung die Finanzaufsichtsbehörden Zugang zu wirksa-
men Maßnahmen haben sollen, um ihre Aufgaben effektiv
erfüllen können. Dies umfasst jedoch nicht die Möglichkeit
für die Mitgliedstaaten, den Anbietern von Diensten der
elektronischen Kommunikation eine Verpflichtung zur all-
gemeinen und unterschiedslosen Vorratsspeicherung der
Verkehrsdaten aufzuerlegen. Es ermöglicht auch nicht die
Regelung von Bedingungen, unter denen die Daten den Be-
hörden übermittelt werden müssen. Die Vorschriften der
RL und VO geben den nationalen Gesetzgebern keine Mög-
lichkeit, eine Verpflichtung zur Vorratsspeicherung vorzu-
sehen.
Der Gerichtshof stellte weiters fest, dass die Rechtmäßigkeit
der Verwendung personenbezogener Daten im Lichte der
Anforderungen der Datenschutzrichtlinie für elektronische
Kommunikation und der Grundrechte-Charta zu beurteilen
ist. Es gibt auch aus dieser Perspektive keine Rechtsgrund-
lage für eine allgemeine Verpflichtung zur Vorratsspeiche-
rung.
Was die zweite Frage betrifft, stellte der Gerichtshof fest,
dass nach dem Grundsatz der Verfahrensautonomie unter
Berücksichtigung der Grundsätze der Äquivalenz und Ef-
fektivität der Mitgliedstaat selbst bestimmen darf, ob die Be-
weismittel, die mit unionrechtswidrigen Maßnahmen er-
langt wurden, im Verfahren verwendbar sind.
EuGH 10. 9. 2022, C-339/20, VD, C-339/20, C-397/20,
SR. RH

Transport

2022/326

Vorlage zur Vorabentscheidung – Luftverkehr – VO
(EG) 261/2004 – Art 3 Abs 1 lit a –
Anwendungsbereich – Art 2 lit f bis h – Begriff
„Flugschein“ – Begriff „Buchung“ – Begriff „direkter
Anschlussflug“ – Buchung über ein Reisebüro – Art 7
– Ausgleichsleistungen für Fluggäste bei großer
Verspätung von Flügen – Beförderungsvorgang, der
aus mehreren, von unterschiedlichen ausführenden
Luftfahrtunternehmen durchgeführten Flügen
besteht – Direkte Anschlussflüge mit Abflug aus
einemMitgliedstaat, Zwischenlandung in der Schweiz
und Endziel in einem Drittstaat
Swiss International Air Lines und American Airlines sind
zwei Fluggesellschaften. Zwischen den beiden Airlines be-
steht keine rechtliche Verbindung. 2018 buchte ein Fluggast
Tickets für eine Flugreise von Stuttgart, Deutschland, nach
Kansas, Vereinigte Staaten. Die Tickets wurden in einem
Reisebüro erworben, wobei die Flüge unabhängig vonei-
nander von den zwei oben genannten Airlines ausgeführt
wurden. Der Swiss International Air Lines Flug operierte
pünktlich, während der zweite American Airlines Flug in-
nerhalb der Vereinigten Staaten über vier Stunden Verspä-
tung hatte.
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Flightright ist eine Gesellschaft, die die Rechte von Fluggäs-
ten vertritt. In diesem Fall klagte Flightright vor den deut-
schen Gerichten auf eine Anspruchszahlung von € 600,– ge-
gen American Airlines. Aufgrund der VO 261/2004 haben
Fluggäste einen Anspruch auf Ausgleichs- und Unterstüt-
zungsleistungen im Fall der Nichtbeförderung und bei An-
nullierung oder großer Verspätung von Flügen.1 Der deut-
sche Bundesgerichtshof legte dem EuGH Fragen zur Aus-
legung dieser VO vor.
Der Gerichtshof entschied, dass der Begriff „direkte An-
schlussflüge“ auch dann angewandt werden kann, wenn
zwischen den operierenden Fluggesellschaften keine recht-

liche Verbindung besteht. Voraussetzung dafür ist, dass die
Flugreise in einem Mitgliedstaat beginnt und die Reise in
einem Buchungsvorgang gebucht wurde und eine Rech-
nung ausgestellt wurde.
EuGH 6. 10. 2022, C-436/21, Transport aérien de Stuttgart
à Kansas City. RH

Das 1x1 des
Drohnen  iegens!
Das Buch bietet:
•  die wichtigsten Themen der 

Drohnen-Kategorie „Offen“
• Grundbegriffe und Rechtskunde
• Tipps und Beispiele

Georgiev/Lehner
Drohnen

2022. XII, 122 Seiten. Br. 
ISBN 978-3-214-02586-1

23,80 EUR
inkl. MwSt.

shop.manz.at

1 VO 261/2004 (EG) des Europäischen Parlaments und des Rates vom
11. 2. 2004 über eine gemeinsame Regelung für Ausgleichs und Unterstüt-
zungsleistungen für Fluggäste im Fall der Nichtbeförderung und bei Annul-
lierung oder großer Verspätung von Flügen und zur Aufhebung der VO
(EWG) 295/91.
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Neue Haftungsvorschriften für Produkte
und künstliche Intelligenz zum Schutz
der Verbraucher und zur Förderung von
Innovation

D ie Europäische Kommission hat am 28. 9. 2022 zwei
Vorschläge angenommen, mit denen die Haftungs-

vorschriften angepasst werden sollen.
Erstens wird vorgeschlagen, die bestehenden Vorschrif-

ten über die verschuldensunabhängige Haftung von Her-
stellern für fehlerhafte Produkte zu modernisieren. Die
überarbeiteten Vorschriften sollen mehr Rechtssicherheit
für Unternehmen schaffen und dafür sorgen, dass Opfer an-
gemessen entschädigt werden können, wenn fehlerhafte
Produkte, einschließlich digitaler und aufbereiteter Produk-
te, Schaden verursachen.

Die Überarbeitung der Produkthaftungsrichtlinie bein-
haltet folgende Punkte:
• Modernisierung der Haftungsvorschriften für kreislauf-
orientierte Geschäftsmodelle,

• Modernisierung der Haftungsvorschriften für Produkte
im digitalen Zeitalter,

• Schaffung einheitlicherer Wettbewerbsbedingungen für
Hersteller in der EU und in Nicht-EU-Ländern,

• Position der Verbraucher starker schützen (wie zB Offen-
legung von Beweismitteln, Erleichterung der Beweislast,
flexible Fristen).

Zweitens schlägt die Kommission erstmals eine gezielte
Harmonisierung der nationalen Haftungsvorschriften
für künstliche Intelligenz (KI) vor. Damit soll sichergestellt
werden, dass Opfer bei durch KI-Produkte oder -Dienste
verursachten Schäden von denselben Schutzstandards pro-
fitieren wie bei unter anderen Umständen verursachten
Schäden.

Unter anderem sollen einheitliche Regeln für den Zu-
gang zu Informationen und die Erleichterung der Beweis-
last iZm durch KI-Systeme verursachten Schäden festgelegt
werden. Durch die RL werden auch bestimmte Vorschriften
für Ansprüche, die nicht in den Anwendungsbereich der
Produkthaftungsrichtlinie fallen, harmonisiert. Dies um-
fasst beispielsweise Verletzungen der Privatsphäre oder
durch Sicherheitsprobleme verursachte Schäden.

Vorschlag Produkthaftungsrichtlinie neu

Vorschlag Haftungsvorschriften KI

JESSICA KÖNIG

Juristischer Dienst
ÖRAK-Vertretung in
Brüssel.
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Georg Stawa
Als langjähriges Mitglied und ehemaliger Präsident der Europäischen Kommission für die Effizienz
der Justiz (CEPEJ) gibt Mag. Georg Stawa Auskunft zum aktuellen Evaluierungsreport. Eine Analyse
der österreichspezifischen Erkenntnisse finden Sie auf S 668.

Der CEPEJ Evaluation Report zu den europäischen Jus-
tizsystemen erscheint alle zwei Jahre und präsentiert ei-
nen detaillierten Bericht über die Effizienz sowie die fi-
nanzielle und personelle Ausstattung der europäischen
Justizsysteme. Ist aufgrund der zahlreichen länderspezi-
fischen Besonderheiten ein derartiger Vergleich aussage-
kräftig?
Der Ländervergleich fokussiert auf Kennzahlen, die nach
der 15-jährigen Erfahrung der Expertengruppe gut geeignet
sind. Aussagekräftig ist so ein Vergleich regional, zB für die
EU-Kandidatenländer des Westbalkan. Und die justizpoli-
tische Frage, wie lange ein streitiges Verfahren in Zivil- und
Handelssachen dauert, ist aus Sicht des steuerzahlenden
Bürgers überall gleich wichtig.

Auffällig ist, dass Österreich grosso modo sehr gut ab-
schneidet, jedoch auch enorm hohe Pro-Kopf-Ausgaben
für das Justiz-Budget aufweist und bei der Finanzierung
über Gerichtsgebühren seit Jahren mit Abstand europä-
ischer Spitzenreiter ist. Kostet eine gute Justiz einfach so
viel Geld und gibt es keine alternativen Finanzierungs-
möglichkeiten als über die im Europa-Vergleich außeror-
dentlich hohen Gerichtsgebühren?
Die österr Justizausgaben (Euro-BIP-bereinigt) sind niedri-
ger als die Deutschlands und vergleichbar mit denen Schwe-
dens oder der Niederlande, also im europäischen Trend
(https://public.tableau.com/app/profile/cepej/viz/Budget
EN/GDPBudget).

Auch die Gerichtsgebühren sind moderat: Für eine Zivilkla-
ge mit einem Streitwert von € 3.000,– fielen im Jahr 2020 in
Österreich – wie auch in Rumänien – € 171,– an, in 14 Län-
dern war selbst der absolute, nicht kaufkraftbereinigte Be-
trag höher. So betrug dieser zB in Ungarn € 180,–, in den
Niederlanden € 236,–, in Estland € 275,–, in Deutschland
€ 324,– und in Lettland sogar € 355,–.
Der Kostendeckungsgrad der Gerichtsbarkeit in Österreich
ist vor allem auf den hohen Grad der Digitalisierung im Be-
reich Grundbuch und Zahlungsbefehle zurückzuführen, al-
so auf effizientes und sparsames Wirtschaften in der Justiz.

Sie sind seit 2019 für das BMJ an der österreichischen
Botschaft in Belgrad als Justiz-Attaché für die Westbal-
kanstaaten im Einsatz. Wie kam es zu diesem interessan-
ten Berufswechsel und was sind Ihre Aufgaben?
Schon während meiner Zeit im BMJ war ich in internatio-
nalen Kooperationen engagiert. Gerade SO-Europa ist seit
Jahren ein sehr reform-dynamischer Raum, in dem viel ent-
wickelt und ausprobiert wird. Österreich unterstützt die
Länder des Westbalkan bei der Heranführung an die EU.
Rechtsstaatlichkeit ist dabei eine unbedingte Vorausset-
zung. Die Einbringung meiner langjährigen Expertise in
diesen Bereich in einem Mix von rechtsstaatlicher Analyse,
Beratung von Regierungsstellen vor Ort und Projektbeteili-
gungen ist eine sehr vielfältige und erfüllende Aufgabe!

Mag. Georg Stawa Foto: Vesna Dobričić

Mag. Georg Stawa, geb 1969; studierte Rechtswissenschaften in
Wien, 1999–2001 SprRichter am OLGWien, ab 2001 Referent im BMJ,

2010–2019 Leiter der Abteilung für Ziele und Wirkungen,
Organisationsberatung und Informationsmanagement, 2017

Generalsekretär des BMJ, seit 2019 Justiz-Attaché für Süd-Ost-
Europa an der österreichischen Botschaft in Belgrad, seit 2004
Mitglied der European Commission for the Efficiency of Justice
(CEPEJ), 2011–2014 Vizepräsident und 2015–2018 Präsident
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Stellungnahme im Auftrag des Instituts für
Anwaltsrecht der Universität Wien zur
Sicherstellung und Auswertung von Daten
und Datenträgern
I. VORBEMERKUNG: ZUR UNABHÄNGIGKEIT
VON DER POLITISCHEN BRISANZ DES
THEMAS

Die „Handybeschlagnahme“ – gemeint ist die Sicherstellung
von Mobiltelefonen und anschließende Auswertung sämtli-
cher über diese verfügbaren Daten, insb der Kommunika-
tionsdaten – ist in Österreich in jüngerer Zeit mit politi-
schen Skandalen verbunden. Hintergrund bilden die vor al-
lem durch die WKStA sichergestellten Handys von hoch-
rangigen Politikern und weiteren öffentlich exponierten
Personen. Die umfassende Auswertung dieser Kommunika-
tionsgeräte – vor kurzem wurde kolportiert, dass um die
300.000 Chatnachrichten auf dem Gerät einer einzigen Per-
son ausgewertet werden – hat höchst brisante Kenntnisse
über die Denkweise und Aktionen der betroffenen Perso-
nen in die Öffentlichkeit getragen und letzten Endes zu de-
ren politischem Sturz geführt.

Die vorliegende Analyse ist keinesfalls als Stellung-
nahme zu diesen Geschehnissen zu verstehen: Sie bezieht
sich auf eine bereits zuvor identifizierte Schieflage zulas-
ten der Verteidigung, der kein rechtliches Gehör im Aus-
wertungsprozess von fallweise enormen Datenmengen
eingeräumt wird.

II. AUSGANGSPUNKT

Ausgangspunkt ist, dass sich die Sicherstellungsbefugnisse
nach der StPO ihrer vor dem Zeitalter von „Big Data“
und moderner Informationstechnologie ansetzenden Ge-
schichte entsprechend auf sämtliche Gegenstände beziehen.
Die Ermittlungsbehörden dürfen diese zur Verwendung als
Beweis in ihre Verfügungsmacht bringen. Zur Entstehungs-
zeit der Normen war freilich nicht absehbar, dass damit
heute auch Datenträger aller Art wie etwa Mobiltelefone,
Laptops, PCs, Tablets und unter Umständen sogar ganze
Server erfasst sind: Sie werden als Gegenstände nach
§§ 109ff StPO sichergestellt und die durch sie zugänglichen
Daten werden umfassend ausgelesen. Auch der auf Daten
zugeschnittene § 111 Abs 2 StPO1 wurde zu einer Zeit kon-
zipiert, in der die Masse, die Reichweite und die Qualität der
dadurch verfügbaren Informationen noch nicht vorherzu-
sehen waren.

Angesichts dessen sind „Handydaten“ – Chatverläufe, E-
Mails, aus dem Internet heruntergeladene Daten, Fotos,

Ortsfeststellungen, kurzum alle Daten, die bei der umfas-
senden Nutzung eines Smartphones anfallen – den Strafver-
folgungsbehörden leicht durch Sicherstellung zugänglich.
Die Voraussetzungen zur Ausübung dieser Befugnis sind
äußerst niederschwellig angesetzt.

Wenn die Ermittlungsbehörden jedoch nicht auf den
Datenträger des Betroffenen zugreifen können, sind ihnen
die gleichen Daten nur durch spezifische, an den Charakter
der Daten als „Nachrichten und Informationen“ gebun-
dene Ermittlungsmaßnahmen zugänglich: Rahmendaten ei-
ner Kommunikation durch Auskunft über Daten einer
Nachrichtenübermittlung und Kommunikationsinhalte
durch Nachrichtenüberwachung. Die zuletzt genannten
Maßnahmen sind an anspruchsvolle rechtsstaatliche Gren-
zen gebunden. Ein solcher Unterschied zwischen (Kommu-
nikations-)Daten, die im Zuge einer Sicherstellung des Mo-
biltelefons verfügbar werden, und der Sache nach gleichen
Daten, die die Behörde durch Nachrichtenüberwachung an
sich bringt, ist historisch gewachsen, in der heutigen Zeit
aber sachlich nicht mehr gerechtfertigt.

III. SKIZZE DER GELTENDEN RECHTSLAGE

1. Zugang zu Daten durch
Sicherstellung

a) Unumstrittener Bereich: Auslesen offline

aa) Bindung an die Sicherstellung von Datenträgern
Mit § 111 Abs 2 wird die Sicherstellung geregelt, die den
Strafverfolgungsbehörden den Zugang zu digital gespei-
cherten Daten („Informationen“) verschaffen soll: „Sollen
auf Datenträgern gespeicherte Informationen sichergestellt
werden“, lautet die Einleitung. Die Formulierung führt in-
sofern zu Widersprüchen, als sie nicht der hier relevanten2

Definition der Sicherstellung als „Begründung der Verfü-
gungsmacht über Gegenstände“ (§ 109 Z 1 lit a) entspricht:
„Informationen“ – „immaterielle Objekte“, so die Materia-
lien3 – sind ja gerade keine Gegenstände. Sie können daher
nicht als solche sichergestellt werden, sondern nur durch
Sicherstellung eines Datenträgers, zB einer CD, einer

1 In weiterer Folge beziehen sich sämtliche §§-Verweise ohne Angabe eines
Gesetzes auf die StPO.
2 Das Verbot der Herausgabe iSd lit b spielt für Informationen eine unter-
geordnete Rolle, weil sie vor allem als Beweismittel (ausgedruckt) zum Akt
genommen werden sollen.
3 ErläutRV 25 BlgNR 22 zu § 111 Abs 2.
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DVD, eines USB-Sticks, einer Festplatte oder auch eines
PCs, Laptops, Tablets oder Handys. Anders ausgedrückt:
Ohne die Sicherstellung derartiger Hardware, die den Zu-
gang zu Informationen ermöglicht, erlauben § 109 Z 1,
§§ 110ff keinen Zugang zu digital gespeicherten Informa-
tionen. Die Sicherstellung der Hardware kann auch nur vo-
rübergehend erfolgen, etwa, indem die Ermittlungsorgane
den Rechner des Betroffenen vor Ort auslesen.

Es gibt dementsprechend nur einen Zeitpunkt der Si-
cherstellung: den Zeitpunkt der Sicherstellung des Speicher-
mediums – danach erfolgt keine Sicherstellung mehr, son-
dern (nur mehr) die Auslesung dieses Speichermediums
(dazu sogleich ab)), obwohl dieser Vorgang bislang nicht
ausdrücklich gesetzlich geregelt ist. Dass § 111 Abs 2 die
Sicherstellung missverständlich direkt auf die Daten bezieht
und damit eigentlich auf den Auslesevorgang, liegt wohl da-
ran, dass dieser das eigentliche virtuelle Pendant zur „Ver-
fügungsmacht über Gegenstände“ ist, auf die § 109 be-
schränkt ist.

ab) Auslesen der am Datenträger selbst
gespeicherten Daten
Unumstritten ist, dass die Befugnis zur Sicherstellung eines
Datenträgers auch erfasst, sich die auf ihm selbst gespei-
cherten Daten zugänglich zu machen und für das Strafver-
fahren zu nutzen: die Daten anzusehen, sie vollständig zu
kopieren oder Ton- und Bildaufnahmen von ihnen anzufer-
tigen (zB eine Abbildung der aktuell am Bildschirm sicht-
baren Inhalte), sie vor Zugriffen Dritter zu sichern, sie aus-
zudrucken und sie auszuwerten. Insofern lassen sie sich
durchaus mit in einer Kiste aufbewahrten Unterlagen ver-
gleichen. So wie die Unterlagen in einer solchen Kiste an-
gesehen und ausgewertet werden dürfen, darf auch ein Da-
tenträger nicht nur von außen betrachtet, sondern darf auch
auf seinen Inhalt – das sind die auf ihm gespeicherten Daten
– zugegriffen werden.

Das gilt auch für Nachrichten wie Mails, WhatsApp-
Nachrichten, SMS etc. Denn wenn diese auf einem Daten-
träger gespeichert sind, wurden sie ja bereits empfangen,
noch nicht abgeschickt oder nach dem Abschicken dort ab-
gespeichert. Ihre Übertragung ist somit bereits abgeschlos-
sen oder noch gar nicht eingeleitet. Sie sind zwar zweifellos
„Nachrichten“ vor oder nach einem Übertragungsvorgang
iSd § 134 Z 2 und 3, ihre Auslesung nach einer offen durch-
geführten Sicherstellung des betreffenden Speichermediums
beim Beschuldigten ist allerdings keine Überwachung iSv
§ 135 Abs 2 und 3.4

Selbst passwortgeschützte Daten dürfen zugänglich ge-
macht werden. Sind den Ermittlungsbehörden die Passwör-
ter nicht bekannt, ist derjenige, der sie mutmaßlich kennt,
dazu zu vernehmen. Ist er ein Zeuge, muss er sie preisgeben,
bei Verweigerung droht ihm eine Beugestrafe (§ 93 Abs 2)5,
der Beschuldigte ist als Schweigeberechtigter freilich von
Beugemitteln befreit. Erhalten die Ermittlungsorgane die
Zugangsdaten nicht, können sie Cracking-Software einset-

zen, so wie sie eine sichergestellte versperrte Kiste aufbre-
chen dürften. Haben sie damit Erfolg, gelten dieselben
Grenzen wie für ausgedruckte Unterlagen oder sonstige Ge-
genstände: Wenn keine auf den Inhalt bezogenen Sicher-
stellungsverbote bestehen, wie etwa für Anwaltsdaten, dür-
fen sie ausgewertet und zum Akt genommen werden.

b) Graubereich: externe Speicherplätze
Anders als körperliche Gefäße bieten Handys, Computer
udgl nicht nur den eigenen (Daten-)Inhalt: Die durch sie
zugänglichen Daten liegen zu einem großen Teil auf exter-
nen Servern, zB in einer Cloud, auf den Servern von Face-
book, Amazon, Banken, Betreibern von Kommunikations-
diensten etc, auf den Rechnern von Übersetzungsdiensten
oder sonstigen IT-Diensten. Denn fast jeder Nutzer bedient
sich mittlerweile externer Speicherplätze aller Art; so spart
er einerseits Speicherplatz auf dem einzelnen Kommunika-
tionsgerät, andererseits kann er ausgelagerte Texte, Bilder,
Videos, Flugtickets, Bankdaten, Postings, „Likes“ etc von
beliebigen Standorten und Geräten aus abrufen und verän-
dern.

Ermittlungsbehörden, die ein Kommunikationsgerät si-
chergestellt haben, haben jedenfalls keine „körperliche Ver-
fügungsmacht über [jene] Gegenstände“, auf die der Nutzer
Daten auslagert.6 Sollen „auf Datenträgern gespeicherte In-
formationen sichergestellt werden“ verpflichtet § 111 Abs 2
jeden, den Ermittlungsbehörden bloß „Zugang zu diesen
Informationen zu gewähren“. Je nach Auslegung dieser Be-
stimmung ist umstritten, ob die Regeln der Sicherstellung
auch erfassen, diese – vom sichergestellten Gegenstand geo-
graphisch weit entfernten – Speicherplätze auszulesen und
auszuwerten.

ba) Enger Zugang in Abgrenzung zur
Nachrichtenüberwachung
§ 111 Abs 2 eng zu verstehen und die Sicherstellung allein
auf die am sichergestellten Gerät selbst gespeicherten Daten
zu beziehen, entspricht einerseits der expliziten gegen-
ständlichen Bindung der Sicherstellung. Denn körperliche
Verfügungsmacht wird nur über den Datenträger begrün-
det; damit liegt nahe, dass nur dieser das Objekt der Aus-
wertung ist, nicht aber die über ihn bloß vermittelten Da-
ten.7

Darüber hinaus lässt sich auf diese Weise eine klare
Grenze zu jenen Ermittlungsmaßnahmen ziehen, die auf
Datenübermittlungen zugeschnitten sind, nämlich die Aus-
kunft über Daten einer Nachrichtenübermittlung (§ 134
Z 2) und die (inhaltliche) Überwachung von Nachrichten

4 Reindl-Krauskopf in Fuchs/Ratz, WK StPO § 134 Rz 53; Zerbes, Einsatz
von Spionagesoftware bei Sicherstellung und Durchsuchung, in Lewisch
(Hrsg), Wirtschaftsstrafrecht und Organverantwortlichkeit, Jahrbuch 2014,
199 (203); aus Deutschland: BVerfG, 16. 6. 2009, 2 BVR 902/06 NJW2009,
2431.
5 Hinterhofer/Oshidari, System des österreichischen Strafverfahrens (2017)
Rz 7.197.
6 Wicker, Durchsuchung in der Cloud. Nutzung von Cloud-Speichern und
der strafprozessuale Zugriff deutscher Ermittlungsbehörden, MMR 2013, 765
(766).
7 Reindl-Krauskopf/Salimi/Stricker, IT-Strafrecht (2018) Rz 5.11.
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(§ 134 Z 3). Diese Ermittlungsmaßnahmen erlauben mitt-
lerweile den Zugriff auf sämtliche Daten, die – verallgemei-
nert ausgedrückt – bei einer Datenübermittlung unter Nut-
zung eines öffentlichen8 Übertragungsdienstes („Kommu-
nikationsnetz [. . .] oder Dienst der Informationsgesell-
schaft“, § 134 Z 3) gespeichert werden. Die Nutzung
externer Speicherplätze erfolgt nämlich nicht anders als
durch eine solche Übermittlung. Inhalte, die dort von einer
natürlichen Person hinterlassen werden, sind nach § 134
Z 3 entweder „Nachrichten“ – dann, wenn sie etwa wie
E-Mails an einen bestimmten Adressatenkreis gerichtet sind
(„Kommunikation im sozialen Sinn“9) –, oder, eingefügt
durch das StPRÄG II 201810, (sonstige) „Informationen“,
die bei einem Kontakt zu einem externen Rechner entste-
hen, etwa beim Aufruf einer Webseite oder beim Abspei-
chern von Dokumenten in einer Cloud („Kommunikation
im technischen Sinn“11). Beides ist den Ermittlungsbehör-
den unter den Voraussetzungen des § 135 Abs 3 durch eine
„Überwachung von Nachrichten“ zugänglich. Werden nicht
die Inhalte, sondern nur formale Rahmendaten einer sol-
chen Übertragung – „Verkehrsdaten [. . .], Zugangsdaten
[. . .] und Standortdaten“ – ermittelt, handelt es sich um eine
„Auskunft über Daten einer Nachrichtenübermittlung“
nach § 134 Z 2, die nach § 135 Abs 2 zulässig ist.

Diese ursprünglich aus der Telefonüberwachung ent-
standenen Methoden sind Eingriffe in das Fernmeldege-
heimnis und allein deswegen im Vergleich zur Sicherstel-
lung an deutlich engere Voraussetzungen geknüpft (zu die-
sen unten IV. 3.); das gilt insb für die inhaltliche Überwa-
chung von Nachrichten. Geht man davon aus, dass sie
exklusiv für von einem Kommunikationsgerät aus übertra-
gene Daten gelten, ergibt sich eine klare und systematisch
einwandfreie Unterscheidung: Die §§ 109ff decken nur eine
Untersuchung des sichergestellten Mobiltelefons selbst,
während die über dieses möglichen Einblicke in externe
Speichermedien an die höheren Voraussetzungen der
§§ 134, 135 gebunden sind.12

bb) Weiter Zugang
Die Materialien gehen offenbar davon aus, dass die Befugnis
zur Sicherstellung eines Mobiltelefons, eines Laptops oder
eines sonstigen internetfähigen Geräts auch erlaubt, in die
vom sichergestellten Gerät aus bloß erreichbaren Datenbe-
stände einzudringen.13 Sie erstrecken damit die Untersu-
chung des Geräts auf Gegenstände, die räumlich weit ent-
fernt sind und als solche gar nicht sichergestellt wurden. Die
Anordnung, dass „jedermann Zugang zu . . . [gespeicherten]
Informationen zu gewähren“ hat (§ 111 Abs 2), sei nämlich
auch dann anwendbar, wenn „auf dem eigentlich durch-
suchten Rechner keine relevanten Datenbestände auffind-
bar sind, weil diese auf einem [. . .] Datenserver gespeichert
sind“.14

Dahinter steht, dass bei vielen modernen Anwendungen
zunehmend die Grenzen zwischen lokalen und externen
Daten verwischt werden, zumindest aus dem Blickwinkel

des Nutzers. Oft verbirgt die Benutzungsoberfläche sogar
gezielt, wo die Daten abgelegt werden. So wird dem Nutzer
gar nicht mehr bewusst, ob ein Foto oder sonstiges Doku-
ment nun am Mobiltelefon verbleibt oder – zB um Spei-
cherplatz zu sparen – in eine Cloud verschoben wird, zumal
Synchronisierungsprozesse häufig automatisch ablaufen.
Insofern fühlen sich heute „das Endgerät des Nutzers und
die Cloud [wie] ein einheitliches informationstechnisches
System“15 an.16

Problematisch ist an diesem breiten Verständnis der Si-
cherstellungsbefugnis nicht nur, dass der Gegenstandsbezug
der Sicherstellung aufgegeben wird, sondern auch, dass da-
mit für übermittelte „Nachrichten und Informationen“ iSv
§ 134 Z 3 – wie erwähnt (oben III. 1. ba)) sind auch ausge-
lagerte Daten der Sache nach nichts anderes – den strenge-
ren Voraussetzungen ausgewichen wird, die für eine Nach-
richtenüberwachung (§ 135 Abs 3) und Nachrichtendate-
nabfrage (§ 135 Abs 2) vorgesehen sind. Auch lässt sich et-
wa nach der Sicherstellung des Mobiltelefons eines
Nichtbeschuldigten auch dessen Verhalten im öffentlich an-
gebotenen Kommunikationsnetz ermitteln – dessen Kom-
munikation mit anderen, die von diesem aufgerufenen
Webseiten, die von ihm getätigten oder „gelikten“ Postings,
dessen Dokumente in einer Cloud etc –, was nach § 135
Abs 2 und 3 grundsätzlich ausgeschlossen sein soll.

2. Zugang zu Daten durch
Nachrichtenüberwachung

a) Charakterisierung durch den
Übertragungsvorgang

Nach § 134 Z 3 bedeutet Nachrichtenüberwachung die
Überwachung solcher „Nachrichten und Informationen
[. . .], die von einer natürlichen Person über ein Kommuni-
kationsnetz (§ 4 Z 1 TKG [. . .]) oder einen Dienst der Infor-
mationsgesellschaft (§ 1 Abs 1 Z 1 Notifikationsgesetz) ge-
sendet, übermittelt oder empfangen werden.“ Verkürzt aus-
gedrückt geht es damit um sämtliche Daten, die nicht nur
auf einem Rechner oder innerhalb eines abgegrenzten
Rechnerverbundes gespeichert werden, sondern in einem
öffentlichen17 Netz durch elektromagnetische Signale
übertragen werden. Dazu gehört sämtliche „Kommunika-

8 Reindl-Krauskopf/Salimi/Stricker, IT-Strafrecht (2018) Rz 5.103.
9 Reindl-Krauskopf/Salimi/Stricker, IT-Strafrecht (2018) Rz 5.102.
10 BGBl I 2018/27.
11 Reindl-Krauskopf/Salimi/Stricker, IT-Strafrecht (2018) Rz 5.102.
12 Reindl-Krauskopf/Salimi/Stricker, IT-Strafrecht (2018) Rz 5.11.
13 In Deutschland wird dies mit BVerfG, 16. 9. 2009, 2 BvR 902/06 BVerfGE
124, 43, für zulässig angesehen, wobei der Zugriff an Offenheit gebunden
wurde (Rn 75 der Entscheidung); Beulke/Meininghaus, Der Staatsanwalt als
Datenreisender, in FS Widmaier 2008, 63 (78); Tipold/Zerbes in Fuchs/Ratz,
WK StPO § 111 Rz 14ff;
14 ErläutRV 25 BlgNR 22. GP zu § 111.
15 Grözinger, Heimliche Zugriffe auf die Cloud – Befugnis zur Plünderung
eines unermesslichen Datenschatzes? StV 2019, 406 (410f).
16 Wicker, Durchsuchung in der Cloud. Nutzung von Cloud-Speichern und
der strafprozessuale Zugriff deutscher Ermittlungsbehörden, MMR 2013, 765
(767), zieht daher eine von der „virtuellen“ Verfügungsgewalt über eine
Cloud abgeleitete Parallele zum körperlichen Gewahrsamsbegriff.
17 Reindl-Krauskopf in Fuchs/Ratz, WK StPO § 134 Rz 43.
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tion im sozialen Sinn“18 über SMS, MMS, E-Mails, Video-
nachrichten, akustische Telefongespräche, die nicht nur
über ein Haustelefon geführt werden, Postings oder sonsti-
ge Kommentare auf Sozialen Medien etc.

Durch die Breite des Begriffs der „Information“ erfasst
die Nachrichtenüberwachung mittlerweile aber auch die
„Kommunikation im [bloß] technischen Sinn“19 (vgl oben
III. 1. ba)) und damit die Daten, die beim Anklicken einer
Webseite gespeichert werden, ebenso jene, die der betreffen-
de Nutzer auf einen externen Speicherplatz wie eine Cloud
udgl verschiebt – denn auch dafür wird ein öffentliches Netz
bedient. Schließlich – arg „Dienst der Informationsgesell-
schaft“ – umfasst die Befugnis zur Nachrichtenüberwachung
auch den Zugang zu Daten, die im „Fernabsatz“ (§ 1 Abs 1
Z 1 Notifikationsgesetz) von Waren oder Dienstleistungen
zustande kommen, wie etwa die Daten aus der Abfrage einer
Datenbank, die Online-Bestellungen oder das Streaming
oder Herunterladen von Audio- oder Videodateien.

b) Überwachung
Im Unterschied zur Sicherstellung erfolgt die an Übertra-
gungsvorgänge gebundene Nachrichtenüberwachung ge-
heim. Ihre Durchführung kann auch ohne Innehabung
des benutzten Kommunikationsgeräts selbst erfolgen: Der
Übertragungsvorgang ermöglicht, auch außerhalb des ent-
sprechenden Geräts auf Nachrichten bzw Informationen
zuzugreifen. Dieser Zugriff kann in Echtzeit erfolgen – in-
sofern tatsächlich während eines Übertragungsvorganges –,
aber auch danach, wenn die Nachricht zwar bereits zuge-
stellt wurde, jedoch weiterhin auf einem der Übertragung
dienenden Server verbleibt. Auch noch nicht abgeschickte
Nachrichten können überwacht werden, wenn sie bereits –
zur Vorbereitung der Versendung – auf dem der Übertra-
gung dienenden Server abgelegt wurden, beispielsweise in
den Entwurfsordner eines E-Mail-Programms im Online-
Modus. In allen diesen Fällen findet oder fand nämlich eine
Übertragung der Nachricht auf den betreffenden Server und
damit „über ein Kommunikationsnetz“ statt. Dementspre-
chend erstrecken sich die Befugnisse nach § 135 Abs 3 auf
ein (Kommunikations-)Gerät, das „Ursprung oder Ziel ei-
ner Übertragung von Nachrichten war oder sein wird“.

EineÜberwachung zeichnet sich außerdemdurch eine ge-
wisse Dynamik aus: Sie erstreckt sich über eine bestimmte
Zeitspanne. Eine Sicherstellung führt demgegenüber insofern
zu einer Momentaufnahme, als das sichergestellte (Kommu-
nikations-)Gerät einmalig untersucht und ausgewertet wird.

3. Schutz der Berufsgeheimnisse,
insbesondere im Zusammenhang mit
Rechtsberatung

a) Konzept
Vertreter bestimmter Berufe – sog Berufsgeheimnisträger –
dürfen im Strafverfahren die Zeugenaussage zu bestimmten
Themen verweigern (§ 157 Abs 1 Z 2–4):

• Verteidiger, Rechtsanwälte, Patentanwälte, Verfahrensan-
wälte in Untersuchungsausschüssen, Notare und Wirt-
schaftstreuhänder (§ 157 Abs 1 Z 2),

• Psychiater, Psychotherapeuten, Psychologen, Bewäh-
rungshelfer, eingetragene Mediatoren, Mitarbeiter aner-
kannter Einrichtungen zur psychosozialen Betreuung
(§ 157 Abs 1 Z 3),

• Medieninhaber, Herausgeber, Medienmitarbeiter und
sonstige Arbeitnehmer eines Medienunternehmens oder
Mediendienstes (§ 157 Abs 1 Z 4).

Angesichts dessen, dass gerade im Zusammenhang mit
Rechtsberatung typischerweise viel beweisrelevantes Mate-
rial zustande kommt, werden die folgenden Ausführungen
auf die als erstes genannte Gruppe – Verteidiger, Rechtsan-
wälte usw (§ 157 Abs 1 Z 2) – zugespitzt.

Jede Umgehung des berufsbedingten Aussageverweige-
rungsrechts ist mit Nichtigkeit bedroht (§ 157 Abs 2). Da-
mit ist einerseits insb verboten, an das berufliche Wissen
der Verteidiger, Rechtsanwälte usw durch Vernehmung ih-
rer Hilfskräfte (etwa für die Beratung beigezogene Dolmet-
scher, Kanzleiangestellte oder die EDV-Fachleute) oder der
bei ihnen zur Ausbildung beschäftigten Personen (zB
Rechtsanwaltsanwärter oder Praktikanten) heranzukom-
men.20 Zum anderen dürfen keine Unterlagen oder auf Da-
tenträgern gespeicherte Informationen sichergestellt oder
beschlagnahmt werden, die derartiges Wissen abbilden. So-
lange kein Fall vorliegt, in dem der Berufsgeheimnisträger
selbst dringend verdächtig ist (§ 144 Abs 3), darf außerdem
keine Ermittlungsmaßnahme oder Beweisaufnahme – kein
Eingriff des 8. Hauptstücks der StPO, §§ 109ff – angeordnet
oder durchgeführt werden, die eine Umgehung des berufs-
bedingten Aussageverweigerungsrechts zur Folge hat (§ 144
Abs 2).

Zweck des Aussageverweigerungsrechts samt Umge-
hungsverbot ist der in einem Rechtsstaat unentbehrliche
Schutz des Vertrauens der betreffenden Mandanten in die
Diskretion ihrer Ratgeber: Jeder soll Rechtsberatung im
weitesten Sinn in Anspruch nehmen können, ohne davon
ausgehen zu müssen, damit in einem Strafverfahren Bewei-
se gegen sich selbst zu schaffen.21 Mittelbar ist damit die
Selbstbelastungsfreiheit realisiert.

b) Sicherstellung von Datenträgern als
Umgehungsmethode

Für das gegenständliche Thema, den Zugriff auf Datenträ-
ger, interessiert freilich das Verbot, das Recht von Berufs-
geheimnisträgern auf Aussageverweigerung durch andere
Ermittlungsmaßnahmen zu umgehen: Wie weitgehend
und durch welche Abläufe sind Datenträger, die Anwaltsge-

18 Reindl-Krauskopf/Salimi/Stricker, IT-Strafrecht (2018) Rz 5.102.
19 Reindl-Krauskopf/Salimi/Stricker, IT-Strafrecht (2018) Rz 5.102.
20 Kirchbacher/Keglevic in Fuchs/Ratz, WK StPO § 157 Rz 11 und 32/1;
21 Zerbes, Zugriff auf Beweise zwischen Effizienz und Rechtsschutz, in Le-
wisch (Hrsg), Wirtschaftsstrafrecht und Organverantwortlichkeit, Jahrbuch
2012, 105 (108).
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heimnisse udgl enthalten können, vor Sicherstellung ge-
schützt?

Ausgangspunkt ist, dass das Umgehungsverbot des § 157
Abs 2 die Sicherstellung ausdrücklich als mögliche Umge-
hungsmethode erwähnt und sich dabei nicht nur auf ana-
loge schriftliche Unterlagen (wie etwa Akten, manuelle
schriftliche Aufzeichnungen von Besprechungen oder
Übersetzungsprotokolle), sondern auch auf elektronische
Datenträger bezieht, auf denen sich vertrauliche Informa-
tionen befinden (zB USB-Sticks, externe Festplatten, Server,
Laptops, Mobiltelefone).

c) Geschützte Gewahrsamsverhältnisse

ca) Datenträger im Gewahrsam
des Berufsgeheimnisträgers
Jedenfalls ein Verstoß gegen das Umgehungsverbot liegt
vor, wenn die Datenträger, die Berufsgeheimnisse preisge-
ben – etwa das beruflich genutzte Handy –, gegen den Wil-
len22 des Berufsgeheimnisträgers bei diesem selbst sicherge-
stellt werden. Dabei ist unerheblich, ob die entsprechenden
(Kommunikations-)Geräte in den Kanzleiräumen oder an
der Privatadresse aufgefunden werden: In beiden Fällen be-
finden sie sich in der Verfügungsmacht des Berufsgeheim-
nisträgers, wo sie vor Sicherstellung geschützt sind.23

cb) Datenträger im Gewahrsam von Hilfskräften
und in Ausbildung stehenden Personen
Auch Datenträger, die sich in der Verfügungsmacht einer
Hilfskraft eines Berufsgeheimnisträgers oder bei Personen,
die bei diesem ausgebildet werden, befinden, dürfen nicht
sichergestellt werden: So, wie ihre Vernehmung eine mit
Nichtigkeit bedrohte Umgehung ist (explizit genannt in
§ 157 Abs 2), muss es auch der Zugriff auf Sachbeweise
aus ihrer Hand sein. Das dürfte unstrittig sein24 und gilt
auch dann, wenn Hilfskräfte das geschützte Material den
Strafverfolgungsbehörden freiwillig aushändigen. Ihnen
kommt kein eigenes Schweigerecht zu, sie üben vielmehr
das Schweigerecht des Berufsgeheimnisträgers aus, bei
dem oder für den sie arbeiten, darauf können sie nicht wirk-
sam verzichten.

Unstrittig ist auch, dass der Begriff „Hilfskraft“ weit aus-
zulegen ist: Es ist „jede Person [. . .], an die berufsbedingt
notwendig oder typisch Unterlagen weitergegeben werden,
unabhängig davon, ob es sich dabei um einen Mitarbeiter
des Rechtsanwalts oder eine sonstige externe Hilfskraft
(Bank, Sachverständiger etc) handelt“.25 Dazu gehören auch
externe Experten oder etwa beigezogene Dolmetscher und
IT-Spezialisten.

cc) Datenträger im Gewahrsam Beschuldigter
Veranlasst durch die EU-RL zum Rechtsbeistand26, hat das
StPRÄG I27 klargestellt, dass sich das Sicherstellungsverbot
auch auf Beratungsdokumente bezieht, die der Beschuldigte
innehat. In diesem Sinn wurde das Umgehungsverbot nach
§ 157 Abs 2 um solche „Unterlagen und Informationen“ in
der Verfügungsmacht eines Beschuldigten ergänzt,

• die „zum Zwecke der Beratung oder Verteidigung des Be-
schuldigten“ durch einen Verteidiger, einen Rechtsanwalt
oder sonstigen Parteienvertreter

• und entweder von dem Verteidiger, dem Rechtsanwalt
oder dem sonstigen Parteienvertreter oder vom Beschul-
digten selbst – etwa zur Vorbereitung des Beratungsge-
sprächs

erstellt wurden.
Letztere, die vom Beschuldigten selbst verfassten Doku-

mente, sind bei diesem allerdings nur geschützt, soweit sie
tatsächlich ein anwaltliches Aussageverweigerungsrecht
zum Ausdruck bringen. Sie dürfen daher sichergestellt wer-
den, solange sie oder ihr Inhalt noch keinem Berufsgeheim-
nisträger übermittelt wurden.28

Zur Verdeutlichung mögen folgende Szenarien dienen:
• Der Beschuldigte hat noch keinen Anwalt beauftragt.
Zum Zweck seiner Verteidigung hat er Dateien erstellt,
auf deren Basis er mit einem Anwalt sprechen möchte.
– Mangels Mandat gibt es noch kein Aussagverweige-
rungsrecht und folglich kein Umgehungsverbot: Die Da-
tenträger dürfen sichergestellt werden.

• Der Beschuldigte hat zum Zweck seiner Verteidigung Da-
teien erstellt, weil er sich auf deren Basis selbst verteidigen
möchte. – Es besteht kein Berufsgeheimnis, daher kann
auch kein solches umgangen werden; es liegt daher kein
Anwendungsfall des § 157 Abs 2 vor.

• Der Beschuldigte hat vertrauliche Informationen mit ei-
nem Wirtschaftstreuhänder geteilt, bei dieser Bespre-
chung hat er Notizen verfasst. Diese Notizen will er nun-
mehr einem Anwalt überreichen, mit dem zu diesem
Zeitpunkt noch kein Mandatsverhältnis besteht. – Eine
Sicherstellung dieser Unterlagen beim Beschuldigten ist
unzulässig, da sie das Aussageverweigerungsrecht zwar
nicht des Anwalts (dessen Berufsgeheimnis ist noch nicht
entstanden), aber das des Wirtschaftstreuhänders umge-
hen würde.

• Der Beschuldigte hat einen Anwalt beauftragt. Er macht
sich Notizen über Angelegenheiten, die er noch nicht mit
dem Anwalt besprochen hat, die er im Zuge des nächsten
Beratungsgesprächs aber einbringen möchte. – Auch in
diesem Fall wäre die Sicherstellung noch keine Umge-
hung, denn die betreffenden Inhalte sind dem Anwalt
noch gar nicht bekannt und folglich nicht Gegenstand
seines Verschwiegenheitsrechts.

22 Müller, Verwertung im Gewahrsam Dritter befindlicher Anwaltsunterla-
gen im Strafverfahren? RZ 2015, 250 (252); Zerbes, Anwaltsgeheimnis: Wir-
kung und Fernwirkung des Umgehungsverbots, ÖJZ 2016/23, 159 (160).
23 OLG Wien 17 Bs 27/18x JSt-Slg 2019/3.
24 OLGWien 18 Bs 33/16h JSt-Slg 2016/47;Müller, Verwertung im Gewahr-
sam Dritter befindlicher Anwaltsunterlagen im Strafverfahren? RZ 2015, 250
(253); Stricker, Das Umgehungsverbot (§ 157 Abs 2 StPO) nach dem
StPRÄG 2016 I, ÖJZ 2018/67, 498 (500f); Tipold/Zerbes in Fuchs/Ratz, WK
StPO Vor 110–115 Rz 28/1; Zerbes, Anwaltsgeheimnis: Wirkung und Fern-
wirkung des Umgehungsverbots, ÖJZ 2016/23, 159 (162).
25 OLG Wien 18 Bs 33/16h JSt-Slg 2016/47.
26 RL 2013/48/EU, ABl L 2013/294, 1.
27 BGBl I 2016/26.
28 Stricker, Das Umgehungsverbot (§ 157 Abs 2 StPO) nach dem StPRÄG
2016 I, ÖJZ 2018/67, 498 (501f).
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• Das Mobiltelefon des Beschuldigten soll sichergestellt
werden. Er weist darauf hin, dass sich in seinem Mailpro-
gramm auch die Korrespondenz mit seinem Verteidiger
befindet. – Zu dieser Konstellation unten III. 3. db).

cd) Datenträger im Gewahrsam Dritter
Soweit ersichtlich tendiert die Judikatur29 mittlerweile dazu,
Gegenstände – hier interessieren Datenträger –, die ohne
Zutun der Strafverfolgungsbehörden die Machtsphäre des
Berufsgeheimnisträgers verlassen haben (und sich auch
nicht beim Beschuldigten befinden), der Sicherstellung
preiszugeben: Eine solche sei keine Umgehung des Aussa-
geverweigerungsrechts iSd § 157 Abs 2. Dabei wird nicht
differenziert, ob der Berufsgeheimnisträger die Unterlagen
in eigener Verantwortung an einen Dritten weitergegeben
hat, oder ob diese gegen seinen Willen von Mitarbeitern
„geleakt“, gestohlen oder „gehackt“ wurden.

Dadurch kommt allerdings im Zusammenhang mit dem
Verbot, sich zur Umgehung des Aussageverweigerungs-
rechts an Hilfspersonen zu wenden, ein Widerspruch zu-
stande: Wenn eine Sicherstellung bei diesen eine unzulässi-
ge Umgehung ist – insofern besteht Einigkeit (s oben III. 3.
cb)) –, dann muss das auch dann gelten, wenn Hilfskräfte
die einschlägigen Datenträger den Strafverfolgungsbehör-
den durch Mittelspersonen zuspielen. Solche Mittelsperso-
nen stehen zwar außerhalb der Einflusssphäre des betroffe-
nen Rechtsberaters; übernehmen die Strafverfolgungsbe-
hörden von ihnen jedoch vertrauliches Material, dann las-
sen sie letzten Endes doch Hilfspersonen über das
Aussageverweigerungsrecht disponieren. Dies steht aller-
dings ausschließlich dem Berufsgeheimnisträger selbst zu.
Ein überwiegender Teil der Literatur30 und zumindest das
OLG Linz31 erstrecken den Schutz vor Sicherstellung daher
auch auf Unterlagen, die Hilfskräfte an Dritte weitergege-
ben haben.

d) Das Recht auf Widerspruch, Versiegelung und
gerichtliche Durchsicht

da) Konzept
Das Verbot, ein berufsbedingtes Aussageverweigerungs-
recht durch Zugriff auf Unterlagen zu umgehen (§ 157
Abs 2), ist nach § 112 durch das Recht des Betroffenen ge-
schützt, der Sicherstellung unter Berufung auf ein solches
Aussageverweigerungsrecht zu widersprechen. Dieser er-
wirkt damit eine Versiegelung der betreffenden Datenträ-
ger, die in der Folge bei Gericht hinterlegt und einem ge-
richtlichen Sichtungsverfahren vorbehalten werden. Damit
soll ein sofortiger Einblick der Ermittlungsorgane in berufs-
geheime Informationen vermieden werden und deren Aus-
sortierung dem – in die Untersuchung nicht involvierten –

Haft- und Rechtsschutzrichter vorbehalten werden. Nur die
vom Gericht als nicht berufsgeheim freigegebenen Unterla-
gen kommen in den Akt, als berufsgeheim geschützte Un-
terlagen werden zurückgegeben, ohne dass die Staatsan-
waltschaft Zugang zu ihrem Inhalt hat.

Zwischen Versiegelung und gerichtlicher Sichtung ist
ein Verfahren zur Konkretisierung vorgesehen: Der betrof-
fene Berufsgeheimnisträger ist insofern eingebunden, als er
dazu aufgefordert wird, „jene Teile der Aufzeichnungen
oder Datenträger konkret zu bezeichnen, deren Offenle-
gung eine Umgehung seiner Verschwiegenheit bedeuten
würde“ (§ 112 Abs 2). Diese Vorgangsweise ist bei der Si-
cherstellung elektronischer Datenträger unumgänglich: In
komplexeren Verfahren, in denen nicht nur einzelne analo-
ge Aktenordner, sondern etwa sämtliche Geschäftsunterla-
gen und EDV-Anlagen – von Mobiltelefonen bis zu ganzen
Servern – sichergestellt werden, gelangt einerseits typischer-
weise eine unüberschaubare Menge an Daten in die Hände
der Strafverfolgungsbehörden. Die Materialien sprechen
von „Datensätzen im Bereich von mehreren Giga- oder so-
gar Terabyte“.32 Andererseits sind Datenträger, insb Kom-
munikationsgeräte, zwar jeweils für sich genommen ein ein-
zelner Gegenstand, die Nutzung erfolgt jedoch in aller Regel
gemischt. Das hat zur Folge, dass auf dem betreffenden Ge-
rät typischerweise sowohl anwaltliche und damit geschützte
Korrespondenz als auch sonstige Geschäftsdokumente,
Verträge oder private Kommunikation gespeichert sind.
Es ist daher aus Gründen der Prozessökonomie sinnvoller,
eine Vorsortierung der Inhalte auf pauschal versiegelten
Datenträgern durch denjenigen zu veranlassen, dessen Be-
rufsgeheimnisse zu schützen sind.

Um die konkrete Bezeichnung vorzunehmen, ist dem
Betroffenen Einsicht in die sichergestellten Unterlagen zu
gewähren. Die Bestimmung ist auf gegenständliche Akten
zugeschnitten: Sie werden dem betroffenen Berufsgeheim-
nisträger ausgehändigt, der sie durchsehen und jene Unter-
lagen oder Gruppen von Unterlagen listen soll, die sein Ver-
schwiegenheitsrecht betreffen. Im Fall der hier interessie-
renden Datenträger ist das allerdings nicht ohne weiteres
möglich – sie werden ihm freilich nicht als solche wieder
ausgehändigt, damit er auf ihnen selbst sucht; damit wäre
die Gefahr der Manipulation verbunden. Das Gericht muss
daher von entsprechend ausgebildeten Hilfskräften33 eine
vollständige (forensische) Kopie des Datenbestands der
versiegelten elektronischen Datenträger anfertigen lassen.

29 OLG Graz 13. 8. 2019, 1 Bs 32/19v; OLG Wien 12. 9. 2014, 22 Bs 133/
14w; OLG Wien 18 Bs 33/16h JSt-Slg 2016/47; ebenso Müller, Verwertung
im Gewahrsam Dritter befindlicher Anwaltsunterlagen im Strafverfahren?
RZ 2015, 250 (252f).
30 Ghazanfari, Sicherstellung von Mobiltelefonen und Berufsgeheimnis-
schutz, in Lewisch (Hrsg), Wirtschaftsstrafrecht und Organverantwortlich-
keit, Jahrbuch 2022 (erscheint im Herbst 2022); Kollmann/Moser, Sicherstel-
lung von Verteidigungsunterlagen, ZWF 2016, 57 (58 f); Öner, Die rechts
anwaltliche Verschwiegenheit im Verfassungs- und im Strafrecht, ÖJZ
2020/58, 448 (451); Stricker, Der Berufsgeheimnisträger als Zeuge, in BMJ
(Hrsg), 42. Ottensteiner Fortbildungsseminar (2015) 54ff; Tipold/Zerbes in
Fuchs/Ratz, WK StPO Vor §§ 110–115 Rz 32f; Zerbes, Hotspot Anwaltsge-
heimnis, in Lewisch (Hrsg), Wirtschaftsstrafrecht und Organverantwortlich-
keit, Jahrbuch 2016, 155 (161ff); Zerbes, Anwaltsgeheimnis: Wirkung und
Fernwirkung des Umgehungsverbots, ÖJZ 2016/23, 159 (162f).
31 OLG Linz 7 Bs 188/15 ÖJZ 2016/23 (Zerbes).
32 ErläutRV 1677 BlgNR 24. GP.
33 Dazu Erlass vom 20. 9. 2017 über den Einsatz von IT-Experten bei Staats-
anwaltschaften und Gerichten in Strafverfahren, BMJ-Pr6150/0059-III 3/
2017.
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Diese müssen dem betroffenen Berufsgeheimnisträger zur
Durchsicht übergeben werden.

Hat der Berufsgeheimnisträger die entsprechenden Da-
teien oder Gruppen von Dateien abgegrenzt, unterzieht das
Gericht nur diese34 einer Sichtung. Nach der Sichtung ent-
scheidet es, welche Inhalte tatsächlich einem Aussagever-
weigerungsrecht unterliegen. Ergibt sich das für den gesam-
ten Datenträger, wird dieser dem Betroffenen wieder ausge-
händigt. Sind einzelne Dateien oder Dateiordner auf ge-
mischt verwendeten Datenträgern betroffen, müssen sie
aus der Kopie, die gesichtet wird, herausgelöscht werden.
Die Daten, denen das Gericht die Qualität eines Berufsge-
heimnisses abspricht, werden zum Akt genommen.

§ 112 Abs 2 sieht zwingend vor, dass der Betroffene in
den Sichtungsvorgang einzubeziehen ist. Der Fall seines
Nichterscheinens ist ungeregelt. Ein Verzicht auf das ge-
richtliche Sichtungsverfahren kann daraus jedenfalls nicht
abgeleitet werden.35

db) Einschränkung des Widerspruchsrechts auf den
Berufsgeheimnisträger selbst und seine Vertreter
§ 112 Abs 1 räumt das Widerspruchsrecht der „von der Si-
cherstellung betroffenen oder anwesenden Person“ unter
Berufung auf „ein“ vor Umgehung geschütztes Recht auf
Verschwiegenheit ein. Als von der Sicherstellung in diesem
Sinn „betroffen“ qualifiziert die Judikatur36 ausschließlich
den Berufsgeheimnisträger selbst, der die sicherzustellen-
den Gegenstände innehat: „Ein“ Verschwiegenheitsrecht
wird als „sein“ Verschwiegenheitsrecht gelesen. Mit den an-
wesenden Personen sollen hingegen nur solche gemeint
sein, die ihn in seiner Abwesenheit vertreten, das sind seine
Mitarbeiter oder Angehörige der einschlägigen Interessen-
vertretung, die bei der Hausdurchsuchung in Kanzleiräu-
men anwesend sind (§ 121 Abs 2).37

Nun sind seit 2016 die Unterlagen und Informationen
aus einer Rechtsberatung auch dann geschützt, wenn der
Beschuldigte sie innehat (§ 157 Abs 2, s oben III. 3. cc)).
Wenn seine Räumlichkeiten durchsucht und seine Daten-
träger sichergestellt werden, läge es daher nahe, auch ihm
dasWiderspruchsrecht einzuräumen. Das entspräche dem
Wortlaut des Gesetzes: Betroffener einer Sicherstellung ist
iSv § 48 Abs 1 Z 4 jeder, in dessen Verfügungsmacht sich
die sichergestellten Unterlagen befinden. Und § 112 Abs 1
spricht von „einem“ Verschwiegenheitsrecht, auf das sich
der Betroffene berufen muss – also nicht notwendig auf
„seines“.38

Die Judikatur anerkennt das nicht und spricht dem Be-
schuldigten das Recht ab, der Sicherstellung unter Beru-
fung auf das Verschwiegenheitsrecht seines Rechtsberaters
zu widersprechen. Auch Datenträger, auf denen sich Kor-
respondenz oder sonstige Beratungsunterlagen iSv § 157
Abs 2 befinden, gelangen daher ohne richterliche Sichtung
an die Ermittlungsbehörden. Diese haben bei ihrer Einsicht
zwar von Amts wegen die Umgehungsverbote zu beachten
und dürfen Daten aus einem geschützten Beratungsverhält-

nis nicht zum Akt nehmen. Dennoch erlangen sie Einblick
und damit das Wissen über die betreffenden Inhalte – es
tritt also genau die Situation ein, die § 112 vermeiden soll.

IV. RECHTSSTAATLICHE DEFIZITE

1. Mutmaßlicher Beweiswert als
einzige Voraussetzung

Die Voraussetzungen für eine Sicherstellung und damit
auch für die Sicherstellung von Datenträgern einschließlich
der hier interessierenden Kommunikationsgeräte sind
schnell aufgezählt: Der Beweiswert des betreffenden Gegen-
standes und eine Anordnung durch die Staatsanwaltschaft
genügen. Weder muss eine Anlasstat bestimmter Schwere
vorliegen, noch der Tatverdacht dringend sein, richterliche
Bewilligung ist keine notwendig. Ein elektronischer Daten-
träger kann daher immer bereits dann sichergestellt werden,
wenn etwa erwartet wird, dass irgendeine Nachricht, ir-
gendeine Notiz, irgendein Bild, irgendeine sonstige Infor-
mation auf diesem selbst gespeichert oder sogar – ausge-
hend von einem breiten Verständnis des § 111 Abs 2 –

auf einen durch ihn zugänglichen externen Speicherplatz
ausgelagert ist.

Stellt man diese niederschwelligen Eingriffsvorausset-
zungen der eigentlichen Schwere des Eingriffs gegenüber,
ergibt sich ein unausgewogenes Bild. Dazu im Folgenden.

2. Datenüberschuss und Dauer
des Ausleseprozesses

Durch eine insb in komplexeren Wirtschaftsstrafsachen ty-
pisch umfassende Sicherstellung von elektronischen Daten-
trägern werden bei weitem nicht nur die mit dem konkre-
ten Verdacht zusammenhängenden Daten zugänglich. Es
geraten ungleich – und ex ante nicht abschätzbar – mehr
Informationen in die Hände der Strafverfolgungsbehörden:
sämtliche über Jahre gespeicherte oder rekonstruierbare
Nachrichtenverläufe in sämtlichen Kommunikations-Apps
mit sämtlichen Freunden und Familienangehörigen, sämt-
liche Bilder, Adressbücher, aufgezeichnete Ortsfeststellun-
gen, idR auch zumindest die jüngst aufgerufenen Internet-
seiten, alle Einträge in die durch dieses Gerät benutzten So-
zialen Medien, kurzum, die Strafverfolgungsbehörden er-
halten ein „Logbuch“ des Lebens des Betroffenen.39

Insofern ist dieser einem wesentlich breiteren Einblick in

34 Tipold/Zerbes in Fuchs/Ratz, WK StPO § 112 Rz 13/3.
35 Tipold/Zerbes in Fuchs/Ratz, WK StPO § 112 Rz 13/2.
36 OGH 13 Os 94/17y EvBl 2018/48; OLGWien 17 Bs 27/18x JSt-Slg 2019/3;
OLG Graz 13. 8. 2019, 1 Bs 32/19v.
37 Tipold/Zerbes in Fuchs/Ratz, WK StPO § 112 Rz 10/1; JAB 1700 BlgNR
24. GP zu § 112.
38 Ghazanfari, Sicherstellung von Mobiltelefonen und Berufsgeheimnis-
schutz, in Lewisch (Hrsg), Wirtschaftsstrafrecht und Organverantwortlich-
keit, Jahrbuch 2022 (erscheint im Herbst 2022); Tipold/Zerbes in Fuchs/Ratz,
WK StPO § 112 Rz 10/2.
39 Rohregger/Benedik, Aktenleaks – Status Quo und Reformüberlegungen, in
Lewisch (Hrsg), Wirt schaftsstrafrecht und Organverantwortlichkeit, Jahr-
buch 2021, 47 (51); Zerbes, Beweisquelle Handy, ÖJZ 2021/24, 176 (176).
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sein Leben ausgesetzt als bei einer erstens zeitlich und zwei-
tens auf Kommunikationsdaten beschränkten Nachrichten-
überwachung. Bei einer Sicherstellung von Datenträgern in
einem Unternehmen kann die einbezogene Datenmenge bis
zu mehrere Terabyte betragen. Häufig werden etwa sämt-
liche Unterlagen über die Geschäftsvorgänge ab einem ge-
wissen Geschäftsjahr gesucht und zu diesem Zweck Com-
puter, Mobiltelefone, Laptops bis hin zum Firmenserver si-
chergestellt. Naturgemäß ist nach solchen Vorgängen nur
ein Bruchteil des sichergestellten Materials tatsächlich ver-
dachtsrelevant; die Rede ist von einem mitunter zehntau-
sendfach größeren Datenbestand, den sich die Strafverfol-
gungsbehörden zugänglich machen.40

Derartig umfassende Sicherstellungen kommen dadurch
zustande, dass die Daten idR nicht vor Ort gesichtet und
aussortiert werden können: Der zu durchsuchende Daten-
bestand ist schlicht zu umfangreich, häufig müssen überdies
technische Hürden überwunden werden.41 Der Eingriff in
die Privatsphäre des Betroffenen kann daher allein quanti-
tativ weit über das hinausgehen, was angesichts des anlass-
gebenden Vorwurfs verhältnismäßig ist.

Hinzu kommt, dass auch die Strafverfolgungsbehörden
selbst bei der Auswertung der ihnen vorliegenden Daten-
menge über ihre Kapazitäten hinausgehend beansprucht
sind. Jedenfalls wird das Ermittlungsverfahren dadurch ent-
scheidend in die Länge gezogen. Ermittlungsverfahren in
Wirtschaftsstrafsachen werden fallweise über zehn Jahre
lang geführt; die Datenträger bleiben teilweise ebenso lang
sichergestellt, sodass sie der Betroffene in dieser Zeit nicht
verwenden kann, und fallweise keine Kopie der in die Aus-
wertung einbezogenen Daten erhält.

3. Einfacher Zugriff auf
Kommunikationsdaten

Mittels Sicherstellung eines Mobiltelefons oder sonstigen
Kommunikationsgeräts sind zu einem guten Teil auch jene
Daten verfügbar, die als „Nachrichten und Informatio-
nen“ Gegenstand einer Nachrichtenüberwachung sind:
stets dann, wenn diese nicht nur auf dem Server des betref-
fenden Anbieters, sondern auch auf dem Handy abgespei-
chert wurden. Erstreckt man die Auswertungsbefugnis eines
sichergestellten Mobiltelefons zusätzlich auf die – durch
dieses zugänglichen – externen Speicherplätze (s oben III.
1. bb)), kommen noch jene Daten hinzu, die nur auf diesen
externen Speicherplätzen vorhanden sind und auf dem
Handy bloß sichtbar gemacht werden können.

Will die Strafverfolgungsbehörde diese Daten durch
Nachrichtenüberwachung ermitteln, ist sie allerdings an
deutlich strengere Vorgaben gebunden als bei einer Si-
cherstellung. So muss der Verdacht auf eine vorsätzliche
Anlasstat vorliegen, die mit über einem Jahr Freiheitsstrafe
bedroht ist, dieser Verdacht muss dringend sein, außer ei-
ner Anordnung durch die Staatsanwaltschaft muss eine
richterliche Bewilligung vorliegen. Zudem darf grundsätz-

lich nur die „Kommunikation“ – die Nachrichten, die In-
formationen – des Beschuldigten gelesen werden. Ein Zeu-
ge, von dem man in der Kommunikation mit einem ande-
ren Nicht-Beschuldigten Äußerungen über die Anlasstat er-
wartet, darf nicht überwacht werden (§ 135 Abs 2 Z 3 und
Abs 3 Z 3 lit b; eine Ausnahme besteht nur im Sonderfall
der Zustimmung des überwachten Anschlusses).

Aus diesem Blickwinkel besteht ein nicht sachgerechtes
Ungleichgewicht: Ein und dieselben Daten – solche, die
durch Kommunikation zustande kommen – sind durch ei-
ne Sicherstellung ohne weiteres umfassend verfügbar, im
Rahmen einer Nachrichtenüberwachung bindet der Gesetz-
geber die Ermittlungsbehörden jedoch an deutlich höher-
schwellige Voraussetzungen.

4. Keine Regelung zum Umgang
mit Zufallsfunden

Die Datenmenge, die sich nach einer umfangreichen Sicher-
stellung von Datenträgern bei der Strafverfolgungsbehörde
befindet, ist geradezu unüberschaubar groß und vielfältig.
Außer einer Vielzahl von Einblicken in höchstpersönliche
Informationen des Betroffenen (dazu unten IV. 6.), liegt
es auf der Hand, dass sich aus der Auswertung Hinweise
auf andere als die anlassgebende strafbare Handlung erge-
ben können.

Anders als im Zusammenhang mit Nachrichtenüberwa-
chung (§ 140 Abs 1 Z 4) ist bei Sicherstellung jedoch keine
Regelung für Zufallsfunde vorgesehen. Das ist – ange-
sichts des quantitativ und qualitativ ausgesprochen weit
über die verdachtsrelevanten Informationen hinausgehen-
den Materials und angesichts des Zugriffs auf Nachrichten-
daten – nicht sachgerecht.

5. Versteckter Geheimnischarakter
der Sicherstellung

Die im Vergleich zur Nachrichtenüberwachung geringfügi-
gen Eingriffsschwellen der Sicherstellung werden gemein-
hin damit erklärt, dass eine Sicherstellung dem Betroffenen
gegenüber offen erfolgt: Vor seinen Augen wird durchsucht
und werden ihm die betreffenden Datenträger abgenom-
men, anschließend erhält er in einer Bestätigung eine Liste
der sichergestellten Gegenstände. Damit soll ihm von An-
fang an rechtliches Gehör eingeräumt werden; offene Maß-
nahmen gelten daher traditionell als weniger schwerwie-
gend als verdecktes Vorgehen.

Aber: Welche Daten mit einem als solches offen sicher-
gestellten Kommunikationsgerät tatsächlich den Behörden
zugänglich werden, kann der Betroffene nicht mehr ein-

40 Rohregger/Benedik, Aktenleaks – Status Quo und Reformüberlegungen, in
Lewisch (Hrsg), Wirtschaftsstrafrecht und Organverantwortlichkeit, Jahr-
buch 2021, 47 (52).
41 Rohregger/Benedik, Aktenleaks – Status Quo und Reformüberlegungen, in
Lewisch (Hrsg), Wirtschaftsstrafrecht und Organverantwortlichkeit, Jahr-
buch 2021, 47 (51).
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schätzen. Ein Computer erhält seine Bedeutung nicht als
Gegenstand, sondern als Träger von Information. Schon
ein einziges Mobiltelefon gibt um vieles mehr preis, als
der jeweilige Nutzer erkennt. Erst recht gilt das für Daten-
bestände auf diversen Datenträgern bis hin zu Servern eines
ganzen Unternehmens. Das liegt nicht nur daran, dass sich
kaum jemand erinnert, welche Daten er noch wo – nur am
sichergestellten Datenträger oder auf externen Speicherplät-
zen – gespeichert und welche er bereits gelöscht hat. Über-
dies haben die Strafverfolgungsbehörden weitgehende Mög-
lichkeiten, bereits gelöschte Daten wiederherzustellen: Die
gängigen Löschbefehle beseitigen die betreffenden Daten
idR nur von der durch normale Nutzung verfügbaren An-
wendung, bleiben aber rekonstruierbar.

Erst wenn die Strafverfolgungsbehörden den Datenbe-
stand insofern ausgewertet haben, als sie das, was sie als ver-
dachtsrelevant ansehen, zum Akt nehmen können, erhält
der Beschuldigte die Möglichkeit, Akteneinsicht zu neh-
men. Was ihm weiterhin unzugänglich bleibt, sind jene Da-
ten, die die Ermittlungsbehörden aussortiert haben. Ebenso
wenig kann er abschätzen, ob und auf welche Zufallsfunde
die Behörden gestoßen sind, und inwiefern diese Zufalls-
funde weitere Ermittlungen anstoßen.

Damit ist das rechtliche Gehör des Beschuldigten jeden-
falls iZm großen Datenträgern entscheidend beschnitten:
Er ist nicht auf dem gleichen Informationsstand wie die Be-
hörden und hat daher nur beschränkt die Möglichkeit zu
beantragen, aus seiner Sicht entlastende Daten ebenfalls
zum Akt zu nehmen.

6. Informationsüberfluss (auch)
von Mitbeschuldigten

Die Daten, die zum Akt genommen werden, sind den Ver-
fahrensbeteiligten im Wege der Akteneinsicht zugänglich.
Das sind zum einen die Mitbeschuldigten (§ 49 Abs 1 Z 3).
Insbesondere dann, wenn die Staatsanwaltschaft aufgrund
sachlicher Konnexität mehrere Personen wegen mehrerer
strafbarer Handlungen als Beschuldigte führt, kann der
Kreis jener, die Einblick erhalten, bedenklich weit sein. Mit-
beschuldigte haben Zugang zu dem weit überschießenden,
zum Teil Persönliches preisgebenden Datenmaterial, und
sie alle und ihre Verteidiger können, je nach eigenem pro-
zesstaktischen Interesse, dieses Material (in den Grenzen
des § 54) den Medien zuspielen. Ein derartig breit zugäng-
licher Ermittlungsakt setzt den Betroffenen der Gefahr der
öffentlichen Entblößung aus.

Zum anderen haben Opfer, Privatbeteiligte und Privat-
ankläger ein beschränktes Akteneinsichtsrecht (§ 68).

7. Mangelhafter Schutz der
Berufsgeheimnisse

Die Judikatur schränkt dasWiderspruchsrecht zum Schutz
berufsbedingter Geheimnisse allein auf den Berufsgeheim-

nisträger selbst (und dessen Vertreter) ein. Hat der Be-
schuldigte hingegen Datenträger inne, auf denen (auch)
Korrespondenz oder sonstige Dokumente aus Rechtsbera-
tung gespeichert sind, kann er deren Sicherstellung daher
nicht wirksam widersprechen. Damit gelangen Informatio-
nen, die nach § 157 Abs 2 (letzter Satz) auch in seinem Ge-
wahrsam geschützt sind, ohne richterliche Sichtung an die
Ermittlungsbehörden. Diese dürfen die Daten aus einem
entsprechenden Beratungsverhältnis zwar nicht zum Akt
nehmen, weil sie Umgehungsverbote von Amts wegen be-
achten müssen. Einen Einblick und damit das Wissen über
die betreffenden Inhalte erhalten sie dennoch – es passiert
also, was § 112 iZm § 157 Abs 2 vermeiden soll (s oben III.
3. db)).

V. REFORMVORSCHLÄGE

1. Anhebung der
Eingriffsvoraussetzungen im Hinblick
auf Kommunikationsgeräte

Die Sicherstellung eines elektronischen Kommunikations-
geräts steht bei genauerem Hinsehen zwischen einer Si-
cherstellung von Gegenständen und einer Nachrichten-
überwachung. Die Wegnahme selbst erfolgt zwar offen,
und rein formal liegt ein Gegenstand vor, über den die
Strafverfolgungsbehörden Verfügungsmacht begründen.
Die dadurch zugänglich gemachten Informationen – unter
anderem die bloßen Rahmendaten von Kommunikation,
aber auch Kommunikationsinhalte – entsprechen jedoch
in wesentlichen Bereichen jenen Daten, die bei einer Aus-
kunft über Daten einer Nachrichtenübermittlung (§ 134
Z 2) oder bei der Nachrichtenüberwachung (§ 134 Z 3)
anfallen.

Damit erhält die Sicherstellung eines Kommunikations-
geräts im Strafverfahren eine Bedeutung, der de lege ferenda
durch ein eigenes, von der herkömmlichen Sicherstellung
abgehobenes Regelungskonzept gerecht werden soll:
• mit der Einführung von besonderen Bestimmungen zur
Sicherstellung von Datenträgern,

• wobei die Sicherstellung von „Datenträgern, die Ur-
sprung oder Ziel einer Übertragung von Nachrichten
und Informationen im Sinne von § 134 Z 3 sein können“
– kurz: Kommunikationsgeräte – an höhere Eingriffs-
schwellen gebunden werden soll. Die begriffliche Anleh-
nung an § 134 Z 3, der die Nachrichtenüberwachung de-
finiert, entspricht der Art der Daten, die nach einer Si-
cherstellung von Kommunikationsgeräten ausgelesen
werden: Es handelt sich zu einem großen Teil um Nach-
richtendaten.

Dementsprechend ist auch eine inhaltliche Orientierung
an § 135 Abs 3 sachgerecht. Insbesondere sollte die Schwel-
le der Anlasstaten auf das für die Nachrichtenüberwachung
erforderliche Niveau – auf mit über einem Jahr Freiheits-
strafe bedrohte Straftaten – angehoben werden. Auch eine
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gerichtliche Bewilligung (vgl § 137 Abs 1) könnte erwogen
werden.

Aus der Sicherstellung ausgeklammert werden sollte
der Zugriff auf Datenbestände externer Speicherplätze
wie zB auf Clouds udgl. Die dort gespeicherten Daten
und Informationen sind ja gerade nicht auf dem als Ge-
genstand sichergestellten (Kommunikations-)Gerät selbst
gespeichert. Sie sind nur über dieses über eine Online-
Verbindung verfügbar; hierzu muss ein Kommunikations-
netz iS einer Nachrichtenüberwachung (§ 134 Z 3 StPO
iVm § 4 Z 1 TKG) verwendet werden. Wir gehen daher
davon aus, dass eine derartige Daten- und Informations-
ermittlung stets und unmittelbar nur unter die Regelun-
gen für die Nachrichtenüberwachung zu fallen hat – s
dazu III. 1. b) und III. 2.

2. Regelung zum Umgang mit
Zufallsfunden

Wiederum an die Nachrichtenüberwachung angelehnt
wird zumindest für die Sicherstellung von Kommunika-
tionsgeräten vorgeschlagen, die Verwendbarkeit von Zu-
fallsfunden auf strafbare Handlungen zu beschränken, die
auch Anlass zu einer derartigen Sicherstellung hätten geben
können. IZm der notwendigen Hochstufung der Anlasstat
(s oben V. 1.) wären damit nur solche Zufallsfunde ver-
wendbar, die auf eine mit über einem Jahr Freiheitsstrafe
bedrohte strafbare Handlung hinweisen.

3. Transparenz gegenüber dem
Beschuldigten und Löschung

Ausgangspunkt ist wiederum, dass mit der Sicherstellung
eines Smartphones oder eines sonstigen Kommunikations-
geräts ein enormer Überschuss an Daten sichergestellt wird.
Die Strafverfolgungsbehörden müssen daher einen Aus-
wahlprozess vornehmen:
• Das, was für den Fall relevant ist, soll zum Akt genom-
men werden;

• über Zufallsfunde soll ein eigener Akt anzulegen sein (s
oben IV. 4.);

• alles andere wird nicht weiter benötigt und ist zu lö-
schen.

Dieser Auswahlprozess erfolgt freilich nicht direkt am si-
chergestellten Kommunikationsgerät: Damit wäre die Ge-
fahr einer Manipulation des betreffenden Datenbestandes
verbunden. Zudem ist einerseits nicht alles, was am Kom-
munikationsgerät gespeichert ist, ohne weiteres ersichtlich.
Viele darauf befindliche Daten – Nachrichten, Bilder, der
Verlauf aufgerufener Webseiten usw – wurden durch den
Nutzer oder auch automatisch gelöscht, sind daher (vorerst)
verborgen, aber weitgehend rekonstruierbar. Andererseits
gibt es automatische Löschvorgänge zB bestimmter Nach-
richtenprogramme, die Daten innerhalb relativ kurzer Zeit
sogar spurlos – jedenfalls nicht oder kaum rekonstruierbar

– verschwinden lassen. Derartige Daten könnten im Zeit-
punkt der Sicherstellung zwar noch vorhanden sein, sie dro-
hen aber verloren zu gehen.

Um den gesamten Datenbestand eines Kommunika-
tionsgeräts verfügbar zu machen, sind daher folgende
Schritte erforderlich:
• Erstens ist eine sog bit-idente forensische Kopie des Da-
tenträgers herzustellen. Sie bildet diesen 1:1 ab und gibt
damit den Strafverfolgungsbehörden somit alle offline –

vgl oben V. 1. – ohne weiteres zugänglichen Daten preis.
• Durch weitere Bearbeitung dieser bit-identen Kopie
durch die IT-Experten der Strafverfolgungsbehörden sind
zweitens jene Daten wiederherzustellen, die zwar (vor-
dergründig) gelöscht wurden, aber aus ihren Spuren re-
konstruierbar sind.

• Ferner sind mitunter im Zeitpunkt der Sicherstellung –

gemeint ist: bei der Begründung der körperlichen Verfü-
gungsmacht über das Kommunikationsgerät – gewisse
Daten volatil, insb Nachrichten, die mit entsprechenden
Löschmechanismen verschickt wurden. Sie drohen zu
verschwinden, noch bevor sie kopiert und zur Auswer-
tung herangezogen werden können. Derartige Daten
können gleich bei der Sicherstellung zB durch Screen-
shots, Videoaufnahmen oder – falls es um akustisch
wahrnehmbare Informationen geht – durch Tonaufnah-
me festgehalten werden.

Den gesamten Datenbestand eines sichergestellten Kommu-
nikationsgeräts setzen die Strafverfolgungsbehörden daher
zusammen
• aus einer bit-identen Kopie des Geräts,
• aus deren Ergänzung um rekonstruierte Daten
• sowie fallweise aus deren Ergänzung um Ton- oder Bild-
aufnahmen von automatisch verschwindenden Nach-
richten und sonstigen Inhalten.

Das alles wird dem Auswahlprozess zugrunde gelegt.
Hier interessiert, wie sich dadurch technisch einigerma-

ßen einfach bewerkstelligen ließe, das oben bemängelte De-
fizit an Information des Betroffenen (s oben IV. 5.) aus-
zugleichen: Ihm müssten bloß sämtliche Teile – bit-idente
Kopie, Kopie der nachträglich wiederhergestellten Daten
und der „konservierten“ flüchtigen Daten – auf einem (oder
mehreren) Datenträgern ebenfalls zur Verfügung gestellt
werden. Damit würde der ihm nach einer Sicherstellung
verfügbare Datenbestand mit jenem, an dem die Ermitt-
lungsbehörden arbeiten, vollständig übereinstimmen, er
könnte auf dieser Basis seine Beteiligungsrechte wahrneh-
men und beantragen,
• weiteres seiner Ansicht nach entlastendes Material zum
Akt zu nehmen, das die Behörde als irrelevant aussortiert
hat, sowie

• solche Daten, die er verdachtsbezogen als irrelevant be-
trachtet, nicht zum Akt zu nehmen.

Nur ein derartig transparentes Vorgehen würde dem Ver-
ständnis der Sicherstellung als nicht geheime Maßnahme
gerecht werden. Es entspräche zudem den auf eine Nach-
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richtenüberwachung folgenden Offenlegungspflichten
(§ 139).

Um die mitunter unzumutbar lange Dauer der Auswer-
tungsprozesse zu verkürzen, schlagen wir iS der Verfah-
rensbeschleunigung vor, die Schritte, durch die der Betrof-
fene zu informieren ist, an Fristen zu binden:
• Zwei Wochen dürften für die Aushändigung einer bit-
identen Kopie des sichergestellten Kommunikationsge-
räts und für die Herausgabe von mitunter unverzüglich
„konservierten“ Inhalten idR genügen. In Fällen, in denen
der Betroffene den Zugang zu seinen Daten an Passwörter
gebunden hat, die er nicht preisgibt, müssen allerdings
Entschlüsselungstechniken eingesetzt werden, bevor eine
Kopie hergestellt werden kann. Um den mit einem sol-
chen Prozess verbundenen Zeitaufwand zu berücksichti-
gen, kann die Frist von zwei auf insgesamt acht Wochen
verlängert werden.

• Werden nach Aushändigung der ersten (ergänzten) Ko-
pie an den Betroffenen weitere Inhalte wiederhergestellt –
etwa gelöschte Daten, die erst rekonstruiert werden muss-
ten – so erscheinen sechs Wochen ab Herstellung der
(ursprünglichen) Kopie als eine Nachreichfrist für diese
rekonstruierten Inhalte angemessen,

womit sich im Normalfall eine (Auslese- und Verständi-
gungs-) Frist von höchstens acht Wochen ab dem Zeit-
punkt der Sicherstellung des Kommunikationsgeräts er-
gibt; nur im Sonderfall einer Verschlüsselung beträgt diese
Frist vierzehn Wochen. Danach sind die Inhalte verdachts-
bezogen auszuwerten: Sie sind zum Akt zu nehmen oder zu
löschen.

Nur demjenigen, der von der Sicherstellung betroffen ist
– das ist idR der Beschuldigte, in seltenen Fällen ein Zeuge
–, dürfte dieser Gesamtdatensatz zugänglich gemacht wer-
den: Es handelt sich um seine Daten. Anderen – etwa Mit-
beschuldigten – soll dieser Datensatz nicht ausgehändigt
werden. Sie erhalten nur Akteneinsicht und können damit
ausschließlich zum Akt genommene Inhalte einsehen
(beachte jedoch den Vorschlag zur Erweiterung des § 49
Abs 2, dazu unten 4.). Das entspricht der Akteneinsicht in
der analogen Welt: Zu den Unterlagen, die nicht zum Akt
genommen werden, haben Mitbeschuldigte ebenfalls keinen
Zugang.

4. Beschränkung der Akteneinsicht
von Mitbeschuldigten

Viele der am sichergestellten Gerät vorhandenen Daten
können bis in die Intimität hineinreichende Einblicke in
das Leben des Betroffenen geben, die für den anlassgeb-
enden Verdacht keinerlei Bedeutung haben. Zum Schutz
der Privatsphäre des jeweils Betroffenen wird daher vor-
geschlagen, die Beschränkung der Akteneinsicht, die sich
nach geltender Rechtslage nur auf Opfer, Privatbeteiligte
und Privatankläger bezieht, auf Mitbeschuldigte anwend-
bar zu machen – freilich nur soweit deren Interessen

nicht beeinträchtigt werden. Damit soll der Einblick in
bloßstellende Inhalte, die für den einen Mitbeschuldigten
betreffenden Verdacht irrelevant sind, vermieden werden.
Auch verringert sich dadurch das Risiko ihrer (medialen)
Verbreitung.

5. Anerkennung eines
Widerspruchsrechts des
Beschuldigten bezüglich
Rechtsberatungsunterlagen

Ausgangspunkt ist, dass das Widerspruchsrecht nach § 112
parallel zum Umgehungsverbot berufsbedingter Verschwie-
genheitsrechte gewährleistet sein müsste. Dementsprechend
sollte es sowohl dem Beschuldigten als auch kanzleiexter-
nen Hilfskräften des Berufsgeheimnisträgers wie Überset-
zern, Banken oder Privatsachverständigen ausdrücklich zu-
stehen, soweit diese sich auf ein – aus ihrer Sicht fremdes –
Verschwiegenheitsrecht eines Berufsgeheimnisträgers beru-
fen.

Damit ist jedoch folgendes Problem verbunden: Der Be-
schuldigte könnte bei einer Vielzahl der bei ihm sicherzus-
tellenden Datenträger mit dem Hinweis widersprechen,
dass darauf Kommunikation mit zB einem Anwalt gespei-
chert sei. Nach dem derzeitigen Konzept des § 112 ist so-
dann der Berufsgeheimnisträger selbst aufzufordern, eine
konkretisierende Bezeichnung der – aufgrund des Wider-
spruchs versiegelten – Datenträger vorzunehmen. Dies
könnte mit einem enormen Arbeitsaufwand für ihn verbun-
den sein, wenn er nicht einmal mehr ein Mandatsverhältnis
mit dem Beschuldigten pflegt: Er müsste aufgefordert wer-
den, aus vom Beschuldigten naturgemäß gemischt verwen-
deten Datenträgern jene Dateien herauszusuchen, die sein
Verschwiegenheitsrecht betreffen – und zwar ohne Kennt-
nis über die Systematik, nach der der Beschuldigte seine Da-
ten abgelegt hat.

Einen derartigen Aufwand von einem Berufsgeheimnis-
träger zu verlangen, erscheint unverhältnismäßig. Es wird
daher als – ein wenig komplexe – Kompromisslösung vor-
geschlagen, zunächst dem widersprechenden Beschuldigten
selbst eine Bezeichnungsobliegenheit und damit die Aufga-
be der Aussortierung des Materials aufzuerlegen. Im An-
schluss daran soll der betroffene Berufsgeheimnisträger die-
ses bereits vorsortierte Material sichten. Ob sich dies in der
Praxis bewerkstelligen lässt, ist allerdings unsicher.

Aus dem eigentlichen Schutzziel der Berufsgeheimnisse
ließe sich sogar erwägen, das Widerspruchsrecht für Man-
danten noch weiter auszubauen: Diesen soll eine vor staat-
lichen Einblicken geschützte (insb rechtliche) Beratung ga-
rantiert sein. So wäre es aus Sicht der Verteidigung durch-
aus ein Anliegen, dem Beschuldigten bezogen auf die ihn
betreffenden Rechtsberatungsunterlagen stets das Recht
einzuräumen, einer Sicherstellung zu widersprechen, unab-
hängig davon, wo sie sich befinden.
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at
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 d
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ra
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 d
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 b
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 b
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 d
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 d
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 d
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 d
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 d
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 d
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 d
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 d
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 d
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 d
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t d
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es
ch
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g 
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 d
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 d
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 F
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 b
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 d
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 d

as
 R

ec
ht

, E
in

sp
ru

ch
 z

u 
er

he
be

n 
(§

 1
06

) u
nd

 e
in

e 
ge

- 
ric

ht
lic

he
 E

nt
sc

he
id

un
g 

üb
er

 d
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 d
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 d
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 D
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ic
he
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o 
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t e

in
e 
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op

ie
 d

er
 d
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au
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es
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er
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w
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 d
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 d
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 D
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n 

de
r d

ie
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fv
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 d
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A
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w
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ch
e 

D
at
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, d
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 d
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, d
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n 
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W
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 D
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 d
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, d
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 d
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B
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) D
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 d
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 b
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 d
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 D
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r d
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at
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 b
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t m
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 D
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t d
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r b
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 d
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 d
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 D
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 d
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at
z 

re
ch

t- 
m

äß
ig

 a
ng

eo
rd

ne
t u

nd
 b

ew
ill

ig
t w

ur
de

, 

3.
 w

en
n 

si
e 

un
te

r E
in

ha
ltu

ng
 d
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) D
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„Rechtsschutz in der Krise: Bedürfen
außergewöhnliche Zeiten außergewöhnlicher
Rechtsschutzwege?“
Den Titel des abschließenden Panels des heutigen Grund-
rechtetages kann man – zumal unter Juristinnen und Juris-
ten – unterschiedlich verstehen. Lassen Sie mich eingangs
mein Verständnis offenlegen. Mit „Rechtsschutz in der Kri-
se“ meine ich nicht, dass der Rechtsschutz krisenhaft ist,
sondern dass das Rechtsschutzsystem unter der österr Bun-
desverfassung auf verschiedene Krisen trifft: Gesundheits-
krisen, soziale, wirtschaftliche und gesellschaftliche Krisen,
teils auch als Folgen kriegerischer Auseinandersetzungen
im Ausland. Und in der Frage nach dem Außergewöhnli-
chen ist festzuhalten, dass „außergewöhnlich“ immer den
Bezug zur Normallage braucht und eine zeitliche Kompo-
nente hat. Gewöhnung im Zeitverlauf macht aus dem Au-
ßergewöhnlichen Gewöhnliches. Und so möchte ich mich
der Frage nach außergewöhnlichen Rechtsschutzwegen
vor diesem Hintergrund mit einer recht klaren Antwort an-
nähern und dann drei Gesichtspunkte zu den Anforderun-
gen an den Rechtsschutz in der Krise formulieren.

Die klare Antwort ist: Nein, es bedarf keiner außerge-
wöhnlichen Rechtsschutzwege, vielmehr müssen die beste-
henden Rechtsschutzmöglichkeiten von den verantwortli-
chen Staatsorganen in der Verwaltung und in der Gerichts-
barkeit krisenfest gemacht und gelebt werden. Was ist da-
mit gemeint?

Ich möchte drei Bemerkungen zur Krisenfestigkeit des
Rechtsschutzes formulieren – gleichsam als Anstoß für die
Diskussion – und dabei den Ausgangspunkt bei den Rechts-
schutzgarantien des Art 6 EMRK und des Art 47 Grund-
rechtecharta nehmen. Beide Garantien vermitteln das Recht
auf effektiven Rechtsschutz durch unabhängige Gerichte in
angemessener Frist. Damit sind die wesentlichen Bestim-
mungsgründe für die Krisenfestigkeit genannt: Zugang
zum Rechtsmittel, Dauer des Verfahrens und Effektivität
der getroffenen Entscheidungen. Zu jedem dieser drei
Punkte möchte ich einige Gedanken formulieren:

I. ZUGANG ZUM RECHTSSCHUTZ

Rechtsschutzwege und Zulässigkeitsvoraussetzungen für
Rechtsmittel sind in Verfahrensordnungen und verfas-
sungsrechtlichen Grundlagen über Jahrzehnte gewachsen.
Hier kann es natürlich im Einzelfall zu Situationen kom-
men, in denen bestimmte Zulässigkeitsvoraussetzungen
bei formaler Sicht den grundrechtlich gebotenen Rechts-
schutz übermäßig verkürzen könnten. Das sei am Beispiel
des Art 139 B-VG und des Individualantrags auf Normen-
kontrolle im Bereich der Verordnungen gezeigt: Die Rsp,
wonach Individualanträge dann nicht mehr zulässig sein

könnten, wenn zum Zeitpunkt der Entscheidung des VfGH
eine Bestimmung nicht mehr in Kraft steht, war ohnehin
nie lückenlos. Innerhalb von Art 139 und 140 B-VG war
die Rsp bei Gerichtsanträgen seit jeher eine andere. Wenn
nun der VfGH beginnend mit dem Jahr 2020 bei Maßnah-
men zur Pandemiebekämpfung Anträge gegen Verordnun-
gen, die bereits außer Kraft getreten sind, nicht als unzuläs-
sig zurückweist, sondern in der Sache prüft und in einer
Reihe von Fällen auch stattgibt, so ist das ein gutes Beispiel
dafür, dass es keines neuen außergewöhnlichen Rechts-
schutzweges bedarf, sondern dass der bestehende Rechts-
schutzweg an die Krise adaptiert werden kann, sodass es
einen hinreichenden Zugang zu Gericht gibt.

II. DIE DAUER DES VERFAHRENS

Sich rasch ändernde Verhältnisse und die Schwere von
Grundrechtseingriffen haben vor zwei Jahren die immer
wiederkehrende Diskussion nach Eilverfahren vor dem
VfGH heraufbeschworen. Auch hier gilt, dass eine Neurege-
lung oder eine Erweiterung des Rechtsschutzsystems wohl-
durchdacht sein will. Zur Beurteilung, ob es eines neuen
Eilverfahrens bedarf, muss man sich die Frage vorlegen,
wie lange Verfahren im Regelfall vor dem VfGH dauern.
Hier ist festzuhalten, dass die Verfahrensdauer vor dem
VfGH im Schnitt nur drei bis vier Monate beträgt und auch
komplexere Normenkontrollverfahren in der Regel binnen
Jahresfrist erledigt sind. Ein Blick in andere Rechtsschutz-
systeme in Europa zeigt, dass häufig ähnliche Verfahrens-
fristen allein für das Verfahren des Eilverfahrens benötigt
werden und sich die Frage stellt, ob ein Gewinn für den
Rechtsschutzsuchenden dann gegeben ist, wenn er nach ei-
nem Jahr eine Entscheidung im Eilverfahren und nach zwei
bis drei Jahren eine Entscheidung in der Hauptsache erhält.
Aus der Perspektive des Gerichtshofes ist zu fragen, ob man
viel schneller als in drei bis vier Monaten entscheiden kann,
wenn man die Verfahrensrechte der beteiligten Parteien mit
Stellungnahmerechten und gegebenenfalls mündlichen
Verhandlungen wahrt und achtet.

III. EFFEKTIVITÄT DER ENTSCHEIDUNGEN

Auch hier kann derselbe Befund, der unter I. und II. getrof-
fen wurde, wiederholt werden. Schnelle Entscheidungen
sind effektiv. Sie sind deshalb effektiv, weil gerade das Re-
gime der Pandemiebekämpfung zeigt, dass die Verwaltung
und der Gesetzgeber zeitnahe auf Entscheidungen des
VfGH reagieren konnten. Nicht nur die Aufhebung von
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Verordnungen, sondern auch die nachfolgende Anpassung
weiterer Verordnungen an die Rsp des VfGH gehört zur
Effektivität.

Damit komme ich bereits zum Schluss. Die zu Beginn
geäußerte Einschätzung sei in Erinnerung gerufen: Wenn
wir davon ausgehen, dass wir in außergewöhnlichen Zei-
ten leben, so bedürfen wir jedenfalls mit Blick auf den
VfGH und die Grundrechtskontrolle keiner außergewöhn-
lichen Rechtsschutzwege. Außergewöhnliche Maßnahmen

bergen immer die Gefahr in sich, dass sie für die Zeit
nach dem Außergewöhnlichen Schieflagen erzeugen, weil
und insoweit die Zeit für eine abgewogene und ruhige
rechtspolitische Diskussion nicht gegeben war. Und sehr
häufig sind Provisorien dann zum Dauerzustand gewor-
den und man hätte sich gewünscht, dass der rasch be-
schlossene neue Rechtsschutzweg besser durchdacht wor-
den wäre.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit!

Ausgewählte Aspekte der staatlichen
Krisenrechtssetzung
Gewaltenteilung, Legalitätsprinzip und Rechtsklarheit

Der Beitrag fasst thesenartig die krisentypische Verlagerung von Rechtssetzungsbefugnissen von der Legislative auf die
Exekutive sowie die damit einhergehenden Grundsätze und Besonderheiten der COVID-19-Krisenrechtssetzung zu-
sammen.1

I. EINLEITUNG

Nach dem bisherigen, langen und beschwerlichen Weg
durch die COVID-19-Pandemie ist es auch Zeit für eine
rechtsstaatliche Manöverkritik: Was ist im Rechtsstaat wie
gelaufen und wo und wie hätte es eventuell besser laufen
können und müssen? Diese Frage ist von großer Wichtig-
keit, um Lehren zu ziehen und den Rechtsstaat weiterzuent-
wickeln, zu stärken und für die Zukunft noch robuster und
krisenfester zu machen. Im Folgenden sollen einige Gedan-
kensplitter zu der (Teil-)Frage beigetragen werden, welche
Besonderheiten bei der Aufgabenverteilung zur staatlichen
Krisenrechtssetzung unter den Staatsgewalten festzustellen
sind und wo die krisenfesten Grenzen in dieser Hinsicht
liegen.

II. VERLAGERUNGEN IM SYSTEM DER
GEWALTENTEILUNG UND
BESONDERHEITEN DER
KRISENRECHTSSETZUNG

Es war ganz typisch für die Rechtssetzung in der Pandemie,
dass der Gesetzgeber weitreichende Verordnungsermäch-
tigungen zu Gunsten des Gesundheitsministers schuf, der
dann die konkreten, mitunter erheblich eingriffsintensiven
Maßnahmen verordnete. Das COVID-19-MG2 und die da-
rauf fußenden V bieten dafür reichhaltiges Anschauungs-
material und selbst bei der höchst grundrechtssensiblen
Impfpflicht enthielt das COVID-19-ImpfpflichtG3 breite
Verordnungsermächtigungen, die etwa auch den konkreten
Umfang der Impfpflicht (§ 4), allfällige Modifikationen und
sogar die Aussetzung der Impfpflicht (§ 19 Abs 2) ein-
schlossen. Was hat es mit allen diesen Delegationen von

Rechtssetzungsbefugnissen von der Legislative zur Exekuti-
ve auf sich?

Auch wenn die Pandemie kein Staatsnotstand im her-
kömmlichen Sinne dieses Begriffs ist, hatte die Rechtsset-
zung in der COVID-19-Krise mit jener in einem Staatsnot-
stand doch gemeinsam, dass sie sich notstandstypischer
Rechtssetzungstechniken bediente. Gerade bei den Schlüs-
selmaßnahmen zur Eindämmung der Pandemie zog sich
der Gesetzgeber darauf zurück, weitreichende Verord-
nungsermächtigungen zu Gunsten des Gesundheitsminis-
ters zu schaffen, um diesem die Detailmaßnahmen zu über-
lassen. Darin manifestiert sich ein typisches Element des
Staatsnotstandsrechts, die Balance der Staatsgewalten not-
wendigenfalls von der Legislative auf die Exekutive zu ver-
lagern, die durch die Rechtssatzform der Verordnung ra-
scher handlungsfähig ist. Durch die Verordnungsermächti-
gung zu Gunsten des Gesundheitsministers wurden zu-
gleich österreichweit einheitliche Regelungen ermöglicht;
auch diese Rechtsvereinheitlichungstendenz hat Vorbilder
im Staatsnotstandsrecht (zB Art 10 Abs 1 Z 15 B-VG –

„Bundesnotrecht“).4

Im System der Gewaltenteilung kommt es somit zu ei-
ner Verlagerung von der Legislative zur Exekutive. Die

1 Der Beitrag geht aus dem Impulsreferat hervor, das der Verfasser beim
Grundrechtetag 2022 an der WU Wien im Rahmen des Panels „Rechtsset-
zung in einer Krise – welche Vorgaben für die staatliche Rechtssetzung sind
‚krisenfest?“ am 27. 6. 2022 gehalten hat.
2 BG betreffend vorläufige Maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung
von COVID-19 (COVID-19-Maßnahmengesetz – COVID-19-MG), BGBl I
2020/12, zuletzt idF BGBl I 2022/103.
3 BG über die Pflicht zur Impfung gegen COVID-19 (COVID-19-Impf-
pflichtgesetz – COVID-19-IG), BGBl I 2022/4, aufgehoben durch BGBl I
2022/13; vgl dazu auch VfGH 23. 6. 2022, G 37/2022 V 173/2022, sowie Ko-
petzki, Das COVID-19-ImpfpflichtG vor dem VfGH, RdM 2022, 197.
4 Vgl zum Ganzen näher Fister, Grundrechte in der Krise – Grundrechtliche
Maßstäbe für das COVID-19-Recht, AnwBl 2020, 406 (406).
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Vormacht des Gesetzgebers bleibt gleichwohl erhalten.
Das Legalitätsprinzip gem Art 18 B-VG gebietet, dass der
Gesetzgeber alle wesentlichen Merkmale der beabsichtigten
Regelung im Gesetz festlegt. Eine „formalgesetzliche Dele-
gation“, bei der die gesetzliche Verordnungsermächtigung
nicht genügend bestimmt wäre und den Verwaltungsorga-
nen dadurch zu große Spielräume überlassen blieben, wäre
verfassungswidrig. Nach diesen Maßgaben kann zwar der
Gesetzgeber die Vollziehung im Allgemeinen auch zu
Grundrechtseingriffen ermächtigen; wenn aber ein Gesetz
eine Maßnahme vorsieht, die in besonderer Nähe zum Ein-
griff in ein Grundrecht steht („eingriffsnahes Gesetz“), muss
der Eingriffstatbestand besonders deutlich umschrieben
sein und dem Eingriff sind „konkrete Schranken“ zu set-
zen.5

Im Prinzip gilt all dies auch in Krisen wie der Pandemie;6

im Detail treten aber doch bemerkenswerte Spezifika in Er-
scheinung, die die Krisenrechtssetzung als etwas Besonderes
kennzeichnen:

Die schwierigen Rahmenbedingungen der Krisenrechts-
setzung sind gemeinhin bekannt: Es besteht Unsicherheit,
es besteht Eile, die Verhältnisse ändern sich laufend und
mitunter sehr rasch. Um darauf mit der notwendigen Fle-
xibilität reagieren zu können, muss der Gesetzgeber der
Exekutive entsprechend größere Spielräume überlassen,7

die von grundlegenden Einschätzungs- und Prognosespiel-
räumen8 bis hin zu ausgedehnteren rechtlichen Gestal-
tungsspielräumen reichen. Dies hat der VfGH im Grund-
satz auch akzeptiert. Als notwendiges Korrektiv, auch und
gerade iS der rechtsstaatlich gebotenen Kontrolle, dient eine
Art Begründungspflicht für verordnete Maßnahmen. In
der Rsp des VfGH liest sich das so, dass bei einer solchen
Verordnungsermächtigung, die weitreichende Grund-
rechtseingriffe ermöglicht, im Verordnungserlassungsver-
fahren nachvollziehbar zu machen ist, auf welcher Informa-
tionsbasis über die nach dem Gesetz maßgeblichen Um-
stände die Verordnungsentscheidung fußt und die gesetz-
lich vorgegebene Abwägungsentscheidung erfolgt ist.9

Notwendig ist eine aktenmäßige Dokumentation der Ent-
scheidungsgrundlagen,10 und zwar – nota bene – bei sons-
tiger Gesetzwidrigkeit der V bereits aus diesem Grund, also
unabhängig von einer Gesetzwidrigkeit des Verordnungsin-
halts.11

Solcherart hat sich das differenzierte Legalitätsprinzip
im Krisenrecht ausgeprägt. Eine weitestgehende gesetzliche
Vorherbestimmung ist nicht erfordert und wäre auch gar
nicht möglich. In der Pandemie wird das Verwaltungshan-
deln eher final programmiert, nämlich auf die Zielvorgabe
„Verhinderung der Verbreitung von COVID-19“12 (oä) ver-
pflichtet. Das geringere Maß an gesetzlicher Determinie-
rung soll dann vor allem durch eine spezifische Begrün-
dungs- und Dokumentationspflicht kompensiert werden.
Also weniger „Legitimation durch Verfahren“ als vielmehr
„Legitimation durch Begründung“, wie esMagdalena Pöschl
und im Anschluss an sie Iris Eisenberger bezeichnet haben.13

Die Verlagerung der Rechtssetzungsbefugnisse von der
Legislative auf die Exekutive mag also im Krisenrecht not-
wendig sein und gerechtfertigt werden können, weil die
Rechtssatzform der V Vorteile mit Blick auf die Raschheit
der Rechtssetzung bietet. Dem stehen aber auch Defizite
und Schwächen gegenüber, die bewusst gemacht werden
müssen. Aus der Sicht der hier interessierenden Themen-
stellung sind vier Punkte hervorzuheben:14

Erstens werden V idR ohne breitere politische Debatte
und ohne Begutachtungsverfahren kreiert, die bei Gesetzen
im Allgemeinen qualitätsfördernd wirken; die Begrün-
dungs- und Dokumentationspflicht im Verordnungserlas-
sungsverfahren mag hier immerhin einen gewissen Aus-
gleich schaffen, aber bestimmt keine gänzliche Kompensa-
tion.

Zweitens wurden zumindest in der COVID-19-Zeit-V
mitunter so kurzfristig erlassen, geändert und wieder aufge-
hoben, dass die Rechtsunterworfenen mit der Schnelllebig-
keit des Rechts schwer Schritt halten konnten. Vor allem
durch den Gleichheitsgrundsatz (Art 7 B-VG) ist es gebo-
ten, dass den Rechtsunterworfenen ausreichend Zeit einge-
räumt wird, um einen rechtlich gesollten Zustand herzustel-
len.15 COVID-19-V mit umfangreichen neuen Maßnah-
menpaketen, die erst am Vortag (zT sogar erst am Vor-
abend) vor ihrem Inkrafttreten kundgemacht werden,16

strapazieren diese verfassungsrechtlichen Anforderungen
durchaus.

Drittens kommt hinzu, dass sich die COVID-19-V mit-
unter nicht eben durch Klarheit auszeichneten, was mE
überhaupt einer der Hauptkritikpunkte am COVID-19-
Recht war und ist.17 Wenn in einer Krise nicht für jeder-

5 Vgl erneut Fister, AnwBl 2020, 406 (408 mwN).
6 IdS auch Funk, COVID-19: Herausforderungen für den Gesetzgeber, JRP
2021, 7 (9).
7 Vgl auch Ranacher, Politisches Krisenmanagement und Rechtsstaat – die
Perspektive der Verwaltung, JRP 2021, 263 (265: „Der Gesetzgeber gewährt
[. . .] der Verwaltung durch weite gesetzliche Ermächtigungen die notwendi-
gen Handlungsspielräume für rasches und zielgerichtetes Handeln. Er er-
möglicht ihr dadurch jeweils die situationsbezogene Konkretisierung des Ge-
setzes durch Verordnung, überträgt damit aber auch die Abwägungs- und
Rechtfertigungslast für mitunter (weit) in Grundrechte eingreifende Maß-
nahmen der Pandemiebekämpfung den Gesundheitsbehörden.“).
8 Siehe dazu etwa VfGH 15. 12. 2021, V 560/2020.
9 VfGH 15. 12. 2021, V 560/2020; 14. 6. 2022, V 53/2022.
10 ZB VfGH 17. 3. 2022, V 15/2022 ua.
11 IdS zB VfGH 15. 12. 2021, V 560/2020.
12 So etwa § 6 Abs 1 COVID-19-MG idgF.
13 I. Eisenberger, Prognosemodelle und generelles Verwaltungshandeln, ÖJZ
2022, 418 (422 mHa Pöschl in FN 49).
14 Im Übrigen sind va Rechtsschutzaspekte zu analysieren, die mit der Ver-
ordnungsform einhergehen (Stichwort: Rechtzeitigkeit und Effektivität des
Rechtsschutzes im enorm schnelllebigen Krisenrecht). Diese Fragen waren
Gegenstand eines anderen Panels im Rahmen des Grundrechtetags 2022
und werden daher hier nur angesprochen, aber nicht im Einzelnen behan-
delt.
15 Vgl dazu etwa VfSlg 16.989/2003 („die Neuregelung wäre aber dann un-
sachlich, wenn sie den Normunterworfenen derart plötzlich treffen würde,
dass er gar nicht die Möglichkeit hat, die von der Norm vorgesehenen Än-
derungen vor deren Inkrafttreten durchzuführen“).
16 So geschehen zB bei der COVID-19-Lockerungsverordnung (COVID-19-
LV), BGBl II 197/2020 (kundgemacht am 30. 4. 2020, in Kraft getreten am
1. 5. 2020), und bei der 5. COVID-19-Notmaßnahmenverordnung (5. CO-
VID-19-NotMV), BGBl II 2021/475 (kundgemacht am 21. 11. 2021, in Kraft
getreten am 22. 11. 2021).
17 Vgl bereits Fister, Kommunikation und Fehlkommunikation von Recht –
Am Beispiel des COVID-19-Rechts, AnwBl 2020, 552; konkretes An-
schauungsmaterial bei Feik, „Redaktionelle“ Hoppalas im COVID-19-Lock-
down-Verordnungsrecht, JRP 2021, 47; krit etwa auch Abbrederis, Pande-
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mann eindeutig erkennbar ist, was zu tun und was zu unter-
lassen ist, droht das Recht seine Steuerungswirkung und da-
mit schließlich seine Krisenbewältigungsfunktion18 zu ver-
lieren.

Viertens ist es für den Staat riskanter, eingriffsintensive
Maßnahmen weg vom Gesetz hin auf die Verordnungsebe-
ne zu verlagern. Riskanter deswegen, weil bei fehlerhaften V
Amtshaftung zumindest grundsätzlich denkbar ist,19 bei
fehlerhaften Gesetzen hingegen nie. Für die Rechtsunter-
worfenen bietet es natürlich einen großen Vorteil, neben
den Instrumenten zur Bekämpfung der Verordnung selbst
(zB und va durch Individualantrag an den VfGH gem
Art 139 Abs 1 Z 3 B-VG) auch noch über sekundären
Rechtsschutz in Form der Amtshaftung zu verfügen. Zwar
ist gemeinhin bekannt, dass der Weg zur Amtshaftung in
der Praxis lang und steinig sein kann;20 aber mitunter wird
er eben doch bezwungen.21

III. ZUSAMMENFASSENDE THESEN

Die Beobachtungen zur Rechtssetzung in einer Krise und
zur Krisenfestigkeit der Vorgaben für die staatliche Rechts-
setzung lassen sich aus der Perspektive des hier in Rede ste-
henden Thementeilgebiets thesenartig wie folgt zusammen-
fassen:

These 1: Die Krisenrechtssetzung ist typischerweise ge-
kennzeichnet durch eine Verlagerung von Rechtssetzungs-
befugnissen von der Legislative auf die Exekutive, die vor
allem durch die Rechtssatzform der V rascher auf wechseln-
de Verhältnisse reagieren kann.

These 2: Die verordnungsgebenden Verwaltungsorgane
müssen in einer Krisensituation zwangsläufig über größere

Spielräume bei der Rechtssetzung verfügen als in Normal-
zeiten. Man mag dies auf den ersten Blick kritisch sehen,
bevor man auf den zweiten Blick feststellen muss, dass es
anders wohl nicht geht. Das Legalitätsprinzip ist gewiss
nicht suspendiert, es steht breiteren Vollziehungsspielräu-
men aber dann nicht entgegen, wenn dies durch erhöhte
Begründungs- und Dokumentationspflichten des Verord-
nungsgebers ausgeglichen werden kann. Anders gesagt:
Das Legalitätsprinzip ist prinzipiell krisenfest und es wurde
in der Judikatur des VfGH gegenstandsadäquat krisenfit ge-
macht.

These 3: Die Rechtssatzform der V wird zur Krisenbe-
wältigung nur dann effektiv beitragen, wenn sie den Rechts-
unterworfenen klare Orientierung bietet. Das bedingt insb
die vollständige Einhaltung aller verfassungsrechtlichen
Anforderungen an die Klarheit, Nachvollziehbarkeit und
Zugänglichkeit des Rechts, die in Krisenzeiten nicht nur
nicht pausieren, sondern gerade dann ihre rechtsstaatliche
Bedeutung und Tragweite voll entfalten.

miebekämpfung aus Sicht der Landesverwaltung. Ein Erfahrungsbericht aus
der Praxis, JRP 2021, 145 (148: „Unklare und volatile Rechtsgrundlagen“).
18 Vgl idZ auch Khakzadeh-Leiler, Recht und Krise, in Aigner/Durovic/Fors-
ter/Kunesch/Rattinger (Hrsg), Recht und Krise (2016) 1 (20: „Krisenbewälti-
gungskompetenz des Rechts“).
19 Vgl im gegebenen Zusammenhang etwa Geroldinger, Amtshaftung wegen
Fehlern bei Bekämpfung der COVID-19-Epidemie? JBl 2020, 523; Hofstätter,
Amtshaftung bei rechtswidriger COVID-19-Verordnungserlassung, ZfV
2021, 445.
20 Vgl nur OGH 18. 5. 2022, 1 Ob 75/22v.
21 Vgl die Beispiele für mögliche Haftungsszenarien bei Geroldinger in Resch
(Hrsg), Corona-HB1.06 Kap 21 Rz 75 (Stand 1. 7. 2021, rdb.at).
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Legistische Schwerstarbeit
Mit 1. 8. 2022 wurde SC Mag. Christian Auinger zum neuen Leiter
der Sektion I (Zivilrecht) des BMJ bestellt. Er tritt in die großen
Fußstapfen seines Vorgängers Dr. Georg Kathrein und berichtet
von den umfangreichen legistischen Arbeiten, die derzeit an-
hängig sind. Zu Beginn des Gesprächs möchte Mag. Christian
Moser vom neuen Sektionschef aber Auskunft zu den finanziellen
Fragen erhalten, die die österreichische Rechtsanwaltschaft ak-
tuell brennend interessieren.

Gem § 25 RATG wird die Justizministerin ermächtigt,
mit einer Zuschlagsverordnung die im RATG festgesetz-
ten Beträge an geänderte wirtschaftliche Verhältnisse an-
zupassen. Zuletzt ist das am 1. 1. 2016 passiert, die Infla-
tion beträgt seither über 20%. Empfinden Sie die Forde-
rung des ÖRAK nach einer Erhöhung der Tarife für ge-
rechtfertigt?
Wir haben jedenfalls Verständnis dafür. Es ist eine politi-
sche Entscheidung, für die nicht nur eine Verordnung
durch die Bundesministerin, sondern auch eine Zustim-
mung im Hauptausschuss des Nationalrats benötigt wird.

Gibt es da schon Bewegung in die Richtung?
Natürlich gibt es schon Gespräche.

Aber noch nichts, was Sie final mitteilen können?
Nein. Was wir aber schon sagen: Je länger es dauert, desto
größer ist dann der Sprung.

Da decken sich unsere Sichtweisen.
Es ist auch klar, dass es nicht nur um die Entlohnung der
Anwälte, sondern auch um den Ersatz der Kosten durch die
Parteien geht.

Wir haben Verständnis für die
Forderungen der Rechtsanwaltschaft.

Um beim Geld zu bleiben: Die österr Rechtsanwältinnen
und Rechtsanwälte erbringen in der Verfahrenshilfe jähr-
lich Leistungen imWert von ca 32 Mio Euro und erhalten
von der Republik Österreich eine Pauschalvergütung von
21 Mio Euro für das Pensionssystem. Ist nicht auch hier
eine Erhöhung geboten?
Auch da haben wir großes Verständnis, dass man die allge-
meine Pauschalvergütung wieder anhebt. Dass es nicht
identisch sein kann mit den verzeichneten Kosten, ist auch
klar. Es wird üblicherweise ein Abschlag verrechnet. Wir
legen der Anwaltschaft mit der Verfahrenshilfe ja auch Ver-
pflichtungen im Interesse der Öffentlichkeit auf.

Das mit Jahresbeginn in Kraft getretene Sterbeverfü-
gungsgesetz hat polarisiert, dem einen geht es zu weit,
für die anderen bringt es viel zu viele Hürden mit
sich. Fakt ist, dass die praktische Relevanz bislang sehr
überschaubar ist. Wo muss evtl noch nachgebessert
werden?
Die Bremsen, die es gibt, waren recht bewusst eingebaut. Es
war nicht gewünscht, dass der große „Run“ auf die Sterbe-
verfügungen ausbricht. Es gibt aber bereits einzelne Fälle
und eine Evaluierung ist für nächstes Jahr geplant.

Das Gesetz war ja ein großer Kompromiss, weil es gegen-
teilige Fronten gegeben hat.
Natürlich, es hat nicht uneingeschränkte Begeisterung über
die Judikatur des VfGH in dieser Frage gegeben. Man hat
dann im politischen Prozess versucht, alle mitzunehmen
und einzubinden.

Wieso dürfen Sterbeverfügungen durch Notare, nicht
aber durch Rechtsanwälte errichtet werden?
Das war eine politische Entscheidung und hängt mit dem
Berufsbild der Rechtsanwälte und Notare zusammen. Die
Rechtsanwälte werden als Parteienvertreter, die Notare als
neutrale Amtspersonen gesehen. Der Rechtsanwalt soll die
Interessen seiner Mandanten vertreten, der Notar seine
Aufgaben objektiv wahrnehmen. Das war das Bild, das hin-
ter dieser Entscheidung gestanden ist.
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Da geht es also um die Außendarstellung der beiden Be-
rufsgruppen in der Öffentlichkeit?
Ich denke, das ist nicht nur Außendarstellung, sondern liegt
im Selbstverständnis der Berufe begründet. Und außerdem
wollte man bremsende Elemente einbauen.

Mit der Zivilverfahrens-Novelle 2022 wurde der digitalen
Verfahrensführung Rechnung getragen und verfahrens-
rechtliche Abläufe modernisiert. Wie gut verläuft der
Umstieg auf den digitalen Akt bisher?
Das betreut unsere Sektion III. Ich höre, dass es schon sehr weit
gediehen ist. Die genauen Zahlen habe ich noch nicht. Natür-
lich hat der digitale Akt im Zivilverfahren große Bedeutung.

Es ist auch eine Frage der Ressourcen.

Die Präsidentin des HG Wien, Dr. Maria Wittmann-Ti-
wald, hat Überlegungen zu einer Internationalisierung
der Handelsgerichtsbarkeit publik gemacht und ist damit
auch an das BMJ herangetreten. Wie stehen Sie zu diesen
Vorschlägen, wo sehen Sie allenfalls Reformbedarf?
Insgesamt bestehen natürlich einige Fragen. Zunächst ganz
grundsätzlich: Welches Interesse hat die Justiz oder die ös-
terr Bevölkerung daran, Wirtschaftsverfahren nach Öster-
reich zu holen? Das ist nicht aus jeder Sicht so ganz eindeu-
tig zu beantworten und auch mit einem großen Ressourcen-
einsatz verbunden.
Die Vorschläge sind mehrstufig. Für Englisch als Amtsspra-
che bräuchte man natürlich eine Verfassungsbestimmung.
Man muss aber auch die Qualität der Sprachkenntnisse der
Richter und Richterinnen sichern und ausreichend Richter
und Richterinnen finden, die sich Englisch zutrauen. Da
muss man möglicherweise viel früher und allgemeiner in
der Ausbildung ansetzen. Dann müsste man sich überlegen,
ob auch die Anwaltschaft eigene Listen der englisch verhan-
delnden Anwälte erstellen muss. Ebenso muss das Kanzlei-
personal entsprechend geschult sein und die Sprachkenntnis-
se über die Instanzen und Verfahrensschritte hinweg sicher-
gestellt sein. Es ist also schon diese Frage nicht ganz so trivial.
Dann gibt es natürlich das Thema der Finanzierung. Eine
gewisse Verdolmetschung wäre vorgesehen, was wiederum
teilweise mit einer Kostenübernahme durch das Gericht
verbunden wäre. Es wären also einige Investitionen not-
wendig zusätzlich zu der Frage über die verhandlungsfüh-
rende Sprache, Englisch würde da unter Umständen besser
behandelt als die anerkannten Minderheitssprachen.
Hinsichtlich der Überlegungen zu den Schiedsverfahren
sind wir ein bisschen skeptisch, wenn bei gesellschaftsrecht-
lichen Streitigkeiten die Eigenschaft als Konsument eine
eingeschränkte Rolle haben soll, zumal das keine Frage ist,
die sich auf das Verfahrensrecht beschränkt und europa-
rechtliche Vorgaben beachtet werden müssen.

Bei den Fast-Track-Verfahren kann eine schnellere Verfah-
rensdauer nur durch Reduktion von Rechtsschutz oder
durch Bereitstellung zusätzlicher Mittel erreicht werden.

Es wäre also einiges umzusetzen, das nicht von heute auf
morgen passieren kann.
Die Fast-Track-Verfahren stehen bereits explizit im Regie-
rungsübereinkommen. Die zuständige Abteilung arbeitet
gerade an der Umsetzung der Verbandsklagen-RL und
mit dem Richtlinienvorschlag zu SLAPP-Klagen gibt es
ein weiteres großes Projekt. Sobald die Ressourcen zur Ver-
fügung stehen, wird sich eine Arbeitsgruppe auch mit die-
sen Vorschlägen auseinandersetzen.

Es soll also einen längeren Prozess in der Arbeitsgruppe
geben?
Genau, wo alles durchgesprochen wird. Dann wird man die
Reaktionen auf diese Vorschläge sehen. Bedenken zu haben
heißt ja nicht, dass man es nicht macht. Das muss eben aus-
diskutiert werden.

Eine langjährige Forderung des ÖRAK in diesem Zusam-
menhang ist die Deckelung der Gerichtsgebühren. Bei
großen Streitwerten ist der Gerichtsstandort Österreich
gegenüber anderen europäischen Ländern schlichtweg
viel teurer. Gibt es Überlegungen, eine Änderung herbei-
zuführen?
Auch die Frage der Deckelung der Gerichtsgebühren und
Fragen der kalten Progression in diesem Bereich haben
wir uns angesehen. Letztlich sind Änderungen dieser Nor-
men aber immer eine budgetäre Frage, ob wir es uns leisten
können oder nicht. An sich hat sich die zuständige Fachab-
teilung schon ihre Gedanken gemacht und erste Entwürfe
ausgearbeitet. Die Entscheidung über die Umsetzung trifft
die Justizministerin nicht allein, da gibt es auch noch den
Finanzminister.

Die Frage ist, ob man so viel verliert, wenn man einen
Deckel einführt oder ob dann sogar mehr Verfahren in
Österreich ausgetragen werden würden.
Die Frage ist auch, wo man den Deckel ansetzt.
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Man könnte sich den Europa-Vergleich ansehen, zB gibt
es in Deutschland einen Deckel bei einem Streitwert von
30 Mio Euro. Ein weiteres österr Spezifikum, das in die-
sem Zusammenhang aufgebracht wurde, ist ja auch die
Vergleichsgebühr . . .
Das ist allerdings nicht unser Thema, da es keine Gerichts-
gebühr ist. Zuständig ist das Finanzministerium. Ich möch-
te einem anderen Ministerium nicht ausrichten, was es tun
soll. Wir werden aber nichts dagegen sagen, wenn es vorge-
schlagen wird.

Wie sehen die kommenden Projekte aus, wo sehen Sie
noch weiteren Reformbedarf rund um das Zivilrecht
bzw Zivilverfahrensrecht?
An mir alleine liegt es ja nicht, wir haben ein Regierungs-
programm und Richtlinien umzusetzen.
Das gesellschaftliche Digitalisierungsgesetz wird derzeit im
Justizausschuss behandelt. Inhaltlich geht es darum, dass
sich Gesellschaften grenzüberschreitend online gründen
können, Niederlassungen anmelden und ähnliche Dinge.
Vieles der umzusetzenden Richtlinie gibt es in Österreich
bereits. Wir nehmen noch Ergänzungen zur unentgeltlichen
Firmenauskunft und aufgrund europarechtlicher Vorgaben
Anpassungen bei den Gerichtsgebühren für das Firmen-
buch vor. Bedauerlicherweise sind wir schon über der Um-
setzungsfrist, aber jetzt sollte es klappen.
Das zweite Projekt, wo die Begutachtung schon abgeschlos-
sen ist, betrifft das Maklergesetz mit dem Bestellerprinzip.
Das scheint politisch aber noch umstritten und wird vorerst
noch nicht kommen.
Dann gibt es noch einige Projekte, die zum Teil schon in der
Vorbereitung weit gediehen und in der koalitionsinternen
Koordination sind. Ein größeres Projekt wird das Kinds-
chaftsrechtsänderungsgesetz, wo es um die Vereinfachung
von Unterhalt, Unterhaltsvorschuss, Regelung der elterli-
chen Verantwortung und weitere wichtige Fragen geht.
Im Testamentsrecht haben jüngere Entwicklungen zu Ver-
unsicherung darüber geführt, ob letztwillige Verfügungen,
die aus mehreren Blättern bestehen bzw auf einem geson-
derten Blatt unterschrieben worden sind, formgültig sind.
Hier wollen wir eine rechtssichere Lösung suchen. In dem
Zusammenhang haben wir auch die Verlängerung der Re-
kursfrist gegen Erbrechtsentscheidungen und Aufteilungs-
entscheidungen diskutiert.
Im Konsumentenschutzrecht passiert europarechtlich eini-
ges zu den Themen künstliche Intelligenz, Produkthaftung,
Pauschalreise, Verbraucherkredit, right to repair. Hier hat
die Kommission mehrere Richtlinienvorschläge vorgelegt,
die nun in Brüssel verhandelt werden müssen.
Im Bereich der Baumhaftung gilt es, Ängste gegen eine ver-
meintlich zu strenge Haftung einzufangen und für mehr
Rechtssicherheit zu sorgen.
Ganz aktuell steht eine Änderung des Hypothekar- und Im-
mobilienkreditgesetzes im Raum, da sich Pensionisten dis-
kriminiert fühlen. Es braucht klare Regelungen über die

Kreditwürdigkeitsprüfung, sodass Menschen, die voraus-
sichtlich während der Kreditlaufzeit versterben, auch einen
Kredit bekommen können.
Beim Erneuerbare-Wärme-Gesetz, das fossile Brennstoffe
in Wohnungen zurückdrängen will, sind wir eher am Be-
ginn der Arbeiten. Das Klimaministerium ist mit seinen
Vorgaben schon sehr weit fortgeschritten, wohnrechtlich
stellen sich aber noch einige Fragen.

Die VerbandsklagenRL muss ja bis 25. 6. 2023 umgesetzt
sein. Ist da schon etwas in Begutachtung?
Wir haben unsere Texte auf Fachebene vorbereitet und ste-
hen vor der koalitionsinternen Abstimmung. Das Thema
war immer heiß umstritten, daher bin ich ein wenig pessi-
mistisch. Es wird wohl noch einige Monate dauern, aber
vielleicht geht es auch geschwinder.

Gibt es bei den Videoverhandlungen etwas Neues?
Auch da haben wir Texte entwickelt. Man muss aber war-
ten, was auf der politischen Ebene passiert. Diese Thematik
mit Videoverhandlungen gibt es ja auch im Gesellschafts-
recht, Insolvenzrecht und Exekutionsrecht.

Ich wünsche Ihnen viel Umsetzungstatkraft.
Wir haben sehr gute Leute im Haus, die mich hervorragend
unterstützen.

SC Mag. Christian Auinger, geb 1963 in Gmunden, geschieden, zwei
Kinder; studierte Rechtswissenschaften in Wien, 1992–1994 Richter

am BG Wien-Hietzing, seit 1994 Referent im BMJ, 1999–2001
nationaler Experte zum Urheberrechtsreferat der Generaldirektion
Binnenmarkt der Europäischen Kommission, 2008–2022 Leiter der
Abteilung für Urheber-, Kartell- und Grundbuchsrecht im BMJ, seit

2022 Leiter der Sektion I für Zivilrecht

Fotos: Werner Himmelbauer
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Aufgrund der aktuellen Situation rund um das Corona-Virus ist nicht absehbar, ob diese Veranstaltungen tatsächlich
stattfinden können. Bitte informieren Sie sich zeitnah zum geplanten Termin beim Veranstalter.
https://businesscircle.at
https://www.rechtsanwaltsverein.at

Geldwäsche – Was Rechtsanwält*innen und
Kanzleimitarbeiter*innen wissen müssen
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
12. 12. 2022 HYBRIDSEMINAR

Steuerliche Abwicklung von Schenkungen
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
14. 12. 2022 ONLINESEMINAR

Grundlehrgang (BU-Kurs)
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
26. 1. 2023 ONLINESEMINAR

Grundbuch III
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
8. 3. 2023 HYBRIDSEMINAR

Einführungsseminar
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
15. 3. 2023 HYBRIDSEMINAR

Exekution I
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
23. 3. 2023 HYBRIDSEMINAR

58. Tagung der Österreichischen Gesellschaft
für Arbeitsrecht und Sozialrecht
(https://www.arbeitsrechtundsozialrecht.com)
Gesellschaft für Arbeitsrecht und Sozialrecht
29. bis 31. 3. 2023 ZELL AM SEE

4. Austrian Sustainability Summit
Business Circle Management FortbildungsGmbH
30. / 31. 3. 2023 WIEN

Kosten-Aufbauseminar
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
19. 4. 2023 HYBRIDSEMINAR

Firmenbuch I
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
25. 4. 2023 HYBRIDSEMINAR

Jahrestagung „Vienna Legal Tech 23“
Business Circle Management FortbildungsGmbH
25. / 26. 4. 2023 WIEN

Firmenbuch II
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
9. 5. 2023 HYBRIDSEMINAR

Jahrestagung „Unternehmensjuristen / Legal
Manangement Circle 23“
Business Circle Management FortbildungsGmbH
11. / 12. 5. 2023 BAD HOFGASTEIN

Exekution II
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
24. 5. 2023 HYBRIDSEMINAR

TAX Circle
Business Circle Management FortbildungsGmbH
15. / 16. 6. 2023 WAIDHOFEN / YBBS

27. Jahrestagung für Recht und Steuern „RuSt
in Rust“
Business Circle Management FortbildungsGmbH
12. / 13. 10. 2023 RUST

Inland

Beachten Sie bitte auch die Termine in der Rubrik „Aus- und Fortbildung“ auf den Seiten 677
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CEPEJ Evaluation Report
Der Europarat hat Ende Oktober seinen aktuellen CEPEJ Evaluation Report zu den europäischen
Justizsystemen präsentiert. Die Studie erscheint alle zwei Jahre und beinhaltet in ihrer aktuellen
Version 2022 das Datenmaterial aus dem Jahr 2020.

D ie Ergebnisse wurden erneut in drei Teilen präsentiert,
einer allgemeinen Analyse, den einzelnen Länder-Pro-

filen und einer interaktiven Datenbank (https://www.coe.
int/en/web/cepej/cepej-stat).

Folgende österreichspezifische Erkenntnisse können da-
raus gewonnen werden (Seitenzahlen beziehen sich auf
Part 1 des Reports):

Zugang zur Justiz (S 91ff)
Pro 100.000 Einwohner gibt es in Österreich 1,63 Gerichte
erster Instanz (allgemeine und Spezialgerichte) bzw 1,84
geographische Standorte (s Abb 1). Hier ist die Zählweise

nicht ganz durchsichtig. Möglicherweise wurden bei den
letzten drei Studien Bezirks- und Landesgerichte im selben
Gebäude als ein Gericht gezählt und nun wieder als mehre-
re. Anders sind die großen Sprünge im Vergleich zur letzten
Studie kaum erklärbar.

Allgemein gehen die Gerichtsstandorte europaweit leicht
zurück. Hier einen Vergleich anzustellen, erscheint aber
aufgrund der länderspezifischen Besonderheiten wenig
sinnvoll.

Weiters wurde ein Information and Communication
Technology Index errechnet, bei dem Österreich erneut sehr
gut abschneidet (S 119).

Abb 1: Gerichtsstandorte pro 100.000 Einwohner Grafik: CEPEJ

Leistungsfähige Justiz (S 107ff)
Die Erledigungszeit in Zivilverfahren erster Instanz liegt mit
156 Tagen weit unter dem Europa-Durchschnitt von
293 Tagen (S 134). Bemerkenswert ist, dass beide Zahlen
deutlich gestiegen sind. Hier könnten die Corona-Krise
und die simplen Regeln der Mathematik hineinspielen.
Die angegebene Erledigungszeit ist nämlich korrekterweise
nicht die tatsächliche durchschnittliche Verfahrensdauer,
sondern das Ergebnis der Formel:

offene Fälle zum 31.12. / erledigte Fälle * 365.
Vermutlich in erster Linie durch die Corona-Krise be-

dingt, sind europaweit sowohl die eingehenden Fälle als
auch die erledigten Fälle im Jahr 2020 etwa im gleichen
Ausmaß zurückgegangen (S 128). Reduziert man jedoch

Zähler und Nenner eines Bruchs um die gleiche Zahl, so
erhält man ein größeres Ergebnis (4:2=2; 3,5:1,5=2,33). So-
mit ist anzunehmen, dass diese Zahlen in der nächsten Stu-
die wieder deutlich niedriger liegen werden. Die Clearance
Rate liegt in Österreich bei 99,8% und damit über dem Eu-
ropa-Schnitt von 96%. Es wird also nahezu genauso viel er-
ledigt, wie anfällt.

In Strafverfahren wurde scheinbar immer schon eine
Unterscheidung in erstinstanzliche und Berufungsverfahren
vorgenommen. Hier ist die Verfahrensdauer auf 133 Tage
(Europa-Schnitt: 199 Tage) angewachsen, die Clearance Ra-
te liegt bei 98,2% über dem Europa-Schnitt von 93%
(S 151). Das ist eine kleine Verschlechterung gegenüber
der letzten Studie. Pro 100 Einwohner werden jährlich
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4,56 Fälle staatsanwaltlich behandelt (Europa-Schnitt: 3),
wobei relativ viel davon eingestellt oder per Diversion erle-
digt wird (S 147). Nur 0,75 Fälle pro 100 Einwohner landen
vor den Strafgerichten erster Instanz, der Europa-Schnitt
liegt bei 2,72 (S 149). Von den erstinstanzlich anhängigen
Strafverfahren sind 3,6% älter als zwei Jahre (S 154).

Der Anfall an Verwaltungsverfahren ist wieder auf 0,51
Fälle pro 100 Einwohner (2018: 0,81) gesunken (S 137). Der
temporäre Anstieg dürfte also – wie in der letzten Studie an-
geführt – tatsächlich hauptsächlich auf den Asylbereich zu-
rückzuführen gewesen sein. Die durchschnittliche Verfah-
rensdauer konnte auf 388 Tage reduziert werden und liegt
nun sogar unter dem gestiegenen Europa-Schnitt von 397 Ta-
gen. Die Clearance Rate beträgt durch die hohe Zahl der erle-
digten Akten 126%. Allerdings sind 37,4% der erstinstanzlich
anhängigen Fälle älter als zwei Jahre(!), nur Italien und Malta
schneiden hier noch schlechter ab (S 143). Ein Drittel der Ak-
ten war also bereits über 730 Tage lang unerledigt.

Justiz-Budget (S 19ff)

Österreich Ø Europa

2010 € 709.980.000 € 906.679.604

2012 € 770.790.000 € 1.163.094.240

2014 € 823.053.000 € 1.017.418.852

2016 € 1.033.578.643 € 1.086.184.541

2018 € 1.101.576.968

2020 € 1.232.658.898

Steigerung
2010–2020

73,62%

Das österr Justiz-Budget beträgt bereits über 1,2 Mrd Euro,
ein Europa-Schnitt wird nicht mehr berechnet. Das Pro-
Kopf-Budget ist in Österreich auf jährlich € 137,99 gestie-
gen, das ist europaweit der sechste Platz (s Abb 2). Der Eu-
ropa-Schnitt liegt bei € 78,09, Spitzenreiter ist die Schweiz
mit € 217,31.

Abb 2: Justiz-Budget in Euro pro Einwohner Grafik: CEPEJ
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Einnahmen durch Gerichtsgebühren
Die eingenommenen Gerichtsgebühren sind gegenüber der
letzten Studie erstmals nahezu unverändert, jedoch dürfte
auch der Anfall bei Gericht mit Beginn der Corona-Krise
zurückgegangen sein.

Ungefähr 809 Mio Euro der vereinnahmten Gerichtsge-
bühren werden durch Grundbuchseingaben lukriert. Pro
Kopf ergeben sich für den Durchschnitts-Österreicher Aus-
gaben iHv € 133,51 pro Jahr an Gerichtsgebühren (2018:
€ 135,40).

Österreich Ø Europa

2010 € 779.840.000 € 214.035.070

2012 € 834.870.000 € 217.387.092

2014 € 915.619.924 € 237.800.984

2016 € 1.099.812.161 € 242.162.273

2018 € 1.194.414.981

2020 € 1.192.600.680

Steigerung
2010–2020

52,93%

Ausmaß der Finanzierung des Justiz-Budgets über
Gerichtsgebühren (S 34)

Österreich Ø Europa

2010 109,84% 23,61%

2012 108,31% 18,69%

2014 111,25% 23,37%

2016 106,41% 22,29%

2018 108,43%

2020 97,00%

Veränderung
2010–2020

-11,69%

Erstmals sind die eingenommenen Gerichtsgebühren nied-
riger als das Justiz-Budget, womit keine Überfinanzierung
gegeben ist. Wie hoch der Einnahmen-Entgang von Ge-
richtsgebühren durch die Corona-Krise ist, kann zum jetzi-
gen Zeitpunkt schwer festgestellt werden.

Österreich finanziert den größten
Anteil des Justiz-Budgets über

Gerichtsgebühren.

Österreich ist jedenfalls nach wie vor mit Abstand jenes
Land, das den größten Anteil des Justiz-Budgets über Ge-
richtsgebühren finanziert. Als Erklärung wird erneut ange-
führt, dass auch die Gebühren für Grundbuchs- und Fir-
menbuchabfragen von den Gerichten eingehoben werden.
Das ist aber nur ein Aspekt, die Höhe der Gerichtsgebühren

und die fehlende Deckelung der Gerichtsgebühren in Öster-
reich tragen ebenso ihres dazu bei.

Auf Platz zwei liegt Deutschland mit 41%, dahinter folgt
die Türkei mit 40%, der Median liegt bei 9%.

Personelle Ausstattung (S 45ff)
Mit 29 Richterinnen und Richtern pro 100.000 Einwohner
(Europa-Schnitt: 22,2) hat sich hier kaum etwas verändert.
Auffällig ist die Anhäufung der Länder mit mehr als 30
Richterinnen und Richtern pro 100.000 Einwohner in Süd-
osteuropa. Das Jahresbruttogehalt einer österr Richterin
bzw eines österr Richters beträgt zu Beginn der Laufbahn
mit € 56.638,– etwa das 1,6-Fache des durchschnittlichen
Jahresgehalts in Österreich (S 80).

Das nicht-richterliche Personal an den Gerichten ist
zwar leicht auf 59 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter pro
100.000 Einwohner gestiegen, damit befindet sich Öster-
reich jedoch nur knapp über dem Median.

Die Zahl der Staatsanwälte pro 100.000 Einwohner liegt
mit 4,5 nach wie vor weit unter dem europäischen Schnitt
von 11,8 (S 60). Das Jahresbruttogehalt einer österr Staats-
anwältin bzw eines Staatsanwalts liegt zu Beginn der Lauf-
bahn mit € 60.084,– beim 1,7-Fachen des durchschnittli-
chen Jahresgehalts in Österreich und damit etwas höher
als jenes der Richter (S 82).

Auch die Zahl der Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte
ist in Österreich steigend, auf 100.000 Einwohner kommen
75,08 Rechtsanwälte (s Abb 3). Der Europa-Schnitt wächst
ebenfalls kontinuierlich an und liegt bereits bei 171,7.

Hinzuweisen ist auch auf den relativ ausführlich dargestell-
ten Teil über das Gender-Gleichgewicht (S 69) bzw die über-
sichtliche grafische Aufbereitung im Länderprofil (s Abb 4).

Verfahrenshilfen (S 35ff)
Das Budget für Verfahrenshilfen wird erneut in Relation
zum Bruttoinlandsprodukt abgebildet. Österreich liegt mit
€ 3,09 pro Kopf für Verfahrenshilfen abgeschlagen an letz-
ter Stelle aller Länder mit einem Bruttoinlandsprodukt pro
Kopf von über € 26.000,–. Allerdings ist das spezielle österr
System schwer zu vergleichen. Der Wert der von den österr
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten geleisteten Verfah-
renshilfen beläuft sich nach Angaben der Rechtsanwalts-
kammern im Jahr 2020 auf etwa 31 Mio Euro, während
die Pauschalvergütung, die der Staat dem ÖRAK zur Ver-
gütung der von den Rechtsanwältinnen und Rechtsanwäl-
ten kostenlos geleisteten Verfahrenshilfen für das Pensions-
system refundiert, bis zum Jahr 2020 nur 18 Mio Euro be-
trug. Der eigentliche Wert der Verfahrenshilfe pro Kopf
liegt also weit höher, als die Berechnung vermuten lässt. In-
teressant ist in diesem Zusammenhang, dass in der letzten
Studie ein Verfahrenshilfe-Budget von 19,8 Mio Euro ange-
geben wurde (also ein wenig mehr als die Pauschalvergü-
tung), nun aber von 27,6 Mio Euro die Rede ist – ein doch
beträchtlicher Unterschied. Die Erhöhung der Pauschalver-
gütung auf nunmehr 21 Mio Euro wird hingegen erst in der
nächsten CEPEJ-Studie zu Buche schlagen.
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Abb 3: Anzahl der Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte pro 100.000 Einwohner Grafik: CEPEJ

Abb 4: Gender Balance Grafik: CEPEJ

Auffällig ist, dass die Zahl der gewährten Verfahrenshilfen
mit 212 pro 100.000 Einwohner sehr niedrig ist, weshalb der
Wert pro gewährter Verfahrenshilfe mit € 1.454,– der dritt-
höchste in Europa ist (S 41). Man könnte daher daraus auch
ableiten, dass die Voraussetzungen für die Verfahrenshilfe
einfach strenger als in vielen anderen Ländern sind oder
nicht so viele Personen Verfahrenshilfe benötigen, jedoch

die erhaltenen Leistungen im Fall einer gewährten Verfah-
renshilfe relativ hoch sind.

Fazit – persönliche Anmerkung
Die Justizministerin darf zu Recht stolz auf eine sehr leis-
tungsfähige Justiz sein. Der europäische Vergleich belegt,
dass man in vielen Bereichen im europäischen Spitzenfeld
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liegt. Jene Bereiche, wo das nicht so ist, sollten jedoch
nicht unter den Teppich gekehrt werden. Beispielsweise
sollten die 37,4% aller Verwaltungsverfahren, die länger
als zwei Jahre unerledigt bleiben, Grund zum Nachdenken
geben. Nach Veröffentlichung der letzten Studie hatte die
Justizministerin nur lobende Worte für die durchschnitt-
liche Verfahrensdauer in Zivilverfahren von damals
133 Tagen übrig, während der ÖRAK einen negativen
Trend erkannt und ein schlechteres Ergebnis für die ak-
tuelle Studie prophezeit hat, die letztlich die Daten von
vor zwei Jahren, also zum Zeitpunkt der Veröffentlichung
der letzten Studie wiedergibt. Dass dieses Ergebnis mit
159 Tagen nun spürbar schlechter ausgefallen ist, dürfte
auch mit der Corona-Krise zusammenhängen (s oben).
Trotzdem muss das Ziel sein, nun rasch wieder den nied-
rigeren Wert zu erreichen.

Eine detaillierte Beschäftigung mit den Ergebnissen der
CEPEJ-Studie erscheint insb auch im Bereich der finanziel-
len und personellen Ausstattung der Justiz angebracht.

Zugute halten muss man der Justizministerin, dass sie
sich bereits mehrmals erfolgreich für eine Erhöhung des
Justiz-Budgets und die Schaffung weiterer Planstellen ein-
gesetzt hat. Bei der Gebührenfrage herrscht jedoch seit Jah-
ren Stillstand, der ÖRAK fordert vehement eine Deckelung
der hohen Pauschalgebühren. Im Europa-Vergleich sind die
sich in astronomische Höhen entwickelnden Pauschalge-
bühren bei hohen Streitwerten nicht länger haltbar und füh-
ren zu einem Attraktivitätsverlust des Gerichtsstandorts Ös-
terreich.

CHRISTIAN MOSER
ÖRAK, Juristischer Dienst

Vom Wert des freien Berufs

„W as nichts kostet, ist nichts wert“, sagt der Volks-
mund.

Was ist ein Rechtsanwalt wert, der – wenn er nicht sei-
ner Vorbehaltsaufgabe der Vertretung vor Gericht nach-
kommt – bei Vertragsverhandlungen nicht nur die Interes-
sen seiner Klientin verfolgt, sondern auch den Verhand-
lungspartner vor Rechtsnachteilen schützt, wie es die österr
Gerichte von ihm verlangen?

Und was kann eine Architektin verlangen, die nicht nur
alle rechtlichen Fallstricke vermeidet, die aus den immer
komplizierter werdenden, teils sehr unterschiedlichen Rege-
lungen der neun Bauordnungen unseres kleinen Landes re-
sultieren – sondern dann auch noch die wirtschaftlichen
und künstlerischen Ziele ihres Auftraggebers tatsächlich
umzusetzen imstande ist?

Kann man ernsthaft den Mehrwert eines Steuerberaters
beziffern, der seine Mandantin zwar bewahrt vor Gesetzes-
übertretungen oder gar dem Vorwurf einer Steuerhinterzie-
hung, aber ihr trotzdem hilft, im zulässigen Rahmen das
Maximum an Abgaben zu sparen und so „Steueroptimie-
rung“ im besten Sinn des Worts zu erreichen?

Wieviel muss man der Notarin zahlen, die ihre gesetz-
liche Pflicht als Gerichtskommissärin ernst nimmt, „(. . .) die
Parteien bei ihrer ersten Amtshandlung auf die Möglichkeit
der schriftlichen Abhandlungspflege aufmerksam zu ma-
chen“ – und damit auch auf die der Beauftragung eines Be-
raters oder einer Vertreterin eigener Wahl?

Was kann der Statiker verrechnen, der vielleicht erheb-
liche Zusatzkosten verursacht dadurch, dass mehr Baustahl
verwendet werden muss, um den Einsturz seines Bauwerks
sicher zu verhindern – anders als im Fall der Wiener
Reichsbrücke etwa im Jahr 1976?

Und auch diejenige Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
muss honoriert werden, die nur einen eingeschränkten Be-
stätigungsvermerk für die Bilanz erteilt oder ihn gar über-
haupt versagt bzw zumindest ihre Redepflicht wirklich ernst
nimmt als gesetzliche Verpflichtung zur Warnung bei
„schwerwiegenden wirtschaftlichen Bedenken“.

Am deutlichsten wird’s bei der Grenzvermessung: So viel
man auch dem Geometer zahlen will – er darf die Grenzen
der Grundstücke seiner Auftraggeber nicht auch nur um
einen Zentimeter verschieben, wenn das mit den objektiven
Messergebnissen nicht übereinstimmt!

„Was nichts kostet, ist nichts wert“, sagt der Volks-
mund.

Er sagt aber auch: „Wer zahlt, schafft an“ – oder in älte-
rer Diktion: „Wes Brot ich ess, des Lied ich sing“.

Wie verträgt sich nun aber diese ausschließliche Klien-
tinnen- und Klientenloyalität (die nirgends so stark ausge-
prägt ist wie im freien Beruf) mit dem zu seiner Ausübung
geleisteten Eid, bei Erfüllung aller Aufträge nicht nur nach
den geltenden Gesetzen und der Verfassung zu handeln,
sondern auch nach eigenem bestem Wissen und Gewissen?

Wirtschaftliche Basis der angestrebten maximalen Un-
abhängigkeit aller freiberuflich Tätigen ist ja die Tatsache,
dass sie auch Unternehmerinnen und Unternehmer sind
und nur von den Honoraren ihrer Auftraggeberinnen und
Auftraggeber leben sollen.

Andererseits ist es jetzt schon einige Zeit her, dass im-
mer mehr Honorarordnungen der Architektenkammern
vom EuGH aufgehoben wurden aus kartellrechtlichen
Gründen wegen angeblicher Wettbewerbswidrigkeit.

Umgekehrt sind etwa den Wirtschaftstreuhänderinnen
und Wirtschaftstreuhändern schon nach österr Rechtslage
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Entgeltsvereinbarungen untersagt, die ausschließlich vom
Erfolg ihrer Tätigkeit abhängen.

Das wiederum passt gut zusammen mit dem schon rö-
mischrechtlichen Verbot der quota litis für Rechtsanwäl-
tinnen und Rechtsanwälte, das in Österreich nach dem
ABGB als sittenwidrig und nach der Rechtsanwaltsordnung
als disziplinär qualifiziert, wenn „(. . .) ein Rechtsfreund eine
ihm anvertraute Streitsache ganz oder teilweise an sich löst
oder sich einen bestimmten Teil des Betrages versprechen
läßt, der der Partei zuerkannt wird“.

Außer der Untersagung marktschreierischer Werbung
sind ja etwa auch Provisionsverbote altes Kulturgut der
disziplinarrechtlichen Regelungen der meisten freien Berufe
– selbst wenn hier in letzter Zeit die Begrifflichkeit in Bewe-
gung geraten ist: Die Richtlinien zur Berufsausübung der
österr Rechtsanwaltschaft etwa haben es sich in ihrer Ver-
sion aus 2015 besonders leicht gemacht und das Provisions-
verbot überhaupt gleich zur Gänze eliminiert!

Aber hat es, wenn wir den wohl allseits akzeptierten Auf-
trag zur strikten Vermeidung von Interessenkollisionen
wirklich ernst nehmen, nicht dann doch etwas für sich, da-
rüber nachzudenken, ab wann es unzulässig sein muss, die
Hände nach beiden (oder allen) Seiten auszustrecken,
wenn’s um unser Honorar geht?

Denn: Ist nicht die Verschwiegenheitspflicht eigentlich
das entscheidende Konstituens des Vertrauens in den freien
Beruf, damit das unter ihrem Siegel Anvertraute nicht an-
deren Loyalitäten geopfert wird?

Dann aber: Wie verhält sich dazu der Begriff des „öf-
fentlichen Glaubens“, der uns schon dem Wortsinn nach
von allen entgegengebracht werden soll?

Insgesamt hat es jedenfalls auch aus meiner Sicht gute
Gründe, trotz der grundsätzlichen Gemeinsamkeiten der
verschiedenen freien Berufe doch die Grenzen zwischen ih-
nen gesetzlich genau zu ziehen, um ihre jeweilige Autono-
mie möglichst unangetastet erhalten zu können:

Das ist nämlich der Grund dafür, dass uns in vielen Fäl-
len die Gründung interdisziplinärer Gesellschaften gänz-
lich untersagt: Versuche der Umgehung über fremdes Recht
(branchenübergreifende Gesellschaften zwischen Juristin-
nen und Juristen und Wirtschaftstreuhänderinnen und
Wirtschaftstreuhändern oder das Institut des „Anwaltsno-
tars“ sind ja in Deutschland zulässig) mussten in den meis-
ten Fällen scheitern.

Zweifellos bringt das aber unbestreitbar wirtschaftliche
Nachteile mit sich – und zwar weniger aus Akquisitions-
gründen als vor allem wegen der damit verbundenen Ein-
schränkung der Möglichkeit des immer dringender benö-
tigten fachlichen Austauschs zwischen den verschiedenen
juristischen, wirtschaftlichen, aber auch technischen Profes-
sionen.

Das gemeinsame Lied
Um wenigstens Letzteres zu vermeiden, ohne die durch-

aus berechtigten Anliegen der Erhaltung ihrer Kernkompe-
tenzen zu gefährden, haben wir uns nun überlegt, wie wir

das Gemeinsame der freien Berufe dann doch über das
Trennende stellen könnten.

Und wir haben dazu die Gelegenheit gefunden in Perch-
toldsdorf, buchstäblich an der Grenze zwischen Stadt und
Land, in einem über 100 Jahre alten Haus mit einem weit-
läufigen Stiegenhaus und klassischen Kastenfenstern, am
schönsten in der Beletage:

In bis zu elf, in Zeiten der Pandemie, der Digitalisierung
und des Homeoffice bewusst überschaubar angelegten, aber
vollkommen voneinander getrennten Einheiten würden wir
gern einen möglichst breit gestreuten Mix an Kanzleien aus
allen Branchen der freien Berufe, der Ziviltechnikerinnen
und Ziviltechnikern, der Wirtschaftstreuhänderinnen und
Wirtschaftstreuhänder und der Juristinnen und Juristen zu-
sammenführen unter vollkommener Aufrechterhaltung ih-
rer jeweiligen Unabhängigkeit.

Aber wir können (und wollen) dazu nur die Räume (zu-
nächst zur Vermietung) anbieten, wenn auch ausgestattet
mit gerade erst aufwändig installierten technischen Mög-
lichkeiten am Letztstand – vonWärmepumpen für Kühlung
und Heizung bis zur aktuellsten Infrastruktur für die digi-
tale Vernetzung.

Und was wir jetzt nur nich brauchen, sind neugierige
und mutige Kolleginnen und Kollegen aus allen freien Be-
rufen, die sich zutrauen, die unbestreitbaren Synergieeffek-
te einer wenn auch nur räumlichen Nähe zwischen den ver-
schiedenen Disziplinen (die sich dann eben nicht gegensei-
tig konkurrenzieren können!) zu heben, um aus diesem
Kanzleihaus mehr zu machen als die Summe seiner Einzel-
teile.

Die Vorteile des One-Stop-Shopping für (irgendwann
vielleicht gemeinsame) Mandantinnen und Mandanten
werden sich dann mit Sicherheit auch irgendwann zum
Wohl der beteiligten Unternehmen auswirken!

Wenn Sie das interessiert, besuchen Sie uns auf unserer
Webseite:

www.kanzleihaus.at

Kanzleihaus Foto: DDr. Gerald Fürst

GERALD F. G. FÜRST
Rechtsanwalt in Mödling
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Round Table: Prozessfinanzierung
Forschungszentrum für Berufsrecht (ZBR) widmet seine zweite Veranstaltung dem höchst span-
nenden und viel diskutierten Thema der Prozessfinanzierung

D ie Durchsetzung von Ansprüchen vor Gericht kann
mit hohen Kosten verbunden sein. Um die finanziel-

len Hürden der Rechtsdurchsetzung zu umschiffen, stellt
die Einschaltung eines Prozesskostenfinanzierers oftmals
die einzige Lösung dar. Dieser übernimmt in weiterer Folge
das gesamte Prozesskostenrisiko des Kl; im Gegenzug dafür
erhält er einen vereinbarten Anteil am Prozesserlös.

Dr.in Alice Fremuth-Wolf konnte zu Beginn der Veran-
staltung – aufgrund ihrer Tätigkeit als österreichischer Mar-
ket Head bei NIVALION – wertvolle Einblicke in die Praxis
eines Prozesskostenfinanzierers bieten. Von der Finanzie-
rungsanfrage bis hin zur Verfahrensführung beleuchtete
sie in ihrem Vortrag den gesamten Ablauf einer Prozessfi-
nanzierung.

Dr.in Alice Fremuth-Wolf Foto: Mag. Stefan Königshofer

Über das heikle Verhältnis der Prozessfinanzierung zum
anwaltlichen Berufsrecht referierte RA Univ.-Prof. Dr. Ger-
not Murko, wobei insb die Frage thematisiert wurde, wann
ein Prozessfinanzierer als „Rechtsfreund“ iSd § 879 Abs 2
Z 2 ABGB zu qualifizieren ist und in weiterer Folge eine

unzulässige Streitanteilsvereinbarung („pactum de quota li-
tis“) vorliegt.

vlnr: Univ.-Prof. Dr. Christian Aschauer und RA Univ.-Prof. Dr. Gernot
Murko Foto: Mag. Stefan Königshofer

Im Anschluss führte Univ.-Prof. Dr. Christian Aschauer das
Publikum in die Praxis der Prozessfinanzierung bei natio-
nalen und internationalen Schiedsverfahren ein. Im Fokus
seines Vortrags standen die Unterschiede bei der Finanzie-
rung der Prozesskosten eines Schiedsverfahrens zu jener ei-
nes (innerstaatlichen) Zivilprozesses.

Die abschließende Round Table Discussion der Vortra-
genden, welche durch spannende Fragen aus dem Publikum
– sowohl online als auch in Präsenz – angeregt wurde,
rundete die Veranstaltung ab.

TERESA PERNER
Proj.-Ass.in des Forschungszentrums für Berufsrecht der
Universität Graz (Leiter: RA Univ.-Prof. Dr. Gernot Murko
und Univ.-Prof.in Dr.in Bettina Nunner-Krautgasser)
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Plenarversammlung der
Rechtsanwaltskammer Niederösterreich
am 20. 10. 2022

D ie ordentliche Plenarversammlung der Rechtsanwalts-
kammer Niederösterreich fand am 20. 10. 2022 im

Panoramasaal der HYPO NOE Gruppe in St. Pölten statt.
Bei der Plenarversammlung waren 67 von 480 eingetrage-
nen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten und 17 von
112 eingetragenen Rechtsanwaltsanwärterinnen und
Rechtsanwaltsanwärtern persönlich anwesend.

Beitrags- und Leistungs- und Umlagenordnung für 2023
wurden gemäß den Anträgen des Ausschusses einstimmig
beschlossen.

Einstimmig angenommen wurden der Rechnungsab-
schluss 2021 und der Voranschlag 2023. Es wurde dem Aus-
schuss daher mit Enthaltungen die Entlastung erteilt.

Zum Präsident-Stellvertreter des Ausschusses wurde Dr.
Friedrich Nusterer gewählt.

Dr. Anton Hintermeier und Dr. Hans-Jörg Haftner wur-
den zu Rechnungsprüfern gewählt.

Zu Mitgliedern des Ausschusses aus dem Kreis der
Rechtsanwälte wurden gewählt Dr.in Daniela Schiesl-Müller,
Mag. Volker Leitner, Dr.in Christine Riess und Mag. Franz
Müller, aus dem Kreis der Rechtsanwaltsanwärter wurden
gewählt Mag.a Doris Karner und Mag. Christian Svaricek.

Zu Disziplinarräten aus dem Kreis der Rechtsanwälte
wurde gewählt Mag. Martin Engelbrecht, aus dem Kreis
der Rechtsanwaltsanwärter wurden gewählt Mag. Patrick
Bittermann und Mag.a Lisa-Maria Tschoner.

Zu Delegierten des ÖRAK wurden gewählt VP Dr. Fried-
rich Nusterer, VP Dr. Christoph Sauer und Dr.in Christine
Riess.

Im Anschluss an die Vollversammlung lud die Rechts-
anwaltskammer NÖ die anwesenden Mitglieder zu einem
geselligen Beisammensein ein.

Alle beschlossenen Ordnungen wurden auf der Home-
page des ÖRAK www.rechtsanwaelte.at kundgemacht.
Das Protokoll der ordentlichen Plenarversammlung samt
den beschlossenen Ordnungen und der Bekanntgabe der
Wahl wurde auf der Homepage der Rechtsanwaltskam-
mer NÖ www.raknoe.at im internen Bereich kundge-
macht.

MICHAEL SCHWARZ
Präsident der Rechtsanwaltskammer Niederösterreich

Maria Anna von Ertl’sche Stiftung

D ie Maria Anna von Ertl’sche Stiftung verleiht auch für
das Jahr 2023 Stipendien an Rechtsanwältinnen oder

Rechtsanwälte.
Anträge auf Gewährung der Stipendien können spätes-

tens innerhalb von drei Kalenderjahren nach der erstmali-
gen (berufsbegründenden) Eintragung als Rechtsanwalt in
die Liste der Rechtsanwaltskammer Wien gestellt werden,
wobei das Jahr der Eintragung selbst nicht mitgerechnet
wird.

Die erstmalige Eintragung in einer anderen Rechtsan-
waltskammer erfüllt nicht die Antragsvoraussetzungen.

Anträge können von allen jenen Rechtsanwältinnen oder
Rechtsanwälten gestellt werden, die im Jahre 2020 oder da-
nach, spätestens jedoch mit Ablauf des Jahres 2023, erstmals
als Rechtsanwalt in die Liste der Rechtsanwaltskammer
Wien eingetragen wurden und noch eingetragen sind.

Ein Bewerbungsansuchen kann nur einmal gestellt wer-
den.

Anlässlich der Antragsstellung hat der Antragswerber
die Absicht der unmittelbar bevorstehenden Gründung
oder Mitbegründung einer Rechtsanwaltskanzlei oder die

Beteiligung an einer Rechtsanwaltskanzlei in Wien offenzu-
legen. Verbunden damit sind die ihr oder ihm dadurch ent-
stehenden einmaligen Auslagen sowie die danach laufenden
Kosten darzutun und glaubhaft zu machen. Diesen Zahlen
ist eine Einnahmenschätzung gegenüberzustellen (Business
Case).

Die Gründung, Mitbegründung oder Beteiligung ist oh-
ne Verzug nachzuweisen, erforderliche Unterlagen sind
über Verlangen vorzulegen.

Der Punkt Zweitens erster Absatz des Stiftbriefes lautet:
„Diese Stiftung soll angehenden Rechtsanwälten männ-

lichen und weiblichen Geschlechtes, dh solchen, bei wel-
chen bereits die Voraussetzungen für die Ausübung der
Rechtsanwaltschaft in Wien gegeben sind, verliehen wer-
den, welche ferner unbemittelt sind, von Sitten, Recht-
schaffenheit und christkatholischer Religion echte Beweise
abstatten und zugleich den Nachweis der mindestens mit
sehr gutem Erfolge abgelegten Rechtsanwaltsprüfung zu er-
bringen.“

Der Punkt Viertens erster und zweiter Absatz des Stift-
briefes lautet:
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„Diejenigen, welchen diese Stiftung verliehen wird, erhal-
ten im Rahmen der von ihnen dargetanenen Kosten einen
Stiftungsbetrag von insgesamt bis zu EUR 80.800,–, wobei
für die Kosten der Gründung, Mitbegründung oder Beteili-
gung sogleich ein Betrag von EUR 26.800,– in bar und zur
teilweisen Deckung der laufenden Kosten des Kanzleibetriebs
durch fünf nacheinander folgende Jahre jedes Jahr ein Betrag
von EUR 5.400,– in halbjährigen Raten auszubezahlen sind.

Die Auszahlung erfolgt, insoweit die liquiden Mittel der
Stiftung reichen. Eine Stiftung kann auch zwischen Stiftungs-
werbern geteilt werden.“

Ansuchen mit allen Unterlagen um Verleihung der Stif-
tung sind bis spätestens 31. 1. 2024 beim Präsidenten der
Rechtsanwaltskammer Wien elektronisch an die E-Mail-Ad-
ressen office@rakwien.at und an office@ertlstiftung.at zu
stellen.

Stiftungssatzung, Merkblatt und Fragebogen finden sich
auch auf der Homepage des Österreichischen Rechtsan-
waltskammertages www.rechtsanwaelte.at, im Mitglieder-
bereich unter Informationen/Sonstiges Maria Anna von
Ertl’sche Stiftung und auf der Homepage der Rechtsan-
waltskammer Wien www.rakwien.at unter Downloads.

Expertise gegen Pleite im
AWAK-LIVE-WEBCAST
Zivilprozess, Exekution und Insolvenz kompakt und kommentiert

G erade erhob sich noch eine blühende Wirtschaft aus
den Trümmern der Pandemie, da stehen seit dem An-

griff Russlands auf die Ukraine die Zeichen auf Vollbrem-
sung, das Wort „Rezession“ taucht immer öfter in Wirt-
schaftsprognosen auf, eine Pleitewelle droht. Für speziali-
sierte Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte eine heraus-
fordernde Zeit, zumal sich auch im Rechtswesen einiges
tut. Hier hilft Ihnen die Anwaltsakademie mit dem LIVE-
WEBCAST zu Zivilprozess, Exekution und Insolvenz am
29. und 31. 3. 2023.

Em. O. Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Jelinek gibt Ihnen zu
allen drei Themenbereichen jeweils einen Überblick zu
Rechtsänderungen. Er geht anschließend im Detail mit
Kurzkommentierungen auf Entscheidungen der nationalen
und internationalen Justiz ein und eröffnet Ihnen Ein- und
Ausblicke zur Rechtsentwicklung.

Im Zivilprozessrecht sticht etwa die EU-RL 2020/1828
über Verbandsklagen zum Schutz der Kollektivinteressen
der Verbraucher heraus, die bis 25. 12. 2022 in nationales
Recht umgesetzt und ab 25. 6. 2023 angewendet werden
muss. Ferner sind mit 1. 7. 2022 Verordnungen zur Zustel-
lung von Schriftstücken und zur Zusammenarbeit der Ge-
richte bei der Beweisaufnahme in Zivil- und Handelssachen
in Kraft getreten.

Unter dem Stichwort „GREx“ ist Mitte 2021 das Exeku-
tionsrecht umfassend reformiert worden. Entsprechend
spannend ist die Expertise von em. o. Univ.-Prof. Dr. Wolf-
gang Jelinek, ob die Hauptziele – effizientes Verfahren, Er-
leichterungen für Gläubiger und Verpflichtete, Exekutions-
pakete und verstärkter Einsatz von Verwaltern – in der Pra-
xis erreicht werden. Schließlich wird Prof. Dr. Jelinek auch
die Restrukturierungsordnung (ReO) vertiefen, mit der an-
geschlagene Unternehmen bei einer wahrscheinlichen In-
solvenz saniert werden können.

Mit dem LIVE-WEBCAST der Anwaltsakademie bleiben
Sie up to date im Zivilprozess-, Exekutions- und Insolvenz-
recht. Sichern Sie sich jetzt Ihren Platz auf www.awak.at.

Termin:
LIVE-WEBCAST: Update: Zivilprozess, Exekution, Insol-
venz – Rechtsprechung und Gesetzgebung (auch EO-Re-
form und Reorganisationsrecht) – Kompaktinformationen
mit Kurzkommentierungen (auch zum EU-Zivilverfahrens-
recht)

Mittwoch, 29. 3. 2023, 15.00–18.30 Uhr: Zivilprozess
Freitag, 31. 3. 2023, 14.00–17.30 Uhr: Exekutionsrecht,

Insolvenzrecht
Jetzt buchen: www.awak.at

Foto: © skyNext/shutterstock.com

ANWALTSAKADEMIE GESELLSCHAFT ZUR FÖRDERUNG
ANWALTLICHER AUS- UND FORTBILDUNG M.B.H.
Reisnerstraße 5/3/2/5, 1030 Wien, www.awak.at
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Anwaltsakademie
JÄNNER

SPECIAL

Die bürgerlichen Freiheiten und ihre rechtliche
Absicherung – Grundrechte in der aktuellen
Judikatur von VfGH, EuGH und EGMR
13. und 14. 1. WIEN
Seminarnummer: 20230113–8

BASIC

Schriftsätze im Zivilprozess
19. und 20. 1. ST. PÖLTEN
Seminarnummer: 20230119–2

BASIC

Seminarreihe Europarecht 4: Grundfreiheiten
und Binnenmarkt
20. 1. WIEN
Seminarnummer: 20230120–8

BRUSH UP

Aktuelle Judikatur und Rechtsentwicklung im
Liegenschafts- und Wohnrecht – Wegweisende
Entscheidungen zu Grunderwerb,
Wohnungseigentum und Vermietung
20. und 21. 1. LINZ
Seminarnummer: 20230120–3

BASIC

Insolvenzrecht – Grundbegriffe,
Verfahrensabläufe, Sanierungsverfahren
20. und 27. 1. WIEN
Seminarnummer: 20230120A-8

LIVE-WEBCAST FLEX

Aktuelle Judikatur im Schadenersatz- und
Versicherungsrecht
24. und 25. 1. ONLINE
Seminarnummer: 20230124–9

SPECIAL

Das neue Erb- und Außerstreitrecht – Erbrecht
und Erbfolge, Pflichtteil,
Verlassenschaftsverfahren und Nachfolge
27. 1. FELDKIRCH
Seminarnummer: 20230127–7

BASIC

Strafverfahren I – von der Mandatserteilung
zur erfolgreichen Verteidigungsstrategie
27. und 28. 1. WIEN
Seminarnummer: 20230127–8

LIVE-WEBCAST FLEX

Aktuelle Judikatur des OLG zu Kostenfragen
31. 1. ONLINE
Seminarnummer: 20230131–9

FEBRUAR

BASIC

Die Ehescheidung und ihre praktischen
Rechtsfolgen – von Unterhaltspflicht bis
Güteraufteilung
3. und 4. 2. LINZ
Seminarnummer: 20230203–3

SPECIAL

Mietrecht in der anwaltlichen Praxis – von der
Vertragsformulierung zur
Interessenvertretung für Mieter und Vermieter
3. und 4. 2. WIEN
Seminarnummer: 20230203–8

BASIC

Arbeitsrecht – Vertragsarten, Beendigung und
arbeitsrechtliche Ansprüche sowie typische
Klagsbeispiele
3. und 4. 2. INNSBRUCK
Seminarnummer: 20230203–6

BASIC

Steuern und Abgaben aus juristischer Sicht –
Grundbegriffe und Materien in der
anwaltlichen Praxis
3. und 4. 2. GRAZ
Seminarnummer: 20230203–5

LIVE-WEBCAST

Die Privatstiftung: Zivilrechtliche und
steuerrechtliche Aspekte – Was der Vorstand
und sein Rechtsberater über die Privatstiftung
wissen müssen
9. 2. ONLINE
Seminarnummer: 20230209–9
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BASIC

Das Exekutionsrecht in Fallbeispielen –
Grundlagen, Exekutionsmittel,
Durchsetzungsstrategien
10. und 11. 2. LINZ
Seminarnummer: 20230210–3

INTENSIVKURS

Die Rechtsanwaltsprüfung – Intensivkurs
„Prüfungsvorbereitung Öffentliches Recht“
15. 2. bis 15. 3. WIEN
Seminarnummer: 20230215–8

BASIC

Seminarreihe Europarecht 5: Verfahren vor
dem Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte
17. 2. WIEN
Seminarnummer: 20230217–8

BASIC

Verwaltungsverfahren,
Verwaltungsstrafverfahren und Rechtsschutz
im Öffentlichen Recht I (AVG, VStG, VfGG)
17. und 18. 2. WIEN
Seminarnummer: 20230217A-8

SPECIAL

Der Verkehrsunfall in der Praxis – kfz-
technische Grundlagen und juristische Folgen
17. und 18. 2. WIEN
Seminarnummer: 20230217B-8

LIVE-WEBCAST

Die Rechtsanwaltsprüfung – Intensivkurs
„Prüfungsvorbereitung Strafrecht inkl.
Strafvollzug und Nebengesetze“
21. 2. bis 16. 3. ONLINE
Seminarnummer: 20230221–9

LIVE-WEBCAST FLEX

Architekten, Ingenieurkonsulenten & Co –
vertragliche Regelungen im Bauprojekt
erfolgreich anwenden!
23. 2. ONLINE
Seminarnummer: 20230223–9

SPECIAL

Intellectual Property – Marken-, Design- und
Patentrecht
24. und 25. 2. WIEN
Seminarnummer: 20230224–8

BASIC

Schriftsätze im Zivilprozess
27. und 28. 2. FELDKIRCH
Seminarnummer: 20230227–7

LIVE-WEBCAST

Brush-up: Neueste Trends im Bereich der
Judikatur des EGMR, des EuGH und nationaler
Höchstgerichte
28. 2. ONLINE
Seminarnummer: 20230228–9

SPECIAL

Die bürgerlichen Freiheiten und
ihre rechtliche Absicherung –
Grundrechte in der aktuellen
Judikatur von VfGH, EuGH und
EGMR
Warum Sie teilnehmen sollten:
Dieses Seminar bietet einen Überblick über die wichtigsten
Grundrechte. Schwerpunkt des Seminars ist die Auslegung
dieser Grundrechte in der Rsp des VfGH, aber auch des
EuGH und EGMR. Diese Rsp wird anhand zahlreicher Bei-
spiele praxisnah dargestellt.

Weiters werden die möglichen zukünftigen Entwick-
lungslinien in der Rsp erörtert. Bei den einzelnen Grund-
rechten werden schwerpunktmäßig behandelt:

Gleichheitsgrundsatz, Eigentumsfreiheit, Erwerbsaus-
übungsfreiheit, Vereins- und Versammlungsfreiheit, Art 6
MRK; weiters wird auf die Grundrechte im Recht der Euro-
päischen Union und auf die Grundrechtsdurchsetzung vor
den innerstaatlichen und europäischen Gerichtshöfen ein-
gegangen.

Referenten: Univ.-Prof. Dr. Christoph Bezemek, BA, LL.M.
(Yale), Universität Graz
Univ.-Prof. Dr.Markus Vašek, Institut für Europarecht und
Internationales Recht, Wirtschaftsuniversität Wien
Termin: 13. und 14. 1. 2023 = 9 Stunden / 3 Halbtage
Veranstaltungsort: WIEN
Seminarnummer: 20230113–8
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BRUSH UP

Aktuelle Judikatur und
Rechtsentwicklung im
Liegenschafts- und Wohnrecht –
Wegweisende Entscheidungen zu
Grunderwerb,
Wohnungseigentum und
Vermietung
Warum Sie teilnehmen sollten:
Gegenstand des Seminars ist die wesentliche Judikatur im
Liegenschafts-Vertragsrecht, im Mietrecht, im WE-Recht,
im Bauträgervertragsrecht, im Grundbuchsrecht und im
Grundverkehrsrecht in der letzten Zeit, vor allem im letzten
Jahr vor dem Seminar.

Aus nachstehenden Gründen verdient das Seminar dies-
mal Ihr besonderes Interesse:

Herr Univ.-Prof. Dr. Kletečka wird die aktuelle Rsp und
Entwicklungen zum Wohnungseigentumsrecht und Allge-
meinen Liegenschaftsvertragsrecht behandeln.

Herr Univ.-Prof. Dr. Vonkilch wird aktuelle Entwicklun-
gen in der miet- und bestandvertraglichen Judikatur behan-
deln sowie die für die anwaltliche Praxis bedeutsamen In-
halte der WGG-Novelle 2019 vorstellen.

Herr HRdOGH Univ.-Prof. Dr. Kodek, LL.M., Heraus-
geber des neuen Kommentars zum Grundbuchsrecht, wird
am Samstag zu den Themen „Grundbuchsrecht, besonderes
Liegenschaftsvertragsrecht“ referieren. Fundierte Kenntnis-
se in diesen Rechtsgebieten sind Voraussetzung für den Be-
such dieser Veranstaltung.

Referenten: Univ.-Prof. Dr. Andreas Kletečka, Fachbereich
Privatrecht – Universität Salzburg
Univ.-Prof. Dr. Georg E. Kodek, LL.M. (Northwestern Uni-
versity School of Law), Hofrat des OGH, Wirtschaftsuniver-
sität Wien – Institut für Zivil- und Unternehmensrecht
Univ.-Prof. Dr. Andreas Vonkilch, Of Counsel bei Schaffer-
Sternad Rechtsanwälte, Leopold-Franzens-Universität Inns-
bruck
Termin: 20. und 21. 1. 2023 = 9 Stunden / 3 Halbtage
Veranstaltungsort: LINZ
Seminarnummer: 20230120–3

LIVE-WEBCAST FLEX

Aktuelle Judikatur im
Schadenersatz- und
Versicherungsrecht
Warum Sie teilnehmen sollten:
Der LIVE-WEBCAST ist besonders empfehlenswert, vor al-
lem im Hinblick auf die neuen höchstgerichtlichen Ent-

scheidungen und die Wichtigkeit dieses Rechtsgebiets, da
sich unabhängig vom jeweiligen Tätigkeitsschwerpunkt in
der Praxis immer wieder Berührungspunkte zum Schaden-
ersatz- und Versicherungsrecht ergeben und besonders in
diesem Bereich das „Up-to-date-Sein“ zum täglichen Hand-
werk des nicht nur aus-, sondern vor allem auch des fortge-
bildeten Rechtsanwalts gehören muss.

Referenten: Hon.-Prof. Dr. Karl-Heinz Danzl, Senatspräsi-
dent des Obersten Gerichtshofes i. R.
em. o. Univ.-Prof. Dr. Attila Fenyves, Universität Wien –

Institut für Zivilrecht, Universität Graz – Leiter des Univer-
sitätslehrgangs für Versicherungswirtschaft
Termin: 24. und 25. 1. 2023 = 9 Stunden / 3 Halbtage
Veranstaltungsort: ONLINE
Seminarnummer: 20230124–9

SPECIAL

Das neue Erb- und
Außerstreitrecht – Erbrecht und
Erbfolge, Pflichtteil,
Verlassenschaftsverfahren und
Nachfolge
Warum Sie teilnehmen sollten:
Das Seminar vermittelt einen Überblick über die wichtigs-
ten materiell- und verfahrensrechtlichen Fragen, die sich in
einem Todesfall stellen.

Referent: Dr. Helwig Keber, Rechtsanwalt in Graz
Termin: 27. 1. 2023 = 6 Stunden / 2 Halbtage
Veranstaltungsort: FELDKIRCH
Seminarnummer: 20230127–7

BASIC

Strafverfahren I – von der
Mandatserteilung zur
erfolgreichen
Verteidigungsstrategie
Warum Sie teilnehmen sollten:
Dieses Basisseminar vermittelt Grundbegriffe des Strafver-
fahrens erster (wie auch zweiter) Instanz.

Der Schwerpunkt liegt dabei auf der professionellen
Rechtsvertretung von Beschuldigten/Angeklagten im Er-
mittlungs- und im Hauptverfahren, wobei auch Grundlagen
der Urteilsanfechtung vermittelt werden.

Referenten: Ing. Mag. Harald Kaml, Richter am Landesge-
richt für Strafsachen Wien
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Mag. Dr. Roland Kier, Mitautor des Wiener Kommentars
zum StGB und zur StPO, Lehrbeauftragter der WU und
Rechtsanwalt in Wien
SPdOGH Hon.-Prof. Dr. Kurt Kirchbacher, LL.M. (WU),
Mitautor des Wiener Kommentars zum StGB und zur StPO;
Honorarprofessor für Strafrecht und Strafprozessrecht an
den Universitäten Salzburg und Wien
Dr. Ernst Schillhammer, Rechtsanwalt in Wien
Termin: 27. und 28. 1. 2023 = 9 Stunden / 3 Halbtage
Veranstaltungsort: WIEN
Seminarnummer: 20230127–8

LIVE-WEBCAST FLEX

Aktuelle Judikatur des OLG zu
Kostenfragen
Warum Sie teilnehmen sollten:
Gegen Kostenentscheidungen der zweiten Instanz ist der
Revisionsrekurs gem § 528 Abs 2 Zif. 3 ZPO ausgeschlos-
sen. Der OGH kann daher zu Kostenfragen nur dann Stel-

lung nehmen, wenn im Rahmen eines Honorarprozesses bei
entsprechendem Streitwert die Anrufung des Höchstgerich-
tes möglich ist. In aller Regel ist also das OLG letzte Instanz
in Kostenfragen.

Im Referat wird die aktuelle Judikatur des OLG Wien in
Kostenfragen dargestellt und es werden Chancen aufgezeigt,
wo bei unterschiedlicher Judikatur der Senate Änderungen
möglich bzw zu erwarten sind.

Die gravierenden Auswirkungen des neuen § 54 Abs 1a
ZPO auf die Kostenbestimmung und die dazu ergangene
Rsp werden ausführlich erläutert.

Referenten: Dr. Thomas Hofer-Zeni, Rechtsanwalt in Wien
SPdOLG i. R. Dr. Andreas Lindner, Senatspräsident des
Oberlandesgerichts i. R. in Wien
Termin: 31. 1. 2023 = 3 Stunden / 1 Halbtag
Veranstaltungsort: ONLINE
Seminarnummer: 20230131–9
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KANZLEI-START-UP

O b als selbständiger Einzelanwalt, Regiegemeinschaft
oder junge Rechtsanwaltsgesellschaft – für den erst-

maligen Sprung ins kalte Wasser ist das „KANZLEI-
START-UP“ ein 360-Grad-Leitfaden in allen wesentlichen
Bausteinen zum Erfolg.

Übersichtlich und strukturiert wer-
den Gründerinnen und Gründer durch
die Themen Finanzbedarf, Spezialisie-
rung und Branding, Kanzleiorganisation,
Standesrecht, Gesellschaftsrecht, Steuer-
recht und Soziales, Arbeitsrecht, Verträ-
ge und Datenschutz, Marketing, Kom-
munikation und Kollaboration, Legal-
Tech, Anwaltsberuf und Familie sowie

Recherche geführt. Besonders sticht die Verbindung von so-
wohl rechtlichen und steuerlichen Grundlagen als auch
wirtschaftlichen und praktischen Anregungen hervor. Da
man sich (allerspätestens) ab der eigenverantwortlichen
Kanzleiführung mit der Redewendung iudex non calculat
nicht mehr für mangelndes Finanz- und Steuerverständnis
rechtfertigten kann, ist das Kapitel zu Steuern und Soziales
mit einer Einleitung zu elementaren steuerlichen und be-
triebswirtschaftlichen Informationen ein großer Mehrwert.

Vor dem Hintergrund, dass auch die Rechtsanwaltschaft
und der Kanzleialltag zunehmend digitaler werden, ist auch
das instruktive Kapitel zum Technologieeinsatz hervorzu-
heben. Dieses enthält Empfehlungen für einen effizienten
und optimierten Arbeits- und Prozessablauf als auch eine
Aufzählung nützlicher Software- und Hardwaretools für
den täglichen Gebrauch. Neben diesen technisch-prakti-
schen Aspekten ist sehr wohltuend der Hinweis, dass Robo-
ter-Anwälte und künstliche Intelligenz kompetente und
persönliche Rechtsberatung sicher noch nicht ersetzen kön-
nen.

Quintessenz des Erfolges von Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälten ist die Qualität ihrer anwaltlichen Leistung.
Diese gilt es jedoch, selbstverständlich im Rahmen des Stan-
desrechts, entsprechend zu transportieren. Auch zu diesem
Punkt bietet das Werk eine balancierte Anleitung zu Posi-
tionierung am Markt, Kanzleimarketing und Branding.

Das Werk richtet sich an alle Gründerinnen und Grün-
der, die eine Selbständigkeit in der Rechtsanwaltschaft, un-
abhängig vom gewählten Modell, anstreben. Damit bietet es
sich als erste universale Anlaufstelle und Überblick zur
Selbständigkeit ideal an. Neben hilfreichen Checklisten im
Kurzformat sind auch Literaturangaben für die vertiefende
Befassung im Detail inkludiert.

Die Gründung jedes Start-ups, auch eines Kanzlei-Start-
ups, erfordert neben der Abarbeitung von Notwendigkeiten
den Mut, sich auf ein noch unbekanntes Wagnis einzulas-
sen. Für alle potenziellen Gründerinnen und Gründer, die
(noch) zweifeln, geben die persönlichen Erfahrungen und

Geschichten der Autorinnen und Autoren auf dem Weg
in die Selbständigkeit dem Werk KANZLEI-START-UP ei-
ne abgerundete persönliche Note.

Das Werk KANZLEI-START-UP ist ein empfehlenswer-
ter Ausgangspunkt für alle, die den Weg in die Selbständig-
keit wagen und sich optimal vorbereiten wollen.

KANZLEI-START-UP.

Von Katharina Bisset. Linde Verlag, Wien 2022, 224 Seiten,
geb, € 46,–.

JEANNETTE GORZALA

Der fehlerfreie Exekutionsantrag

Im März 2022 ist die angesichts der Exekutionsnovelle
2021 ersehnte Neuauflage des Handbuchs „Der fehler-

freie Exekutionsantrag“, herausgegeben von ORev. Florian
Jaros, Dr. Michael Schaumberger und Dr. Heinz-Peter
Wachter, in seiner nunmehr 5. Auflage erschienen. Es be-
rücksichtigt den Stand der Gesetzgebung und Rsp zum
31. 12. 2021. Die Autoren verweisen in ihrem Vorwort je-
doch darauf, dass die neue Rechtslage – wie alles Neue –

viele offene Fragen mit sich bringe, rund 500 berechtigte
Fragen zur Auslegung des neuen Gesetzes würden sich stel-
len, für die es in jedem Fall mehrere vertretbare Lösungen
gäbe.

Die für dieses Werk charakteristische
Praxisnähe zeigt sich, wie auch zuvor,
schon beim Aufschlagen des Umschlags,
welcher sowohl vorne als auch hinten je-
weils in einer Klappseite die häufigsten
Fehlerquellen kurz und prägnant auflis-
tet. Der Praxisleitfaden beginnt sodann
in seiner Einführung mit einer über-
sichtlichen Darstellung des Exekutions-

rechts in Grundzügen, wobei am Ende dieses Kapitels be-
reits die ersten Muster zum allgemeinen Teil, wie zB für
einen Antrag auf Aufhebung der Vollstreckbarkeit oder
exekutionsrechtliche Klagen und Anträge, enthalten sind.
Auf die Einführung folgen dann die Kapitel „Exekution
auf das bewegliche Vermögen und Geldforderungen“, „Exe-
kution auf Vermögensrechte“, „Realexekution“, „Exekution
zur Erwirkung von Handlungen und Unterlassungen“ und
„Internationales Exekutionsrecht“. Eingeleitet wird jedes
dieser Kapitel mit einem rechtlichen Überblick, ehe im An-
schluss die Musteranträge dargestellt werden. Im Vergleich
zur Vorauflage wurden manche der Kapitel um weitere
Ausführungen oder Muster, insb in Bezug auf die neue
Rechtslage, erweitert, stellenweise wurde umstrukturiert.

Darüber hinaus werden die Musteranträge durch hilfrei-
che Anmerkungen ergänzt, so wird bspw im Fall des Mus-
terantrags für die Bewilligung eines erweiterten Exekutions-
paketes darauf hingewiesen, dass mit der Bewilligung der
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Exekution zugleich die betreibende Partei zum Erlag eines
Kostenvorschusses zur Bestellung des Verwalters aufgefor-
dert wird, anderenfalls bei Nichterlag das Verfahren einge-
stellt wird. Auch an anderer Stelle finden sich relevante
Hinweise auf heikle Rechtsfolgen (und folglich zu vermei-
dende Fehler), wie etwa die neu geregelte örtliche Zustän-
digkeit bei der Pfändung eines Patentrechts.

„Der fehlerfreie Exekutionsantrag“ darf in der juristi-
schen Bibliothek nicht fehlen, insb dann nicht, wenn die
Exekutionsführung nicht zur alltäglichen Praxis einer Kanz-
lei gehört. Das Handbuch ist daher nicht nur für im Exeku-
tionsrecht Erfahrene eine hilfreiche Stütze, sondern dient
gerade in allen anderen Fällen als fundierter Behelf für
den Einstieg in das Verfahren.

Der fehlerfreie Exekutionsantrag.

Von Florian Jaros/Michael Schaumberger/Heinz-Peter
Wachter. 5. Auflage, MANZ Verlag, Wien 2022, 292 Seiten,
br, € 56,–.

DANY BOYADJIYSKA

Testamentsauslegung

Zwar ist die gesetzliche Erbfolge noch immer bei weitem
der häufigste Berufungsgrund, auf den sich Erben im

Verlassenschaftsverfahren stützen – noch immer lässt die
Mehrheit der Verstorbenen kein Testament zurück. Dieje-
nigen Erblasser, die ihre Vermögensnachfolge von Todes
wegen sehr wohl schon zu Lebzeiten regeln und zu diesem
Zwecke ein Testament errichten, bedienen sich nicht immer
eines berufsmäßigen Parteienvertreters – oft sind solche
selbst erstellten letztwilligen Verfügungen, wenn sie denn
formgültig errichtet worden sind, lückenhaft oder ausle-
gungsbedürftig.

Aber selbst in professionell erstellten
Testamenten gibt es oft genug Ausle-
gungsbedarf.

Hier setzt das in der Bundesrepublik
schon fest etablierte Werk „Testaments-
auslegung“ an, welches Strategien für au-
ßergerichtliche und gerichtliche Ausei-
nandersetzungen um das Erbrecht und
den Pflichtteil liefern möchte – und dies

auch bravourös schafft. Der Erstautor und -herausgeber
Klaus Henrik Horn (RA in Düsseldorf) ist in der BRD seit
Jahren als die Autorität für Testamentsauslegungsfragen an-
erkannt. Gemeinsam mit dem Präsidenten des LG Traun-
stein Ludwig Kroiß hat er 2019 die zweite Auflage ins Werk
gesetzt, und gemäß Auskunft aus erster Hand wird die
nächsten Jahre über wohl auch keine weitere Auflage erfol-
gen.

Zwar ist die Auslegung eines Testamentes in der Regel
vom jeweiligen Einzelfall abhängig und diese ist daher einer

Rev an den BGH in aller Regel nicht zugänglich – umso
bedeutender ist daher in bundesdeutschen Testamentsaus-
legungsfällen die Rsp der OLG, welche feinste Verästelun-
gen aufweist und einer Verallgemeinerung in einem solch
individuellen Thema naturgemäß nicht zugänglich ist, aber
sehr wohl Leitlinien liefert, wie mit typischen Konstellatio-
nen umzugehen ist und auf welche Begleitumstände einer
Testamentserrichtung es für die Auslegung der letztwilligen
Verfügung ankommt bzw ankommen kann. Genau das ge-
lingt auch dem hier besprochenen Buch.

Wie in bundesdeutschen juristischen Publikationen auf-
grund der Größe des Rechtsraumes möglich (und in Publi-
kationen von dem Anspruch der vorliegenden trotz des sehr
speziellen Themas gefordert) enthält das vorliegende Buch
tonnenweise Rechtsprechungsnachweise nicht nur der
OLG, sondern auch der LG und teilweise sogar von Amts-
gerichten – in die zweite Auflage wurden gegenüber der ers-
ten Auflage mehr als 200 Entscheidungen neu eingepflegt.

Auch grau unterlegte Kästchen, welche den Leser mit
praktischen Tipps abseits von rechtswissenschaftlich-dog-
matischen Fundamentalüberlegungen versorgen, enthält
das Buch an passender Stelle.

Naturgemäß ist der Inhalt des Buches alleine schon auf-
grund der divergierenden zugrunde liegenden Gesetzeslage,
teilweise unterschiedlicher gesetzlicher Auslegungsregeln
für letztwillige Verfügungen, abweichender Formvorschrif-
ten für letztwillige Verfügungen etc auf die österr Rechts-
lage nicht 1:1 umzulegen, weshalb der österr Rechtsanwen-
der einiges an Zeit aufwenden wird müssen, um die Über-
tragbarkeit der im Werk aufgestellten Grundsätze auf die
österr Rechtlage präzise einordnen zu können.

In Bezug auf allgemeine Auslegungsgrundsätze, die
Maßgeblichkeit von Begleitumständen der Testamentser-
richtung, von Gewohnheiten des Erblassers etc für die Aus-
legung eines Testamentes jedoch ist das Buch für den österr
Rechtsanwender von beträchtlichem Nutzen. Wer regelmä-
ßig im Erbrecht praktiziert, wird mit dem Kauf und der
Lektüre des vorliegenden Werkes – entsprechendes Begleit-
wissen um die Unterschiede zwischen den Erbrechtsord-
nungen vorausgesetzt – eine Fundgrube an wertvollen An-
regungen gewinnen.

Testamentsauslegung – Strategien bei unklaren
letztwilligen Verfügungen.

Von Claus-Henrik Horn/Ludwig Kroiß (Hrsg). 2. Auflage,
Verlag C. H. Beck, München 2019, 442 Seiten, geb,
€ 97,70.

FELIX KARL VOGL
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Handbuch Strafverteidigung

Im Mai 2022 erschien das Handbuch Strafverteidigung in
neuer, zweiter Auflage, herausgegeben von Dr. Roland

Kier, Rechtsanwalt und Partner im Rechtsanwaltsbüro Soyer
Kier Stuefer Wien und Lehrbeauftragter an der Wirtschafts-
universität Wien, und Dr. Norbert Wess, LL.M., MBL,
Rechtsanwalt und Partner bei wkk law Rechtsanwälte Wien
und Lehrbeauftragter an der Johannes Kepler Universität
Linz und der Wirtschaftsuniversität Wien. Das über 900 Sei-
ten lange praxisnahe Handbuch behandelt vor allem die Ver-
teidigungsarbeit in sämtlichen Stadien des Strafverfahrens
und hat es sich zum Ziel gesetzt, durch praktische und wert-
volle Tipps den beruflichen Alltag von Strafverteidigern we-
sentlich zu erleichtern. In 33 übersichtlichenKapiteln werden
fast sämtliche für einen Verteidiger praxisrelevante Bereiche
beleuchtet. Jedes Kapitel hat übersichtliche Randziffern. Die
Themen erstrecken sich von der Mandatsannahme bis zum
Rechtsmittelverfahren, aber auch Themen wie richtiges Ver-
halten bei Hausdurchsuchungen, Absolvierung der Haupt-
verhandlung, Arbeit mit und gegen Medien, Honorierung
des Verteidigers und Verteidigung in Auslieferungssachen
werden näher behandelt. Das Buch ist sohin eine wahre
Fundgrube für den Praktiker. Die wesentlichsten Tipps der
Praktiker sind noch hervorgehoben in zahlreichen Kapiteln
durch grau unterlegte Praxistipps. Abgesehen davon ist das
Buch eine Augenweide und liegt gut in der Hand.

Ein höchst aktuelles und äußerst bri-
santes Thema – die Verteidigung bei
Hausdurchsuchungen – wird von Vanes-
sa McAllister im 3. Teil des Handbuches
gesondert behandelt. Aufgrund der
Komplexität dieses Themas soll hierbei
vor allem auf die häufig in Verbindung
mit Hausdurchsuchungen angeordneten
Sicherstellungen näher eingegangen wer-

den. Im Sinne des § 109 Z 1 lit a StPO ist die Sicherstellung
die vorläufige Begründung der Verfügungsmacht über Ge-
genstände durch Strafverfolgungsbehörden. Gem § 110
Abs 2 StPO ist die Sicherstellung von der Staatsanwaltschaft
anzuordnen und von der Kriminalpolizei durchzuführen.
Während Hausdurchsuchungen als ebenfalls grundrechts-
eingreifende Maßnahmen grds einer gerichtlichen Bewilli-
gung vorbehalten sind, unterliegen Sicherstellungsanord-
nungen keiner gerichtlichen Bewilligung.

Sowohl Hausdurchsuchungen als auch Sicherstellungen
stellen Zwangsmaßnahmen dar. Demnach sind Personen
nach § 111 Abs 1 StPO verpflichtet, Gegenstände, die si-
chergestellt werden sollen, herauszugeben. Im Zeitalter zu-
nehmender Digitalisierung stellt sich vermehrt die Frage,
was unter dem Begriff „Gegenstand“ iS der StPO verstanden
wird und inwieweit die Befugnis der Strafverfolgungsbehör-
den, sich mittels Zwangsgewalt Zugriff auf gespeicherte Da-
ten zu verschaffen, vor allem iZm Durchsuchungen von
Anwaltskanzleien reicht.

§ 111 Abs 2 StPO normiert, dass, wenn auf Datenträgern
gespeicherte Informationen sichergestellt werden sollen, je-
dermann den Zugang zu diesen Informationen zu gewähren
hat und auf Verlangen einen elektronischen Datenträger in
einem gebräuchlichen Dateiformat auszufolgen hat. Sicher-
gestellte Gegenstände dürfen sohin durch die Behörde auch
ausgelesen werden. Sollten diese Daten jedoch durch Pass-
wörter etc geschützt sein, wird in der Lehre bislang fast ein-
hellig vertreten, dass die betroffenen Personen grds auch
Passwörter preisgeben müssen. Dies ergibt sich aus der Ver-
pflichtung der Zeugen, richtig und vollständig im Verfahren
auszusagen, weshalb unter anderem auch Passwörter oder
sonstige Zugangsschlüssel Gegenstand einer Vernehmung
sein können (s dazu § 154 StPO). E contrario sind Beschul-
digte („Nemo-tenetur-Prinzip“) und schweigeberechtigte
Zeugen nicht verpflichtet, Passwörter oder sonstige Zu-
gangsschlüssel zu verraten. Diese beiden zuletzt genannten
Personengruppen sind ihrer Pflicht, Zugang zu Daten zu ge-
währen, grds bereits mit der Herausgabe des Datenträgers
nachgekommen (s hierzu Tipold/Zerbes in Fuchs/Ratz, WK
StPO § 111 Rz 13/1). Auch der EGMR leitet aus Art 6 EMRK
das Verbot des Zwangs zur Selbstbelastung ab. Der Gerichts-
hof unterscheidet demnach zwischen einer grundrechtswid-
rigen unmittelbar erzwungenen (aktiven) Aussage bzw
Handlung des Beschuldigten und einer zulässigen wirkungs-
gleichen Verpflichtung zur (passiven)Mitwirkung an der Be-
weisführung (s Entscheidungstext OGH 11. 10. 2016, 11 Os
60/16g). Es ist daher für von Hausdurchsuchungen betroffe-
ne Personen ratsam, sich vorweg eingehend mit dem Inhalt
eines Hausdurchsuchungsbefehls, vor allem mit der konkre-
ten Verdachtslage (Ist der Betroffene gleichzeitig Beschuldig-
ter oder doch eine andere Person?), vertraut zu machen!

Die von der Sicherstellung betroffene Person, auch wenn
sie selbst der Tat beschuldigt wird, hat gem § 112 Abs 1 StPO
das Recht auf Widerspruch der Sicherstellung von Datenträ-
gern unter Berufung auf ein gesetzlich anerkanntes Recht auf
Verschwiegenheit, das bei sonstiger Nichtigkeit nicht durch
Sicherstellung umgangen werden darf. Die sichergestellten
Unterlagen werden dann für gewöhnlich dem Ermittlungs-
richter zur Entscheidung vorgelegt (OGH 11. 10. 2017,
13 Os 94/17y). Das Recht auf Aussageverweigerung haben
unter anderem Vertreter von Vertrauensberufen, welche in
§ 157 Abs 1 Z 2 StPO aufgelistet sind, darunter auch Vertei-
diger und Rechtsanwälte. Dieses Recht darf auch nicht um-
gangen werden. Das extensive Umgehungsverbot wird expli-
zit in § 157 Abs 2 StPO erwähnt und dient einerseits dem
Schutz der Klienten („Nemo-tenetur-Prinzip“) und anderer-
seits der Sicherstellung eines fairen Verfahrens nach Art 6
EMRK. Unterlagen, auf Datenträgern gespeicherte Informa-
tionen sowie andere Gegenstände, welche durch Mandats-
ausübung entstanden sind, dürfen bei sonstiger Nichtigkeit
nicht sichergestellt werden! Diesfalls entfällt die Herausgabe-
pflicht des Berufsgeheimnisträgers zur Gänze. Das Sicher-
stellungsverbot erstreckt sich auch auf berufsgeheime Unter-
lagen, die sich bei Hilfskräften eines Berufsgeheimnisträgers
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oder beim Beschuldigten selbst befinden. Über das Schwei-
gerecht ihres Arbeitgebers dürfen Angestellte auch nicht dis-
ponieren (s dazu Tipold/Zerbes in Fuchs/Ratz,WK StPO Vor
§§ 110–115 Rz 28ff mwN). Jedoch steht das Widerspruchs-
recht nach § 112 StPO nur jenen Betroffenen zu, die zusätz-
lich die Anforderungen an einen Berufsgeheimnisträger er-
füllen. Betroffene, die diese Voraussetzungen nicht erfüllen,
können lediglich Einspruch gegen die Sicherstellung nach
§ 106 Abs 1 Z 2 StPO sowie Nichtigkeitsbeschwerde nach
§ 281 Abs 1 Z 3 bzw Z 4 StPO erheben. Das Widerspruchs-
recht nach § 112 StPO kann bei Hausdurchsuchungen von
Anwaltskanzleien auch von den zwingend beizuziehenden
Kammervertretern ausgeübt werden. Dieser verstärkte
Rechtsschutz korreliert mit der Ansicht des EGMR, der an
die Voraussetzungen sowie die anschließenden Rechts-
schutzmöglichkeiten bei Hausdurchsuchungen bei Rechts-
anwälten strengere Maßstäbe ansetzt (vgl hierzu ua EGMR
3. 7. 2012, 30457/06, R gegen Österreich sowie 24. 7. 2008,
18603/03, Andre ua gegen Frankreich).

Anderes trifft hinsichtlich jener Unterlagen eines Anwalts
zu, der gem § 144 Abs 3 StPO selbst einer Straftat dringend
verdächtigt wird. Diesfalls treffen den Parteienvertreter He-
rausgabepflichten in Bezug auf Gegenstände und Datenträ-
ger, die unmittelbar und nur die verfahrensgegenständliche
Straftat des Berufsgeheimnisträgers betreffen. Eine Ver-
pflichtung, Passwörter oder sonstige Zugangscodes zu verra-
ten, besteht, wie bereits weiter oben dargelegt, nicht.

Zusammengefasst lässt sich konstatieren, dass, obwohl
die StPO keine besonderen Regeln für die Durchsuchung
von digitalen Beweismitteln kennt, von den österr Gerich-
ten die aktuellen Vorschriften über die Sicherstellung von
Gegenständen auch bei Durchsuchungen und Sicherstellun-
gen von elektronisch gespeicherten Daten angewandt wer-
den. Dies erscheint jedoch im Lichte des Schutzes der Pri-
vatsphäre und der Persönlichkeit des Menschen korrektur-
bedürftig. Verstärkte Rechtsschutzmöglichkeiten aller Be-
troffenen, wie bereits im § 112 StPO vorgesehen,
erscheinen zweckmäßig und wünschenswert, um die Ein-
griffsintensität der von den Behörden durchgeführten Maß-
nahmen so gering wie möglich zu halten.

Die zweite Auflage des Handbuches Strafverteidigung der
Herausgeber Dr. Roland Kier und Dr. Norbert Wess, LL.M.,
MBL, besticht in erster Linie dadurch, dass ein wesentlicher
Komplex der Tätigkeit des Verteidigers sowohl rechtlich als
auch praktisch aufgearbeitet wird. Das Werk erleichtert die
alltägliche juristische Arbeit ungemein und kann vor allem
aufgrund seiner exzellenten Gliederung kombiniert mit dem
überaus sachkundigen Inhalt für die Anwendung in der Pra-
xis ausdrücklich nur weiterempfohlen werden!

Handbuch Strafverteidigung.

Von Roland Kier/Norbert Wess. 2. Auflage, Manz Verlag,
Wien 2022, 934 Seiten, geb, € 164,–.

GEROLD BENEDER

StGB und ausgewählte
Nebengesetze: JGG, SMG, VbVG,
MedienG und andere

D ie 14. Auflage des Kurzkommentars zum StGB samt
ausgewählten Nebengesetzen von dem Generalproku-

ratur i.R. und Rechtsschutzbeauftragten beim Bundesmi-
nisterium für Inneres, Prof. Dr. Ernst Eugen Fabrizy, der
Hofrätin des OGH, Dr. Alexandra Michel-Kwapinski, und
dem Hofrat des OGH und Honorarprofessor an der Paris-
Lodron-Universität Salzburg, Dr. Babek Oshidari, hat es
sich zum Ziel gesetzt, einen möglichst benutzerfreundlichen
Überblick über das österr Strafrecht zu vermitteln. Zu die-
sem Zweck enthält das Werk nach einer kurzen Einführung
in die Geschichte des österr Strafrechts nicht nur eine ge-
naue Darstellung des Strafgesetzbuches und diverser straf-
rechtlicher Nebengesetze, sondern enthält unzählige
Rechtssätze aus dem Rechtsinformationssystem des Bundes,
die dem Kurzkommentar eine vor allem bessere Verständ-
lichkeit und Sinnerfassung der Materie verleihen. Genau
dies sowie einen raschen und leicht zu verstehenden Über-
blick über die aktuelle Rsp sollen diese Erläuterungen für
einen interessierten Leser bieten. Der weit über 1.000 Seiten
starke Kurzkommentar bedient sich der beliebten Gliede-
rung in Gesetze und deren Paragrafen. Das Inhaltsverzeich-
nis ist schlicht gestaltet und erleichtert somit das Auffinden
einzelner Gesetzesbestimmungen.

Der Ausbruch der Corona-Pandemie
vor über zwei Jahren führte nicht nur zur
Entstehung von neuen Gesetzen und
Verordnungen, sondern rückte den Fo-
kus des rechtswissenschaftlichen Diskur-
ses vor allem auf bereits bestehende Ge-
setze. Ein gutes Beispiel dafür sind die
§§ 178, 179 StGB. Diese, bis dato vor al-
lem im Hinblick auf HIV/Aids relevan-

ten Straftatbestände, stellen die vorsätzliche bzw fahrlässige
Gefährdung von Menschen durch übertragbare Krankhei-
ten unter Strafe. Immer wieder wurde über sog Quarantäne-
brecher berichtet, die trotz aufrechter Absonderung ihren
Wohnbereich verließen, sei es nur, um den Müll zu entsor-
gen, und sich daraufhin in einem strafrechtlichen Verfahren
verantworten mussten. Doch welche Verhaltensweisen wer-
den durch die §§ 178, 179 StGB tatsächlich sanktioniert?
Reicht der bloße Verstoß gegen eine Absonderungsmaß-
nahme aus, um den strafrechtlichen Tatbestand des § 178
StGB zu erfüllen?

Gem § 178 StGB ist zu bestrafen, wer eine Handlung be-
geht, die geeignet ist, die Gefahr der Verbreitung einer über-
tragbaren Krankheit unter Menschen herbeizuführen, wenn
die Krankheit ihrer Art nach zu den wenn auch nur be-
schränkt anzeige- oder meldepflichtigen Krankheiten gehört.
Zunächst sei erwähnt, dass der Tatbestand ein Allgemeinde-
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likt darstellt und daher grundsätzlich auch von gesunden
Personen erfüllt werden kann. Tatbildlich ist jegliches Ver-
halten, das typischerweise geeignet ist, eine Gefahrensitua-
tion im Einzelfall herbeizuführen. Es ist daher kein Schaden,
keine tatsächliche Übertragung erforderlich, sondern es
kommt für die Erfüllung des Tatbestandes auf das Herbei-
führen einer potentiellen Verbreitungsgefahr an. Das ge-
schützte Rechtsgut sind hier das Leben und die Gesundheit
der Allgemeinheit, das mit der Formulierung „Verbreitung
einer übertragbaren Krankheit unter Menschen“ zum Aus-
druck kommt. Daher erweist sich die Verbreitung als ein
Plus zu einer Übertragung auf lediglich eine andere Person.

Bereits seit Beginn der Pandemie gibt es Stimmen aus
der Lehre, die die potentielle Gefährlichkeit der Handlung
lediglich im Tatzeitpunkt voraussetzen. Dies leiten sie aus
der Deliktsstruktur des § 178 StGB ab. Ergibt sich dann
im Nachhinein, dass das Verhalten nie gefährlich gewesen
ist, zB weil der potentielle Täter gar nicht infiziert oder po-
sitiv getestet gewesen ist, so führt dies gemäß dieser Lehr-
meinung dennoch zu einer Strafbarkeit nach § 178 StGB.

Dieser Lehrmeinung erteilte nun die Rsp eine Absage.
Das OLG Graz hält in seiner Entscheidung vom 5. 3. 2021
zu 1 Bs 10/21m fest, dass der Täter erst dann den Tatbe-
stand des § 178 StGB erfüllt, sobald sein Verhalten typi-
scherweise geeignet ist, eine Verbreitung der Krankheit her-
beizuführen und dies auch im Nachhinein festgestellt wird.
Handlungen von nicht-infizierten Personen stellen keine
Gefahr für die Allgemeinheit dar, da es in diesem Fall nicht
einmal theoretisch möglich ist, eine Gefahrenquelle zu er-
öffnen. Das OLG Graz betont weiters, dass die §§ 178, 179
StGB der Pandemiebekämpfung dienen und keinem „Vor-
beugungsgedanken“ entsprechen. Ähnlich argumentiert das
OLG Linz. In seiner Entscheidung vom 22. 4. 2021 zu 7 Bs
48/21 i hält der Senat fest, dass einem Absonderungsbe-
scheid hinsichtlich des Gefährdungspotentials lediglich In-
dizwirkung zuerkannt wird. Die Missachtung einer Abson-
derung alleine ist noch nicht strafrechtlich relevant. Es
kommt auf die Ansteckungsgefahr an. Diese liegt jedenfalls
bei einem CT-Wert des Täters über 30 nicht mehr vor.

Zusammenfassend erwägt der OGH in seiner Entschei-
dung vom 16. 2. 2022 zu 13 Os 130/21y, dass der § 178
StGB das Herbeiführen einer Gemeingefahr voraussetzt.
Die Gefährlichkeit einer Handlung ist vom Gericht festzu-
stellen. Um diese Rechtsfrage lösen zu können, ist zuvor das
Vorliegen einer übertragbaren Krankheit festzustellen. Eine
ansteckende, übertragbare Krankheit ist eine unumgängli-
che Voraussetzung für die Bejahung einer Strafbarkeit nach
dem § 178 StGB (RS0133918). Liegt keine Infektion vor bzw
mangelt es aufgrund eines zu hohen CT-Wertes an einer
Ansteckungsgefahr, so reicht dies nicht für eine gerichtliche
Strafbarkeit nach den §§ 178ff StGB aus. Der OGH bezeich-
net den Tatbestand demnach als potentielles Gefährdungs-
delikt. Das Vorliegen einer Infektion im Tatzeitpunkt iS der
obgenannten Rsp ist eine notwendige Bedingung für die Be-
jahung der Strafbarkeit nach den §§ 178, 179 StGB.

Diese Rechtsposition setzt gegenwärtig die gängige Mei-
nung in Lit und Rsp zur Strafbarkeit von HIV-infizierten
Personen aufgrund von sexuellen Kontakten mit nicht-infi-
zierten Personen fort. Ihr ist auch unter Beachtung der
Trennung von Justiz und Verwaltung zuzustimmen, da an-
derenfalls ein verwaltungsrechtlicher Verstoß ausreichen
würde, um eine gerichtliche Strafbarkeit zu begründen.

Die 14. Auflage des Kurzkommentars zum StGB samt
ausgewählten Nebengesetzen von den Autoren Dr. Fabrizy,
Dr. Michel-Kwapinski und Dr. Oshidari überzeugt in erster
Linie durch die angenehme Handhabung aufgrund des gut
gegliederten Inhaltsverzeichnisses, der praxisorientierten
Darstellung und seines praxisnahen Inhalts. Das Werk er-
leichtert die alltägliche juristische Arbeit ungemein und
kann vor allem aufgrund seiner exzellenten Gliederung
kombiniert mit dem überaus sachkundigen Inhalt für die
Anwendung in der Praxis ausdrücklich nur weiterempfoh-
len werden!

StGB und ausgewählte Nebengesetze: JGG, SMG,
VbVG, MedienG und andere.

Von Ernst Eugen Fabrizy/Alexandra Michel-Kwapinski/Ba-
bek Oshidari, 14. Auflage, Verlag Manz, Wien 2022, 1.332
Seiten, geb, € 178,–.

GEROLD BENEDER

Praxiskommentar zum
Datenschutzgesetz DSG2

D er im Jan Sramek Verlag erschienene und von Hon.-
Prof. Dr. Clemens Thiele, LL.M. Tax (GGU), und

Mag. Jessica Wagner, DSBA, verfasste Praxiskommentar
zum Datenschutzgesetz erscheint nunmehr bereits zwei
Jahre nach der Erstveröffentlichung in einer zweiten, aktua-
lisierten und erweiterten Auflage.

Die Tatsache, dass die VO (EU) 2016/
679 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 27. 4. 2016 zum Schutz
natürlicher Personen bei der Verarbei-
tung personenbezogener Daten, zum
freien Datenverkehr und zur Aufhebung
der RL 95/46/EG (DSGVO) in allen Mit-
gliedstaaten der EU direkt anwendbar
ist, führt dazu, dass in der Praxis auch

Kommentarliteratur aus anderen Mitgliedstaaten und na-
turgemäß insb aus Deutschland verwendet werden kann
und – soweit sich dies aus den entsprechenden Zitaten in
der datenschutzrechtlichen Lit und Rsp erschließen lässt –
auch in vielen Fällen tatsächlich verwendet wird.

Soweit solche ausländischen Kommentare konkrete Hin-
weise zu nationalen Regelungen enthalten, beziehen sich
diese aber naturgemäß nicht auf die österr, sondern in
den meisten Fälle auf die deutsche Rechtslage. Das vorlie-
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gende Werk hat insofern bereits in seiner ersten Auflage zur
Schließung einer wichtigen Lücke beigetragen, als darin
erstmals auch die in den §§ 1–30 und 62–70 des österr
Bundesgesetzes zum Schutz natürlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten (DSG) enthaltenen
Begleitregelungen zur DSGVO umfassend und inhaltlich
tiefgehend kommentiert wurden.

Auf den ersten Blick nicht ersichtlich, aber für die prak-
tische Arbeit im Datenschutzbereich besonders wertvoll ist
eine weitere Informationsebene, die im vorliegenden Werk
enthalten ist, nämlich eine systematische Zusammenstel-
lung der (österr) Rsp zur DSGVO. So enthält die Kommen-
tierung zu § 24 DSG eine systematische Zusammenstellung
der Rsp der Datenschutzbehörde als nationaler Aufsichtsbe-
hörde, in der Kommentierung des § 27 DSG findet sich eine
Aufstellung der inzwischen recht reichhaltigen Judikatur
des Bundesverwaltungsgerichts und die Anmerkungen zu
§ 29 DSG enthalten viele Hinweise auf die Rsp der (ordent-
lichen) Gerichte im Datenschutzbereich.

Eine vergleichbare systematische Aufarbeitung der spe-
zifisch österr datenschutzrechtlichen Judikatur war bisher
nicht verfügbar und umso mehr ist zu begrüßen, dass die
Autoren die Mühe nicht gescheut haben, eine solche Über-
sicht vorzulegen und in das vorliegende Werk zu integrie-
ren.

Aufgrund der Struktur des DSG enthält das vorliegen-
de Werk noch eine weitere inhaltliche Ebene, nämlich
die Kommentierung der §§ 31 bis 59 DSG, welche die
RL (EU) 2016/680 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 27. 4. 2016 zum Schutz natürlicher Perso-
nen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten
durch die zuständigen Behörden zum Zwecke der Ver-
hütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von
Straftaten oder der Strafvollstreckung sowie zum freien
Datenverkehr und zur Aufhebung des Rahmenbeschlus-
ses 2008/977/JI des Rates (JI-RL) in nationales Recht um-
setzen.

Die Verquickung der Begleitregelungen zur DSGVO mit
den Regelungen zur Umsetzung der JI-RL, welche lediglich
für den Strafrechtsbereich und den Bereich der (inneren)
Sicherheit gilt, führen in der Praxis immer wieder zu Miss-
verständnissen (wenn sich zB Privatunternehmen auf die
materiell-rechtlichen Regelungen im 3. Hauptstück des
DSG beziehen), weil die Regelungen inhaltlich den Bestim-
mungen der DSGVO gleichen. Auch in diesem Bereich ist
jedoch die vorliegende Kommentierung im Hinblick auf

den Umfang und den Grad der inhaltlichen Durchdringung
der jeweiligen Vorschriften einzigartig.

Die Kommentierung der einzelnen Bestimmungen ist
dabei jeweils gut strukturiert und enthält neben einem um-
fangreichen Literaturverzeichnis auch Angaben zu den uni-
onsrechtlichen Grundlagen und dem Normzweck der ein-
zelnen Bestimmung.

Die mit der vorliegenden Neuauflage durchgeführte
(sehr umfassende) Aktualisierung und Erweiterung der
Kommentierung der Bestimmungen des DSG erfolgte
durch ein der jeweiligen Kommentierung nachgestelltes
„Supplement 2022“, welches der inhaltlichen Gliederung
der ersten Auflage folgt. Der Vorteil dieser Vorgangsweise
ist, dass die Änderungen zur ersten Auflage schnell ersicht-
lich sind. Insofern die Autoren im Vorwort außerdem be-
reits eine Folgeauflage ankündigen, ist damit zu rechnen,
dass mittelfristig eine Zusammenführung der im Supple-
ment enthaltenen Ausführungen mit der Stammfassung
der Kommentierung zu erwarten ist.

Abgerundet wird die Kommentierung des DSG durch
die im Anhang enthaltenen, bisher von der Datenschutzbe-
hörde als nationaler Aufsichtsbehörde erlassenen Verord-
nungen, die einschließlich der amtlichen Erläuterungen ab-
gedruckt und vom Autorenteam durch entsprechende An-
merkungen auch inhaltlich vollständig erschlossen wurden.

Ergänzend enthält das Werk ein umfangreiches Ent-
scheidungsverzeichnis und ein Sachverzeichnis, das zusätz-
lich eine rasche inhaltliche Erschließung der Kommentie-
rung ermöglicht.

Zusammenfassend handelt es sich beim vorliegenden
Werk um eine beachtenswerte Leistung des Autorenduos,
das – wie oben ausgeführt – auf mehreren Ebenen ein um-
fangreiches Informationsangebot liefert, ohne deswegen un-
übersichtlich zu werden. Praktikern im Bereich des österr
Datenschutzrechts kann das vorliegende Werk insofern un-
eingeschränkt empfohlen werden und es bleibt zu hoffen,
dass die im Vorwort bereits angekündigte Folgeauflage
den eingeschlagenen Weg konsequent fortführen wird.

Praxiskommentar zum Datenschutzgesetz DSG2.

Von Clemens Thiele/Jessica Wagner. 2. Auflage, Jan Sra-
mek Verlag, Wien 2022, 1.390 Seiten, br, € 178,–.

CHRISTIAN WIRTHENSOHN
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AKTUELLES RECHT ZUM DIENSTVERHÄLTNIS
6819 3 Hitz, Wolfram und Florian Schrenk: Zur Zulässigkeit der Vorwegnahme von Kollektivvertragserhöhungen durch Überzahlung im

laufenden Arbeitsverhältnis

BAU AKTUELL
5 196 Seebacher, Georg und Georg Jeremias: Haftungsszenarien aus der Tätigkeit des Prüfstatikers

199 Knoll, Claudia und Katharina Trettnak-Hahnl: Vergaberechtliche Kostenschätzung vs interne Budgetierungen
205 Mitterlehner, Matthias: Die Bauabzugsteuer im Sinne der §§ 48 bis 48d deutsches EStG

BAURECHTLICHE BLÄTTER
5 177 Walcher, Mario, Marco Wallner und Angelika Flachhuber: Die stmk Raumordnungsgesetznovelle 2022

193 Kastner, Peter und Wolfgang Kleewein: Missstände bei der Vollziehung des Baurechts. Aktuelle Fälle aus der Volksanwaltschaft
2022/1

ECOLEX
10 770 Peschek, Ralf und Anna Schwamberger: HinweisgeberInnenschutzgesetz und Mitbestimmung

773 Brückner, Katharina und Eric Hohenauer: Der Entwurf des HinweisgeberInnenschutzgesetzes aus Konzernsicht
777 Fischer, Anton: Compliance im Lichte des neuen HinweisgeberInnenschutzgesetzes
783 Weichbold, Markus: Die Rechtsschutzdeckung für Klagen gegen den Hersteller im Abgasskandal
786 Dervić, Erwin: Tod des Wohnungsmieters: Überblick der Rechtslage des Mietzinsrechts in bestehenden Wohnungsmietverträgen
802 Fremuth-Wolf, Alice: Prozessfinanzierung – kurz und bündig erklärt
810 Lehner, Johannes: Solennitätsverlust des Notariatsakts wegen mangelnder tatsächlicher Verlesung?
817 Hirsch, Antonia: Die grüne Seite des Lauterkeitsrechts
828 Drolle, Mathias, Michael Gleiss und Laurin Lutz: VwGH zum zeitlichen Anwendungsbereich vom § 295a BAO iZm dem ALSAG
834 Storr, Stefan: „Ökosoziale Kriterien“ im Recht der Förderung Erneuerbarer Energien – Teil 1
837 Giera, Ulrike, Maximilian Hautzenberg und Markus-Florian Rummel: Neues aus Europa
841 Kiechl, Wolfgang: Sicherstellungen von und Verfügungen über Guthaben auf Bankkonten durch die Staatsanwaltschaft im Er-

mittlungsverfahren

IMMOLEX
10 330 Rosifka, Walter: Überwälzung von Betriebskosten auf den (Wohnungs-)Mieter außerhalb der Vollanwendung des MRG

334 Lindinger, Eike: Restnutzen versus bedungener Gebrauch
343 Prader, Christian und Mario Kathrein: „Zwillings-“ und „Drillingsabstellplätze“ – ein wohnungseigentumsrechtliches Unding
361 Fuhrmann, Karin und Bernhard Winkelbauer: Gebäudebegünstigung bei Betriebsaufgabe gem § 24 Abs 6 EStG

JOURNAL FÜR ARBEITS- UND SOZIALRECHT
3 205 Mair, Andreas: Der EuGH – ein Aktivist? Eine Annäherung an die Rolle des EuGH im Antidiskriminierungsrecht

225 Kovács, Erika: Whistleblowing – Institutioneller Schutz und individualarbeitsrechtliche Fragen
241 Schöffmann, Peter C.: Entsendung im Straßenverkehrssektor

JURISTISCHE BLÄTTER
10 617 Krenmayr, Ulrich und Michael Moser: Neuregelung des Händlerregresses in § 933b ABGB und (alte) Konkurrenzfragen

638 Lutschounig, Martin: Fehlerhafter Ausschluss der Öffentlichkeit im Zivilprozess

NACHHALTIGKEITSRECHT – ZEITSCHRIFT FÜR DAS RECHT DER NACHHALTIGEN ENTWICKLUNG
3 270 Preiser-Kapeller, Johannes: Krisenstaat und Katastrophenkulturen: Die Nachhaltigkeit der Regierenden in der Langzeitperspektive

279 Bußjäger, Peter: Die Schnittstellenproblematik im österreichischen Katastrophenschutzrecht
286 Eckhardt, Gernot: Umwelt- und Klimaschutz in der Landwirtschaft – Zur Reform der GAP 2021
296 Dreher, Maria und Tim-Erik Held: „Grüne Kartelle“ – Vereinbarungen zwischen Unternehmen im Dienst der Nachhaltigkeit
306 Plavec, Katharina: Die Verordnung über europäische grüne Anleihen – Ein Meilenstein auf dem Weg zu einem grünen Finanz-

markt?
313 Deutschmann, Daniel und Tobias Fohn: Building Information Modeling als Nachhaltigkeitstool in der Vergabe: Pilotprojekt

„Neubau des Bio-Institutes der Höheren Bundeslehr- und Forschungsanstalt für Landwirtschaft Raumberg-Gumpenstein“
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ÖSTERREICHISCHE JURISTENZEITUNG
20 969 Schuschnigg, Artur: Prozessfinanzierer als Rechtsfreund?

974 Schmidt, Daniel Peter: Operative Tätigkeiten des zivilen Inlandsnachrichtendienstes im Ausland
978 Ratz, Eckart: „Einleitung eines Ermittlungsverfahrens“ im Kooperationsmodell (§ 98 Abs 1 StPO)

ÖSTERREICHISCHE NOTARIATSZEITUNG
9 430 Kraus, Sixtus-Ferdinand: Zum Erfordernis der Einsichtnahme der Testamentszeugen

434 Pribas, Sebastian: Der Abwesenheitskurator für den Verein

ÖSTERREICHISCHE STEUERZEITUNG
18 515 Ehrke-Rabel, Tina und Anna-Maria Anderwald: Rechtfertigung von Abgaben (Teil 2)

532 Bendlinger, Stefan: Anpassung der „Unshell Directive“ der EU (ATAD III) – Zweifel, Unklarheiten und kritische Anmerkungen

ÖSTERREICHISCHE ZEITSCHRIFT FÜR KARTELLRECHT
4 132 Lehr, Leo: Entscheidung des EuGH in C-377/20, Servizio Elettrico Nazionale – Einmal Monopolist, immer Monopolist?

140 Reiter-Werzin, Florian und Maria Dreher: Der Antrag auf Feststellung einer marktbeherrschenden Stellung nach § 28a Kartell-
gesetz – Teil 3

148 Kornbeck, Jacob: Drei EuGH-Testfälle im 40. Jubiläumsjahr des EG/EU-Sportkartellrechts – Teil 2

STEUER- UND WIRTSCHAFTSKARTEI
29 1126 Kraßnig, Ulrich: Von Spekulationsgeschäften, Marktverwerfungen und Risikomanagementsystemen

1133 Mayr, Mario: Umsatzsteuer-Update Oktober 2022: Aktuelles auf einen Blick
1140 Kuderer, Julian: Grenzüberschreitende Montage- und Installationslieferungen – der ewige Problemfall

TAXLEX
9 261 Achatz, Markus und Sabine Kirchmayr: Energiewende privater Stromerzeuger im Steuerdschungel

263 Varro, Daniel: Leerstandsabgabe in der Steiermark, Salzburg und Tirol
270 Reiter, Johannes: BFG gestattet horizontale Unternehmensgruppe
274 Reindl, Maximilian: Aktuelle Entwicklungen der „CO2 -Bepreisung“ auf unionsrechtlicher Ebene
287 Lehner, Martin, Jutta Niedermair und Stephanie Gadermayr: EU Tax Update von Mai 2022 bis Juli 2022
291 Knechtl, Markus: Verfahrensrechtliche Neuerungen im AbgÄG 2022
297 Themel, Christian: Neuerungen im Gebührengesetz 1957 durch das Abgabenänderungsgesetz 2022
300 Schmaranzer, Denise: Richtlinienvorschlag „DEBRA“ zur Reduzierung steuerbedingter Verschuldungsanreize

ZEITSCHRIFT DER VERWALTUNGSGERICHTSBARKEIT
5 307 Kofler-Schlögl, Martina: Das verwaltungsstrafrechtliche Günstigkeitsprinzip und COVID-19

319 Schmollmüller, Lisa: Das rechtskräftige Straferkenntnis als Verfahrenshindernis im gerichtlichen Strafverfahren und die Möglich-
keit einer verfahrensübergreifenden Wiederaufnahme.

ZEITSCHRIFT FÜR ARBEITS- UND SOZIALRECHT
5 232 Stegmüller, Thomas: Aktuelle arbeitszeitrechtliche Besonderheiten bei Schichtarbeit

239 Bartmann, Elisabeth: Rufbereitschaft vs Arbeitsbereitschaft
246 Jöst, Andreas: Teilzeit-Gleitzeit
252 Maska, Peter: Zuschlag für offenes Guthaben an Normalarbeitszeit und Mehrarbeitszuschlag bei Beendigung von Dienstverhält-

nissen
258 Greiner, Conrad: Algorithmenbasierte Personalentscheidungen und Art 22 DSGVO

ZEITSCHRIFT FÜR BEIHILFENRECHT
3 123 Kölbl, Christoph: Rechtsschutzpräklusion als Hindernis für den Wettbewerber beim beihilferechtlichen private enforcement?

128 Kornbeck, Jacob: Kontinuität und Wandel des EU-Beihilferechts im Zuge der Dezentralisierung seit 2012
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Fucik/Hartl/Schlosser/Spenling/Ofner (Hrsg)
Handbuch des Verkehrsunfalls
Teil 6: Zivilrechtsfragen

ISBN 978-3-214-13813-4

ca. 198,00 EUR
inkl. MwSt.

shop.manz.at

Die heimliche „Bibel“
des Schadenersatzrechts
• Umfassende Neubearbeitung des Grundlagenkapitels zum Schaden und Schadenersatz
• neue Entwicklung in der Rechtsprechung und Lehre 
• vollständig überarbeitetes Kapitel zur Wegehalterhaftung

Fucik_ua_HB_des_Verkehrsunfalls_6Teil_Zivilrecht_A4_4c.indd   24 18.11.22   11:50



ZEITSCHRIFT FÜR FINANZMARKTRECHT
9 421 Drobesch, Christa und Annegret Droschl-Enzi: FMA-Rundschreiben zur Prävention von Geldwäscherei und Terrorismusfinan-

zierung 2022 – Wesentliche Neuerungen im Überblick
427 Palma, Ulrich E.: Spätrücktritt von der Lebensversicherung – eine Übersicht über die jüngsten Entwicklungen

ZEITSCHRIFT FÜR GESELLSCHAFTSRECHT
5 232 Koppensteiner, Hans-Georg: Wider ungeschriebene Zuständigkeiten der Hauptversammlung

239 Warto, Patrick und Christoph Hubner: Zur Dritthaftung des Verschmelzungsprüfers

ZEITSCHRIFT FÜR VERGABERECHT UND BAUVERTRAGSRECHT
9 305 Fruhmann, Michael: Die Russland-Sanktionen der EU im Vergabebereich – Teil 1

332 Kropik, Andreas und Sohejla Rejai: Die vielen Ausprägungen des Pauschalvertrags

ZEITSCHRIFT FÜR VERKEHRSRECHT
10 328 Rappold, Christoph: 112 – Hilfe eilt herbei

330 Geroldinger, Andreas: Deliktischer Schadenersatz bei einer Infektion mit SARS-CoV-2
337 Loibl, Samuel und Elias Pock: Neues im europäischen Schadenersatzrecht

ZEITSCHRIFT FÜR VERSICHERUNGSRECHT
5 198 Kath, Walter: Abgrenzung zwischen Kfz-Haftpflichtversicherung und allgemeiner Haftpflichtversicherung

204 Michtner, Nora: Kein Serienschaden bei jährlicher Abschlussprüfung

ZEITSCHRIFT FÜR WIRTSCHAFTS- UND FINANZSTRAFRECHT
5 166 Kert, Robert und Hans Valentin Schroll: Die Kronzeugenregelung und ihre Grenzen

178 Papathanasiou, Konstantina: Blockchain und Strafrecht – Herausforderungen und Chancen
185 Gilhofer, Daniel: Auf der Suche nach dem wirtschaftlich Berechtigten
188 Nail, Alicia-Mercedes: Die Leitlinien für Auslieferungen an Drittstaaten im Überblick
194 Glaser, Severin und Robert Kert: Europol und Europäische Staatsanwaltschaft
198 Bülte, Jens: „Verbrechen darf sich nicht lohnen“ – Credo des Abschöpfungsrechts im deutschen Strafrecht
205 Rösler, Tanja: Der neue digitale Strafakt in der finanzstrafrechtlichen Praxis
207 Eber, Martina Elisabeth und Rainer Kuscher: Beurteilung der subjektiven Tatseite bei Sachverhalten rund um Auslandseinkünfte

ZEITSCHRIFT ZUM RECHT DER MEDIZIN
5 200 Seller, Leon: Die Anwendung körperlichen Zwangs in der Präklinik

205 Huber, Gerhard W. und Jakob Dietrich: Laienmedizin ohne Arztbeteiligung
211 Weissgärber, Melanie: Die Kompetenz des Rettungssanitäters im Zusammenhang mit Infusionen

ZEITSCHRIFT ZUM RECHT DER UMWELT
5 181 Cejka, Stephan: Energiekosten steigen, Energieabgaben sinken (temporär) – Auswirkungen auf Energiegemeinschaften?

184 Ennöckl, Daniel: Klimaklagen – Strukturen gerichtlicher Kontrolle im Klimaschutzrecht (Teil 2)
192 Bumberger, Leopold: Rechtsprechung des VwGH zum Abfallrecht (AWG und ALSAG) in den Jahren 2020 und 2021

ZIVILRECHT AKTUELL
16 304 Kolmasch, Wolfgang: Zak-Mietzinsminderungstabelle

309 Weber, Kordula: Preisanpassungsklauseln im Unternehmergeschäft
Die Zeitschriftenübersicht wurde freundlicherweise zur Verfügung gestellt von:
Lorene Fenkart und Paul Kessler, Singer & Kessler Rechtsanwälte OG.
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Welser (Hrsg)
Fachwörterbuch zum
bürgerlichen Recht

2. Au  age 2022.
XXIV, 742 Seiten. Geb.
ISBN 978-3-214-02477-2

89,00 EUR
inkl. MwSt.

shop.manz.at

Durchblick im
Zivilrecht von A bis Z
•  Enthalten sind alle relevanten Begriffe, am aktuellsten Stand von Lehre und

Rechtsprechung.
• Von A-Z gegliedert,
• samt ausführlichen De  nitionen,
•  plus Hinweise auf Literatur und Judikatur. 
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Beleidigende Schreibweise in Schriftsätzen
DISZIPLINARRECHT

§ 9 Abs 1 RAO; § 28 DSt
Von einem Rechtsanwalt wird erwartet, dass er sich stets in Wort und Schrift einer sachlichen Aus-
drucksweise bedient und jede unsachliche und beleidigende Äußerung unterlässt.
Ein Einstellungsbeschluss ist nur zu fassen, wenn nicht einmal der Verdacht eines Disziplinarverge-
hens vorliegt.
OGH 6. 7. 2022, 23 Ds 7/22 i

Sachverhalt
Der beschuldigte Rechtsanwalt formulierte in einem bei Ge-
richt eingebrachten Schriftsatz Folgendes:
• „Die Gegenseite schreckt auch vor infamen Verleumdun-
gen nicht zurück“,

• es werde ein „Weg des ‚Täuschens & Tarnens‘ fortge-
setzt“,

• „eine [gegnerische] Ausführung“ sei „in ihrer Perfidie
und Unrichtigkeit kaum zu überbieten“,

• „das gegnerische Vorbringen ist durchsichtig; mit Ver-
leumdungen und Stimmungsmache versucht man vom
rechtlich relevanten Sachverhalt, der sich im Grunde auf
wenige Zeilen zusammenfassen lässt, abzulenken“, sowie

• der Zeuge * C* sei „sogar kriminell“ und die ErstBekl
prahlerisch.

Mit dem angefochtenen Einstellungsbeschluss stellte der Dis-
ziplinarrat fest, dass kein Grund zur Disziplinarbehandlung
vorliege. Nach der Begründung dieser Entscheidung reagierte
der Disziplinarbeschuldigte mit diesem Schriftsatz auf (nicht
näher beschriebene) Äußerungen in einer – vom Anzeiger
verfassten – gegnerischen Klagebeantwortung, welche vom
Disziplinarrat ihrerseits „als standeswidrige Überschreitung
der freien Meinungsäußerung“ und „bewusstes In-Streit-zie-
hen“ des Disziplinarbeschuldigten eingestuft wurden. Letzte-
rer habe „vorab zumindest intern geprüft, ob der Tatbestand
der Verleumdung erfüllt sein kann“, und „den Vorwurf nicht
leichtfertig und unüberlegt erhoben“.Darauf basierend gelang-
te der Disziplinarrat zur Einschätzung, dass die inkriminier-
ten Äußerungen „gerade noch tolerabel“ iS einer „angemesse-
nen Reaktion“ auf die „standeswidrigen Vorwürfe des Anzei-
gers“ seien und „der Vorwurf der Verleumdung durch Bezich-
tigung des Disziplinarbeschuldigten eines standeswidrigen
Verhaltens nicht ungeprüft und leichtfertig erhoben wurde“.

Der OGH gab der dagegen gerichteten Beschwerde des
Kammeranwalts Folge und änderte den Beschluss dahin ab,
dass Grund zur Disziplinarbehandlung in mündlicher Ver-
handlung hinsichtlich des Verdachts vorliegt, der Diszipli-
narbeschuldigte habe sich in diesem Schriftsatz einer gegen
das Sachlichkeitsgebot nach § 9 Abs 1 RAO verstoßenden
Schreibweise bedient.

Aus den Entscheidungsgründen:
Ein Beschluss des Inhalts, dass kein Grund zur Disziplinar-
behandlung vorliegt (Einstellungsbeschluss), darf vom Dis-

ziplinarrat – soweit hier wesentlich – gefasst werden, wenn
nicht einmal der Verdacht eines ein Disziplinarvergehen
begründenden Verhaltens des angezeigten Rechtsanwalts
iSd § 28 Abs 2 DSt vorliegt (vgl RIS-Justiz RS0056969;
RS0057005; Lehner in Engelhart/Hoffmann/Lehner/ Rohreg-
ger/Vitek, RAO10 § 28 DSt Rz 9).

Vom – eine Verfahrenseinstellung rechtfertigenden –

Fehlen eines solchen Verdachts ist (im Lichte des § 212
Z 2 StPO [§ 77 Abs 3 DSt]) nur dann auszugehen, wenn
das vorliegende Tatsachensubstrat Grund zur Annahme
bietet, dass Dringlichkeit und Gewicht des Tatverdachts
nicht ausreichen, um eine Verurteilung des Beschuldigten
auch nur für möglich zu halten, und von weiteren Ermitt-
lungen eine Intensivierung des Verdachts nicht zu erwarten
ist. Diese Beurteilung ist Sache der Beweiswürdigung des
Senats gem § 28 DSt, während dem erkennenden Senat
gem § 30 DSt die Prüfung vorbehalten bleibt, ob sich der
Verdacht zum Schuldbeweis verdichtet hat (RIS-Justiz
RS0056973 [T 5]).

Von einem Rechtsanwalt wird aufgrund seiner hohen
Bildung und seiner Tätigkeit im Rahmen der Rechtspflege
erwartet, dass er sich stets in Wort und Schrift einer sach-
lichen Ausdrucksweise bedient und jede unsachliche und
beleidigende Äußerung unterlässt (RIS-Justiz RS0055208);
bereits das fahrlässige Überschreiten des aus § 9 Abs 1
RAO zulässigen Maßes in Schriftsätzen verletzt die Berufs-
pflichten und beeinträchtigt überdies die Ehre und das An-
sehen des Stands (vgl RIS-Justiz RS0120395; 21 Ds 1/20i).

Unter Hinweis auf den Wortlaut einzelner – auch ohne
Feststellungen zum konkreten Bedeutungsinhalt (vgl RIS-
Justiz RS0092588; RS0092437 [T 4]) für die Prüfung der
Verdachtslage nach § 28 DSt ausreichender (weil insoweit
bereits „für sich“ sprechender) – Passagen im Schriftsatz
des Disziplinarbeschuldigten, insb die Vorwürfe „infamer
Verleumdungen“ des „Täuschens und Tarnens“ und der
„Perfidie“ sowie die Behauptungen eines „kriminellen“ Ver-
haltens eines Zeugen und des „prahlerischen“ Agierens der
Bekl, macht die Beschwerde des Kammeranwalts hinrei-
chend deutlich geltend, dass (objektiv betrachtet und soweit
für die Beurteilung der Dringlichkeit der Verdachtslage ge-
mäß § 28 DSt zulässig) durchaus konkrete Anhaltspunkte
für die Verdachtsannahme vorliegen, der Disziplinarbe-
schuldigte habe sich (als Parteienvertreter) einer unsachli-

MICHAEL BURESCH

Der Autor ist Rechtsan-
walt in Wien und An-
waltsrichter beim OGH.

2022/333
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chen und über die Befugnis zu unumwundenem Vorbrin-
gen (vgl dazu Lehner in Engelhart/Hoffmann/ Lehner/Rohr-
egger/Vitek, RAO10 § 9 RAO Rz 16 mwN) hinausgehenden
Ausdrucksweise bedient, welche vielmehr eine mit persön-
licher Animosität geführte Kontroverse indiziert (RIS-Justiz
RS0117215), und die ihm – zumal bei Anwendung der ge-
botenen Sorgfalt subjektiv erkennbar und vermeidbar – als
Verstoß gegen § 9 RAO anzulasten wäre (vgl RIS-Justiz
RS0055208; RS0055897; RS0056312).

Da somit vorerst die Möglichkeit einer disziplinarrecht-
lichen Verfehlung nicht auszuschließen ist und über allfäl-
lige Zweifel an der disziplinären Verantwortlichkeit des
Disziplinarbeschuldigten nur in einer mündlichen Diszipli-
narverhandlung entschieden werden kann (vgl Lehner in
Engelhart/Hoffmann/Lehner/Rohregger/Vitek, RAO10 § 28
DSt Rz 10; RIS-Justiz RS0110142; RS0057005), war der (in
nichtöffentlicher Sitzung ergangene) Einstellungsbeschluss

nach § 28 Abs 3 DSt unzulässig (RIS-Justiz RS0056969;
RS0056973).

Anmerkung:
Leider verrät die Entscheidung nicht, was in der Klage-
beantwortung gestanden ist, das den Disziplinarbe-
schuldigten zu der doch recht deftigen Wortwahl veran-
lasst hat. Offenbar waren darin persönliche Angriffe ge-
gen den Disziplinarbeschuldigten enthalten, gegen wel-
che sich dieser zur Wehr setzte.
Nichts gegen eine pointierte Schreibweise, aber konnte
man das nicht auch sachlicher formulieren? Letzten En-
des gewinnt bei Gericht derjenige, der die besseren
Sachargumente für sich hat.

MICHAEL BURESCH

Familien- und Erbrecht:
neue Judikatur 2021!
Band LVIII enthält die Grundsatz- und
Einzelfallentscheidungen des Jahres 2021:
• 3619 Rechtssätze 
• fachkundig ausgewählt 
• mit zweitinstanzlicher Judikatur

Gitschthaler (Hrsg)
Familien- und erbrechtliche Entscheidungen
EF-Slg, Band LVIII

2022. XXVI, 810 Seiten. Ln.
ISBN 978-3-214-02658-5

252,00 EUR
inkl. MwSt.

shop.manz.at
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SUBSTITUTIONEN

WIEN

Übernehme Substitutionen in Wien und Umge-

bung, auch kurzfristig, in Zivil- und Strafsachen

(Nähe Justizzentrum), auch Verfahrenshilfe und

Rechtsmittel. Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsan-

walt, Erdberger Lände 6, 1030 Wien. Telefon und

Fax (01) 713 78 33 und (01) 712 32 28, auch

außerhalb der Bürozeiten, oder Mobiltelefon

(0664) 430 33 73 und (0676) 603 25 33,

E-Mail: scheimpflug@aon.at

Verfahrenshilfe in Strafsachen.

RA Dr. Irene Pfeifer, Riemergasse 10, 1010 Wien,

Telefon (01) 512 22 90, (0664) 302 53 56, Telefax

(01) 513 50 35, E-Mail: i.pfeifer.ra@chello.at,

übernimmt Substitutionen, auch Verfahrenshilfe

in Strafsachen und Rechtsmittel.

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasium-

straße 68/6, Telefon (01) 369 59 34, Telefax

(01) 369 59 34–4, übernimmt Substitutionen in

Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,

insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling

und Hernals.

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exe-

kutionssachen) in Wien und Umgebung (in Wien

auch kurzfristig) übernehmen die Rechtsanwäl-

te Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther

Reiffenstuhl, Franz-Josefs-Kai 41/9, 1010 Wien

(nächst Justizzentrum Wien-Mitte). Telefon

(01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

RA Dr. Claudia Stoitzner übernimmt – auch kurz-

fristig – Substitutionen aller Art in Wien und

Umgebung, auch Verfahrenshilfe in Straf-, Zivil-

und Verwaltungssachen sowie Ausarbeitung

von Rechtsmittel und gänzliche Übernahme

von Verfahrenshilfesachen. Dr. Claudia Stoitz-

ner, Rechtsanwältin, Mariahilfer Straße 45/5/36,

1060 Wien, Tel.: (01) 585 33 00,

Fax: (01) 585 33 05, Mobil: (0664) 345 94 66,

E-Mail: office@rechtsanwaeltinstoitzner.com

Dr. Steiner und Mag. Isbetcherian übernehmen –

auch kurzfristig – Substitutionen aller Art (auch

in Strafsachen), auch Verfahrenshilfe in Strafsa-

chen und Ausarbeitung von Rechtsmitteln, dies

in Wien und Umgebung. 1030 Wien, Hintzerstra-

ße 11/4, Telefon (01) 712 63 14, (01) 713 23 20,

Telefax (01) 713 07 96,

E-Mail: ra-steiner-isbetcherian@aon.at

Substitutionen aller Art (auch Verfahrenshilfe

und Ausarbeitung von Rechtsmitteln) in ganz

Wien übernimmt RA Mag. Christian Bammer,

1070 Wien, Kaiserstraße 57–59/1/14B. Telefon

(01) 522 65 19, Telefax (01) 522 65 97, E-Mail:

office@ra-bammer.at, www.ra-bammer.at

Substitutionen aller Art in Wien und Wien-Um-

gebung. RA Mag. Sebastian Krumpel übernimmt

gerne Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwal-

tungssachen (auch Verfahrenshilfe, auch Rechts-

mittel). Telefon (01) 595 49 92 (Telefax -99), Mobil

(0680) 442 48 04, E-Mail: office@krumpel.net, Lo-

quaiplatz 13/19, 1060 Wien, www.krumpel.net

Erfahrener Prozessanwalt übernimmt Substi-

tutionen aller Art in ganz Wien. RA Dr. Stephan

Messner, 1130 Wien, Hietzinger Hauptstraße

22/D/B10A, Telefon: 01/876 30 96,

Telefax: 01/876 30 96-4.

E-Mail: ra.dr.messner@aon.at,

homepage: www.ra-messner.at

Substitutionen in Wien und Umgebung

in Zivil- und Verwaltungssachen

Kanzlei Dr. Haunschmidt

Stadiongasse 6–8, 1010 Wien

Tel. 01 40 34 500

office@ra-haunschmidt.at

KÄRNTEN

Substitutionen alle Art (auch Strafsachen und

gänzliche Übernahme von Verfahrenshilfe-

sachen), insbesondere für die Bezirksgerichte

Villach, Klagenfurt, Spittal/Drau, Feldkirchen,

Hermagor, auch kurzfristig – übernimmt Rechts-

anwalt Mag. Markus Steinacher, Tiroler Straße 6,

9500 Villach, Telefon (04242) 39 222.

E-Mail: office@ra-steinacher.at

STEIERMARK

Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz,

Kreuzgasse 2c, übernimmt für Sie gerne – auch

kurzfristig – Substitutionen in Zivil- und

Strafsachen in Graz und Umgebung. Telefon

(0316) 82 65 54, Telefax DW 30,

E-Mail: office@anwalt-austria.at, Mobil erreichbar:

(0676) 310 48 52.

SALZBURG

ADAM & FELIX Rechtsanwälte KG, 5020 Salzburg,

Sigmund-Haffner-Gasse 3, übernimmt Substitu-

tionen aller Art in der Stadt Salzburg.

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax DW -6,

office@adam-felix.at

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg,

mit Kanzleisitz unmittelbar neben Bezirks- und

Landesgericht Salzburg, übernimmt auch kurz-

fristigst Substitutionen in Zivil-, Straf- und Ver-

waltungssachen.

Telefon-Nr.: 0662/843164, Telefax: 0662/844443,

E-Mail: gassner.estl@salzburg.co.at

OBERÖSTERREICH

RA Mag. Martina Blaha, Museumstraße 7,

4020 Linz, mit Kanzleisitz unmittelbar neben Be-

zirks- und Landesgericht Linz, übernimmt Sub-

stitutionen in Zivilrechtssachen im Raum Linz,

Urfahr und Traun. E-Mail: office@ra-blaha.at

Tel.Nr: 0732/272991

INTERNATIONAL

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelum-

schreibung, Substitution. Rechtsanwalt aus

München übernimmt sämtliche anwaltlichen

Aufgaben in Deutschland. Zuverlässige und

schnelle Bearbeitung garantiert! Rechtsanwalt

István Cocron, Liebigstraße 21, 80538 München,

Telefon (0049–89) 552 999 50, Telefax (0049–89)

552 999 90. Homepage: www.cllb.de>

Deutschland: Rechtsanwalt Klamert (Mitglied

RAK Tirol/München) steht österreichischen Kol-

legen für Mandatsübernahmen/grenzüberschrei-

tende Angelegenheiten und Substitutionen/

Zwangsvollstreckungen jederzeit gerne in

Gesamt-Deutschland/Kitzbühel zur Verfügung.

Telefon 0049/89/540 239-0,

Telefax 0049/89/540 239-199,

E-Mail: klamert@klamertpartner.de;

www.klamertpartner.de
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Italien: RA Avv. Ulrike Christine Walter (Partner

von del Torre & partners), in Österreich und Ita-

lien zugelassene Rechtsanwältin, Kärntner Straße

35, 1010 Wien, und corso Verdi 90, 34170 Goerz,

und 33100 Udine, Via Cussignacco 5, Italien, steht

österreichischen Kollegen für Mandatsübernah-

men und staatenübergreifende Substitutionen

aller Art zur Verfügung.

Tel. 0039 (0432) 60 38 62,

Telefax 0039 (0432) 52 62 37,

Mobil 0039 334 162 68 13,

E-Mail: udine@euroius.it,

Internet: www.euroius.it

Schweiz: Rechtsanwalt Mag. Ernst Michael Lang,

Goethestraße 1, A-6845 Hohenems, nieder-

gelassener EU/EFTA-RA in der Schweiz, Zinggen-

strasse 3, CH-9443 Widnau, steht für Mandats-

übernahmen Fiskalvertretungen, Geschäftsfüh-

rungen und Firmengründungen zur Verfügung.

Telefon Hohenems: +43 (0) 5576/755 05,

E-Mail: kanzlei@ra-lang.at, www.ra-lang.at

Telefon Schweiz: +41 (0) 717535 07 04

Niederlande: Rechtsanwaltskanzlei Schmidt

Advocatuur aus Amsterdam mit Zweigstelle in

Österreich steht österreichischen Kollegen für

Mandatsübernahmen und bei grenzüberschrei-

tenden Angelegenheiten gerne zur Verfügung.

Bei Fragen zum Niederländischen Wirtschafts-

recht, Urheberrecht und Allgemeinen Zivilrecht

kontaktieren Sie RA Mag. J. Menno Schmidt

(M: +43 [0]680 118 1515). Amsterdam,

Sarphatistraat 370, NL-1018 GW,

Telefon +31 (0)20 320 03 60,

E-Mail: mail@schmdt.nl; www.schmdt.nl

Niederlande:Wijnkamp Rechtsanwaltskanzlei: in

Österreich und in den Niederlanden zugelassene

Rechtsanwälte mit Sitz in Tirol bieten Unterstüt-

zung bei Rechtstreitigkeiten mit Bezug auf die

Niederlande sowie bei der Prozessführung vor

Ort in den Niederlanden an.

Tel: + 43(0)5418 20 400 /

E-Mail: office@wlawfirm.eu /

www.bergsportrecht.eu

Ungarn: Substitutionen und sonstige anwaltliche

Aufgaben (Insbesondere aus Wirtschaftsrecht,

Handelsrecht, Gesellschaftsrecht, Immobilien-

recht und Arbeitsrecht) übernimmt Dr. Tibor

Gálffy, Rechtsanwalt in Wien und Budapest bei

GÁLFFY & VECSEY, Vertrauensanwalt der öster-

reichischen Botschaft in Ungarn.

Kontakt: 1111 Budapest, Bartók Béla út 54.

Telefon +36 (1) 799 84 40

E-Mail: bp@ga-ve.com www.ga-ve.com

Slowenien – Kroatien – Bosnien und Herze-

gowina – Serbien –Montenegro –Mazedonien

– Kosovo: Rechtsanwaltskanzlei Mag. Dr. Mirko

Silvo Tischler d.o.o. (GmbH), Trdinova ulica 5,

SI-1000 Ljubljana, Vertrauensanwalt und Senat

der Wirtschaft, steht sämtlichen Kolleginnen

und Kollegen für cross-border-Mandatsübernah-

men in diversen Rechtssachen zur Verfügung.

Telefon +386 (0)1 434 76 12,

Telefax +386 (0)1 432 02 87,

E-Mail: office@mst-rechtsanwalt.com,

Web: www.mst-rechtsanwalt.com

REGIEPARTNER:IN

STEIERMARK

Liezen: Eintragungsfähige(er) RAA(IN) oder

junge(r) RA(IN) für Regiegemeinschaft und

spätere Kanzleiübernahme gesucht. Kontakt

unter 03612/22 219 oder office@advoc.at.
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Indexzahlen 2022 August September

Berechnet von Statistik Austria

Index der Verbraucherpreise 2015 (Ø 2015 = 100) 121,8 123,8*)

Großhandelsindex 2015 (Ø 2015 = 100) 138,4 138,8*)

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 2010 (Ø 2010 = 100) 134,9 137,1*)

Index der Verbraucherpreise 2005 (Ø 2005 = 100) 147,7 150,1*)

Index der Verbraucherpreise 2000 (Ø 2000 = 100) 163,3 165,9*)

Index der Verbraucherpreise 96 (Ø 1996 = 100) 171,8 174,6*)

Index der Verbraucherpreise 86 (Ø 1986 = 100) 224,6 228,2*)

Index der Verbraucherpreise 76 (Ø 1976 = 100) 349,2 354,8*)

Index der Verbraucherpreise 66 (Ø 1966 = 100) 612,9 622,7*)

Verbraucherpreisindex I (Ø 1958 = 100) 780,9 793,4*)

Verbraucherpreisindex II (Ø 1958 = 100) 783,5 796,0*)

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) 6861,3 6971,0*)

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) 5913,4 6007,9*)

Großhandelsindex (Ø 2010 = 100) 143,5 143,8*)

Großhandelsindex (Ø 2005 = 100) 158,9 159,3*)

Großhandelsindex (Ø 2000 = 100) 174,9 175,3*)

Großhandelsindex (Ø 1996 = 100) 180,2 180,6*)

Großhandelsindex (Ø 1986 = 100) 187,9 188,4*)

Großhandelsindex (Ø 1976 = 100) 250,3 250,9*)

Großhandelsindex (Ø 1964 = 100) 416,6 417,5*)

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt 4063,8 4072,8*)

*) vorläufige Werte Zahlenangaben ohne Gewähr

ÖSTERREICHISCHER RECHTSANWALTSKAMMERTAG · WOLLZEILE 1–3 · 1010 WIEN
TEL.: +43 1 535 12 75-0 · FAX: +43 1 535 12 75-13 · RECHTSANWAELTE@OERAK.AT · WWW.RECHTSANWAELTE.AT

DATENSCHUTZ Informationspflicht gemäß Art 13 DSGVO:
Das Österreichische Anwaltsblatt ist das Kundmachungsorgan des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages (ÖRAK). Im Rahmen des Österreichischen Anwaltsblatts informiert der
Österreichische Rechtsanwaltskammertag Rechtsanwälte, emeritierte Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter über die Verarbeitung personenbezogener Daten gemäß Art 13 DSGVO
wie folgt:
Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen: Österreichischer Rechtsanwaltskammertag, Wollzeile 1–3, 1010 Wien, +43 1 535 12 75-0, rechtsanwaelte@oerak.at,
https://www.rechtsanwaelte.at/. Den Datenschutzbeauftragten erreichen Sie unter an der Anschrift des Verantwortlichen sowie unter der E-Mail-Adresse dsba@oerak.at.
Der ÖRAK verarbeitet personenbezogene Daten der Rechtsanwälte, emeritierten Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter lediglich zur formalen Abwicklung der vom ÖRAK zu
besorgenden, gesetzlich vorgeschriebenen Geschäftsfälle, sowie personenbezogene Daten von Veranstaltungsteilnehmern zum Zwecke der Abwicklung der Veranstaltung auf Grundlage
deren Einwilligung sowie zur Erfüllung eines Vertragsverhältnisses. Der von der Verarbeitung Betroffene hat das Recht auf Auskunft über die gespeicherten Daten gemäß Art 15 DSGVO,
auf Berichtigung unzutreffender Daten gemäß Art 16 DSGVO, auf Löschung von Daten gemäß Art 17 DSGVO, auf Einschränkung der Verarbeitung von Daten gemäß Art 18 DSGVO,
auf Widerspruch gegen die unzumutbare Datenverarbeitung gemäß Art 21 DSGVO sowie auf Datenübertragbarkeit gemäß Art 20 DSGVO. Sofern die Verarbeitung aufgrund einer
Einwilligungserklärung erfolgt, hat die betroffene Person die Möglichkeit, diese jederzeit zu widerrufen, ohne dass die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf
erfolgten Verarbeitung berührt wird. Der Betroffene hat das Recht, sich bei der Aufsichtsbehörde zu beschweren – zuständig ist in Österreich die Datenschutzbehörde.
Informationen zum Datenschutz finden Sie unter https://www.rechtsanwaelte.at/impressumdatenschutz/

IMPRESSUM gem. § 24 MedienG
Offenlegung gem. § 25 MedienG und Angaben zu § 5 ECG abrufbar unter https://www.manz.at/impressum
Medieninhaber: MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH. Anschrift: Kohlmarkt 16, 1010 Wien. Verlagsadresse: Johannesgasse 23, 1010 Wien (verlag@manz.at).
Herausgeber: RA Dr. Armenak H. Utudjian, M.B.L.-HSG, Präsident des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages, Wollzeile 1–3, 1010 Wien, Tel: (01) 535 12 75, Fax: (01) 535 12 75-
13, E-Mail: rechtsanwaelte@oerak.at, www.rechtsanwaelte.at Redaktionsbeirat: em. RA Dr. Gerhard Benn-Ibler, RA Univ.-Prof. Dr. Michael Enzinger, RA Dr. Georg Fialka, em. RA
Dr. Klaus Hoffmann, RA Dr. Wolfgang Kleibel, RA Hon.-Prof. Dr. Elisabeth Scheuba, RA Dr. Armenak H. Utudjian, M.B.L.-HSG, RA Dr. Rupert Wolff. Redakteure: Bernhard Hrusch-
ka Bakk., Generalsekretär des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages und Mag. Christian Moser, Juristischer Dienst. Redaktion: Generalsekretariat des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages, Wollzeile 1–3, 1010 Wien, Tel: (01) 535 12 75, Fax: (01) 535 12 75-13, E-Mail: anwaltsblatt@oerak.at Hersteller: Ferdinand Berger & Söhne Ges.m.b.H.,
3580 Horn. Herstellungsort: Horn, Österreich. Verlagsort: Wien, Österreich. Zitiervorschlag: AnwBl 2022/Nummer; AnwBl 2022, Seite. Anzeigenkontakt: Stefan Dallinger, Tel: (01)
531 61-114, Fax: (01) 531 61-596, E-Mail: stefan.dallinger@manz.at Bezugsbedingungen: Das AnwBl erscheint 11x jährlich (1 Doppelheft). Der Bezugspreis 2022 (84. Jahrgang) beträgt
€ 336,– (inkl Versand in Österreich). Einzelheft € 36,70. Auslandspreise auf Anfrage. Nicht rechtzeitig vor ihrem Ablauf abbestellte Abonnements gelten für ein weiteres Jahr als erneuert.
Abbestellungen müssen schriftlich bis spätestens 18. November des laufenden Abojahres beim Verlag einlangen. AZR: Die Abkürzungen entsprechen den „Abkürzungs- und Zitierregeln
der österreichischen Rechtssprache und europarechtlicher Rechtsquellen (AZR)“, 8. Aufl (Verlag MANZ, 2019). Urheberrechte: Sämtliche Rechte, insbesondere das Recht der Ver-
vielfältigung und Verbreitung sowie der Übersetzung, sind vorbehalten. Kein Teil der Zeitschrift darf in irgendeiner Form (durch Fotokopie, Mikrofilm oder ein anderes Verfahren) ohne
schriftliche Genehmigung des Verlags reproduziert oder unter Verwendung elektronischer Systeme gespeichert, verarbeitet, vervielfältigt oder verbreitet werden. Haftungsausschluss:
Sämtliche Angaben in dieser Zeitschrift erfolgen trotz sorgfältiger Bearbeitung ohne Gewähr. Eine Haftung der Autoren, der Herausgeber sowie des Verlags ist ausgeschlossen. Foto-
credits: Aufmacher Schwerpunkt/Abhandlungen: istockphoto/baona; Aufmacher Service: istockphoto/Bim; Aufmacher Rechtsprechung: istockphoto/tomloel; Editorial Bernhard Fink:
Werner Himmelbauer; Foto Jessica König: privat; Foto Ingeborg Zerbes: Armin Hubner; Foto Shirin Ghazanfari: Fotostudio interfoto; Foto Christoph Grabenwarter: VfGH Maximilian
Rosenberger; Foto Mathis Fister: Gös, Heidelberg; Foto Michael Buresch: privat. Grafisches Konzept: WERTHER - Marketing- und Kommunikationsberatung, Türkenschanzstraße 46,
1180 Wien. Wird an Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter unentgeltlich abgegeben. Nachdruck, auch auszugsweise, ist mit Zustimmung der Redaktion unter Angabe der Quelle
gestattet. Namentlich gezeichnete Beiträge geben ausschließlich die Meinung der Autoren wieder.
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